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In Betreff der Voraussetzungen für die Erwerbung der 
Standesherrlichkeit sind Doctrin und Praxis bis zur Stunde 
noch bei weitem nicht zu der Klarheit gelangt, die man nach 
den vielfachen Erörterungen, welche Rechtslehrer und Staats- 
männer dieser Materie gewidmet haben, mit Recht sollte er- 
warten dürfen. Die Schuld mag nicht zum geringsten Theil 
in zwei Umständen liegen, einmal darin, dass Viele das deutsche 
Staatsrecht erst im Jahr 1806 beginnen lassen und in ihm 
eine neue, noch lange nicht fertige Wissenschaft erUicken, 
sodann darin, dass nicht Wenige ihre Ansichten über staats- 
rechtliche Dinge nach politischen Zwecken modelir und, weil 
ihnen die den Standesherrn in völkerrechtlichen Akten und 
in partikularrechtlichen Gesetzen oder Verordnungen einge- 
räumten Rechte als ein Schaden des öffentlichen Wesens er- 
scheinen, die Bedingungen der Erwerbung der Standesherr- 
lichkeit möglichst zu erschweren bemüht sind. N. 1. 
N. 1. vgl. Z a c H a r i ä , Denkschrift über den territorialen 
Umfang der standesherrlichen Vorrechte in Deutschland, 
1867, S. 78. 

Mohl, und seinen Standpunkt theilen Viele, lehrt über 
jene Voraussetzungen: 

„Um zu der Classe der württembergischen Standesherrn 
gerechnet werden zu können, sind zwei Erfordernisse 
wesentlich erforderlich, nämlich, einmal die rechtmässige 
und nach den Hausgesetzen ebenbürt^e Abstammung 
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von einer ehemals mit dinglicher Reichsstand- 
schaft versehenen grävlichen oder fürstlichen Familie, 
welche der württembergischen Souverainetät unterworfen 
wurde, und zweitens der Besitz von Gütern, auf 
welchen eine Kreis- oder Reichstagsstimme ruhte. Beide 
Erfordernisse sind nothwendig mit einander verbunden, 
so also, dass weder die blosse Abstammung ohne den 
bezeichneten Besitz, noch auch dieser Besitz ohne jene 
Abstammung hinreicht, die vollen standesherrlichen Rechte 
in Anspruch zu nehmen. Die blosse ebenbürtige Ab^ 
stammung von einer ehemals reichsständischen Familie 
berechtigt nur zu den reinpersönlichen Vorzügen, welche 
die Bundesacte allen Mitgliedern solcher Familien einge- 
räumt hat; der blosse Besitz eines ehemaligen Reichs- 
staates aber giebt nur Anspruch auf Ausübung der 
dinglichen Rechte des Gutes und auf Eintreten des 
mit erblichem Adelstande ' versehenen Besitzers in die 
Ritterschaft. Neue Standesherren können unter diesen 
Umständen nicht creirt werden, sondern nur mittelst Er- 
werbung eines ehemaligen Reichsstaates von Seite 
eines Abkömmlings einer bisher in Württemberg nicht 
Mg^essenen standesherrlichen Familie entstehen. Ver- 
mindern dagegen kann sich die Zahl der standesherr- 
lichen Familien nicht nur durch Aussterben, sondern 
auch durch den ][)lo8sen Verkauf der Güter an einen 
Nicbtstandesherrn, worunter denn nament- 
lich auch der Staat gehört" N. 2. 
N. 2. Das Staatsrecht des Königreiches Württemberg 2. Aufl, 
1840. Bd. I. S. 468 f. 

Man möchte an dieser Darstellung von vornherein manches 
aussetzen, wie z. B. den Verstoss, welcher darin liegt, dass 
die Gebiete vormals reicbsunmittelbarer, jetzt mediatisirter 
Fürsten und Grafen für Reichsstaaten ei^klärt werden. N. 3. 
N. 3. Mo hl ist hier übrigens nicht ohne Vorgänger. Ein- 
zelne Staatsrechtslehrer haben schon zu der Zeit, als das 
deutsche Reich noch als Staat, als Ein Staat bestand, 
(Lynker de superioritate territoriali p. 19) aber deiner 
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Auflösuag schon siehtliefa entgegen ging, gelehrt, dass das 
Reich^ebiet in Staaten, in Partikularstaaten zer^ 
falle. So Gönner, teutsches Staatsrecht 1804. §. 59, 90^ 
226, Leist, teutsches Staatsrecht 2. Aufl. 1805. §. 16, 
24, 25, 26,3^1, J. C. Majer, teutsches weltliches StpÄts- 
recht I. S. 364. Allein wenn auch die deutschen Landes- 
. herrn in den ihnen gehörigen politischen GebteteQ (Ten* 
torien, 
(L y n k e r 1. c. : Est autem Territorium terrae spatium 
certis terminis limitaturn, intra quo<l r^minis potes* 
tatem civitas habeat) 
Reichsländem) in ihrem eigenen Namen eine Regierung^.- 
gewalt (Landeshoheit, Landesfürstliche Obrigkeit, Landes- 
herrlichkeit, superioritas , superioritas territorialis, Ober* 
herrlichkeit) ausübten, so war ihre Gewalt doch keines- 
wegs unabhängig, sondern sie übten solche nur in Unter- 
ordnung unter die oberste Reichsgewalt aus. (Gönner 
a. a. 0. §• 52, 226, J. C. Majer a. a. 0. S. 162 f. 331 f. 
N. C. Lyncker 1, c. p. 13 f., 89, 103. B. C. Struvii 
Corp. jur. publ. ed. III. p. 1067 f. Wille D. de bodierna 
autoritate et reciproca juris et statuum imperii potestate 
P. L cap. III. §. n. V. L. V. Seckendorf, Teutscher 
Fürsten Staat, 3. Aufl. Thl. IL Cap. H. S. 66 f. Cramer, 
Obs. jur. univ. T. VL p. 135 f. Pütter, Inst. jur. publ. 
germ. ed. V. §. 117. 
femer den augenscheinlichen Widerspruch, in welchem einzelne 
seiner Sätze mit dem stehen, was Mo hl an andern Stellen 
seines Werks lehrt, — oder wie sollte der „blosß Besitz von 
G4itern" (also von beliebigen Gütern) einen Anspruch auf 
den Eintritt in die Ritterschaft gewähren, wenn für „die 
Eigenschaft eines Mitgliedes der württembergischen Ritter- 
schaft der Besitz eines adeligen Rittergutes^ die Vor- 
aussetzung bildet ? N. 4. 
N. 4. a. a. 0. S. 500 f. 
Auch fällt auf, wie „ehemalige Reichsstaaten", unter 
denen doch nur Territorien , politische Gebiete verstanden 
sein können, und „Güter "^9 wobei man nach dem gewöhnlichen 
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Sprachgebrauch an Domänen denken muss, als identisch ge- 
nommen werden mochten ; man stösst sich nicht minder an 
der Behauptung, dass zu Reichszeiten K r e i s- und Reichs- 
tagsstimmen auf „Gütern" geruht haben sollen; vollends 
ist nicht klar, was, nachdem Mo hl der Reichsstandschaft 
insofern eine dingliche Grundlage gegeben hat, als er sie 
von dem Besitz von Gütern, und zwar solcher Güter ab- 
hängig gemacht hat, auf welchen eine Kreis- oder Reichstags- 
stimme geruht haben soll, die daneben erwähnte „dingliche 
Reichsstandschaft** bedeuten soll. 

Bei dein engen Zusammenhang, in welchem die Lösung 
der Frage, durch welche Voraussetzungen die Erwerbung der 
Standesherrlichkeit und die Fortdauer erworbener 
standesherrlicher Rechte in der That, wie auchnach 
Mohl's Anferkenntniss mit den Bedingungen der Erwerbung 
und der Fortdauer der Reichs standschaft steht, lässt 
sich von vornherein kaum erwarten, dass man von MohTs 
Prämissen aus zu einer richtigen Entscheidung gelangen werde. 

Es soll, nach Mo hl, die Erwerbung und Forterhaltung 
der Standesherrlichkeit zweierlei Erfordernisse haben: den 
Besitz von Gütern und die Abstammung von einer ehe- 
mals mit dinglicher Reichsstandschaft versehenen gräflichen 
oder fürstlichen Familie. 

A. Besitz von Gütern. 

1) Wenn Mohl von der Nothwendigkeit des Güterbe- 
sitzes, gleichzeitig aber und gleichbedeutend damit vom „Be- 
sitz eines ehemaligen Reichsstaates" spricht, so könnte 
man meinen, er habe ehemalige reichsständische Territorien 
im Auge. Allein damit ist nicht zu vereinigen, dass die ehe- 
maligen Reichsstaaten doch eben nur Güter sein sollen, 
welchen dingliche, zum Eintritt in die Ritterschaft 
befugende, Rechte ankleben, was doch von einem politischen 
Gebiet nicht gesagt werden kann, dass ferner die standes- 
herrlichen Rechte einer Familie durch den Verkauf der Güter 
an einen Nichtstandesherrn, namentlich den Staat erlöschen 
sollen, bei welcher Bemerkung Mohl kaum an den Verkauf 
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standesherrlicher Rechte- gedacht haben kann, da er 
den Verkauf der Standesherrlichkeit an einen Nichtstandes- 
herrn nach allen seinen Prämissen nicht als wirksam be- 
trachten könnte, sondern geradezu für null und nichtig 
ansehen müsste, auch die württembergische Staatsfinanzver- 
waltung bekanntlich stets nur Domänen und GeföUe, niemals 
aber standesherrliche Rechte durch Kauf an sich gebracht 
hat. Eine weitere Bestätigung erhält diese Auffassung durch 
MohTs Erläuterungen in den Anmerkungen zu §. 86, z. B. 
N. 1, 2. S. 471, N. 3. S. 472, wo von „rein dinglichen 
Rechten reichsständischer Besitzungen", von „Real- 
rechten einer Standesherrschait" und davon die Rede ist, 
dass „reichsständische Familien" in einem Bundesistaat „mit 
ehemaligen Reichsstaaten angesessen" seien; oder würde man 
auch wohl von einem heutigen Souverain sagen, er sei in dem 
Staat, dessen Regent er ist, mit seinem Staatangesessen? 
In N. 4, S. 473 wirft Mo hl die Frage auf, „ob die standes- 
herrliche Eigenschaft eines Gutes je erlöschen" könne und 
verneint dieselbe für den Fall einer „Theilung des Gutes", 
weil „schon der Besitz eines Theiles eines ehemaligen 
Reichsstaates den persönlich Befähigten zum Standesherrn 
mache" und^ „so lange nicht durch ein eigenes Gesetz be- 
stimmt sei, dass die Theilung, wenn sie einen gewisseii Grad 
erreicht habe, die standesherrliche Eigenschaft solcher allzu- 
kleiner Parzellen endlich vernichte, selbst die äusserste 
Kleinheit desTheiles kein Hindemiss" sei. Am Schluss 
der Note erklärt er wiederholt die standesherrlichen Rechte 
für „Realrechte." Neu ist aber der Ausdruck, dass die stan- 
desherrlichen Rechte „an der Sache haften." Ein „Real- 
recht" kann freilich nur an einer Sache, und zwar an 
Einer Sache hinten, und Eine Sache sind die Domänen emes 
fürstlichen oder gräflichen Hauses nicht, allein Sachen sind 
sie, und eine Sache ist doch ein politisches Gebiet nicht. Es 
kann daher Mohl unter den Gütern mit standesherrlicher 
Eigenschaft, unter den kleinen Parzellen mit standesherrlicher 
Eigenschaft nur wirkliche Sachen verstanden haben. Zur 
Gewissheit wird dies vollends durch die Ausführung in §. 8ö, 
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N. 1. S. 468, wo sich Mo hl auf die Bekanntmachung des 
K. Ministerium des Innern wegen Errichtung einer Adels- 
matrikel vom 15. Januar 1818 beruft. „In der R e a 1 matrikel, 
bemerkt Mo hl, sind nur enthalten solche Besitzungen, 
auf denen ehemals eine Reichs- oder Kreistagsstimme ruhte, 
und Rittergüter." Andere liegende Gründe fügt er bei, 
werden nicht aufgenommen. Nach der Bekanntmachung vom 
15. Januar 1818 „sind die erwähnten nach diesen beiden 
Hauptklassen namentlich zu bezeichnenden Besitzungen 
unter folgenden Rubriken vorzutragen: 1) Name und Be- 
schreibung des Guts nach den angeführten Eigenschaften." 
Und zwar sind „Besitzungen, die ein geschlossenes Gan- 
zes, oder einen Theil eines geschlossenen Ganzen bilden, 
auch in dieser Eigenschaft mit ihren einzelnen Zubehörden 
an Ortschaften, Meiereien, Waldungen etc., beide letz- 
tern mit Bemerkung der M o r g e n z a h 1 , genau zu verzeichnen." 
Es steht demnach fest: nach Mo hl und nach der Anschauung 
der Juristen, welche die Bekanntmachung von 1818 entworfen 
haben, sind es Meiereien, Waldungen, Fischwasser, Schlösser 
und andere derartige Gegenstände gewesen, auf welchen ehe- 
mals die Reichstagsstimmen der deutschen Fürsten und Grafen 
geruht haben. Auf welchep derartigen „li^en(|en Gründen" 
mag die Reichstagsstimme der Herzoge von Württemberg ge- 
ruht haben ? Niemand wohl wird das zu sagen vermögen. 

Mir scheint, wenn man wissen will, wer die „im Jahr 
1806 und seitdem mittelbar gewordenen ehemaligen 
Beichsstände^^ die jetzigen Standesherm sind, denen in art. 
XIV. (vergl. auch art. VI.) der deutschen Bundesakte be- 
stimmte Rechte eingeräumt wurden, und was unter den „Be- 
sitzungen" zu verstehen ist, von welchen lit. c. daselbst han- 
delt, so wird man gut thun, sich vor allem in den Quellen 
des Reichsrechts umzusehen und man wird auch die Mühe 
nicht scheuen dürfen, in den dickleibigen Werken der alten 
Rechtsgelehrten, die, wenn diese auch nicht alle so geschmack- 
voll, wie neuere Publicisten, doch um so gründlicher geschrieben 
haben, sich Raths zu erholen. Um so gewisser wird man 
dies da nicht unterlassen dürfen, wo es sich um Rechtsver- 
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hältnisse handelt, welche in sich abgeschlossen und abgestorben 
sind, wie die Reichsstandschaft. 

Es ist mithin zu erforschen, was zur Zeit der Reichs- 
verfassung unter einem Reichsstand verstanden worden ist 
und welches zur Zeit des Reichs die Bedingungen für die 
Ausübung der Reichsstandschaft gewesen sind. 

Reichsstand war, darin sind Alle einverstanden, wer das 
Recht hatte, auf Reichsversanimlungen Sitz und Stimme zu 
führen. N. 4. 
N. 4. Reichsabschied von 1548. §. 56, 105 (Neue Samm- 
lung der Reichsabschiede Thl. 11. S. 537 f. 546). RA. 
von 1500. § LIII. (a. a. 0. S. 85). RA. von 1555. §. 19 
(a. a. O. Thl. III. S. 18). RA. von 1564., §. 29 (a. a. 0. 
S. 207). RA. von 1641 §. 96 (a. a. 0. S. 566). RA. von 
1654. §. 197 (a. a. 0. S. 678). Westphälischer Friedens- 
schluss von 1648. art. VIII. §. 2. Wahlkapitulation von 
1792 art. I. §. 3. art. IV. §. 1. J. C. Majer, teutsches 
weltliches Staatsrecht 1775. Bd. I. S. 398 f., 460 f. Ha- 
be rlin, Handbuch des teutschen Staatsrechts 1794. Bd. I. 
S. 258 f. Gönner a. a. 0. §. 68, 133. Schmid, Lehr- 
buch des gemeinen deutschen Staatsrechts I. 266. J. J. 
Moser von denen Teutschen Reichsständen S. 2. Der- 
selbe, Comp. jur. publ. mod. regni Germ., Auti. von 1742. 
S. 249. B. G. S truvii, corpus juris publ. ed. III. p. 574 f. 
S. Stryk Diss. Accad. Frankfurt u. Leipzig T. L p. 251. 
nr. 31. T. V. p. 51. nr. 28 f. T. VL p. 117. nr. 26, p. 122. 
nr. 13 f. T. VL p. 127. nr. 72. D. de pactis succes. Cap. VE. 
§. 10 in Opp. praestant. Vol. IV. p. 927. Selchow, Ele- 
menta jur. publ. Germ. ed. IL T. L §. 110. Lynker, de 
sup.terr. p.89, 90. Wille 1. c. Cap.IIL §.IIL Schweder, 
introd. in jus publ. p. 683 und D. de pari nexu civitatum 
imperialium cum S. R. Imperio, Cap. IL §. 1 f. (in Disp. 
T. n. p. 20 1 f .). K r e t s c h m a n n , Versuch eines Lehr- 
buchs des positiven Rechts der Deutschen Thl. I. S. 15. 
Ertel, Praxis aurea von der Niedergerichtbarkeit 2. Ausg. 
1737. Thl. IL S. 80. R. G. Knichen, operis politici 
Vol. n. p. 205 f. Mittermaier, Deutsches Privatrecht 
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7. Aufl. I. §. 54. S. 202. Posse, über die Sonderung 

reichsständischer Staats- und Privatverlassenschaft S. 163. 

. Cons. Tub. Vol. I. C. I. nr. 22 und Vol. H. C. 1. nr. 1 f. 

F. C. Harpprecht Consil. Tub. Vol. IV. C^ qS. nr. 94, 
103 f. und Consult. crim. et civ. P. 11. C. 55. nr. 115. 
p. 1219. Lauterbach, D. de jure aggratiandi th. III. 
nr. 5. in Diss. acad. Vol. L p. 163 f. D. de condominio 
territorii cap. IV. th. IX. nr. 3 f., 1. c. Vol. IV. p. 1616 f. 
Thomasius, D. de statuum imperii potestate legislatoria 
contra jus commune §. I f. (Diss. acad. T. 11. p. 817 f. 

G. A. Struvii, synt. juris civ. cum addit. P. Mülleri, 
ed. IL P. L p. 66, 210, 211. Carpzov, Vol. disputa- 
tionum bist. pol. juridicarum, Leipzig 1666. p. 301. nr. 11 f. 
Gramer, Obs. jur. univ. T. VL p. 138. T. 11. P. L p. 236 f. 
Maurenbrecher, deutsches Privatrecht 2. Aufl. 11. 
§.638. Kohler, deutsches Privatftirstenrecht S. 100. Der- 
selbe, die staatsrechtlichen Verhältnisse des mittelbar 
gewordenen vormals reichständischen Adels in Deutschland 
S. 5. J. G. Estor, Comm. de ministerialibus p. 563 f. 
Derselbe, bürgerliche rechtsgelehrsamkeit der Teutschen 
L S. 59 f. Lei st, teutsches Staatsrecht 2. Aufl. §. 71. 
S. 219 f. §. 16. S. 58 f. Eichhorn, deutsches Privat- 
recht 5. Ausg. §. 56. S. 164 f. J. A. ijKopp, de insigni 
diff. inter S. R. J. comites et nobiles immediates ed. n. 
p. 175, 322 f. Gail, pract. Obs. L. L obs. 21. nr. 9, 21. 
Vitriarius, illustratus ed. III. T. L p. 226 f., 290. 
T. IIL p. 261 f., 368 f. Besold, thes. pract. Ausg. von 
1740. T. L'p. 894 f. s. v. Reichstände. Pütt er, Instit. 
jur. publ. Germ, ed. V. L, I. cap. IH. §. 26. p. 30, L. 11. 
cap. II, §. 71 f. p. 73 f. Derselbe, kurzer Begriff des 
Teutschen Staatsrechts 2. Aufl. §. 38. S. 30. Phillips, 
deutsche Reichs- und Rechtsgeschichte 3. Aufl. S. 288. 
Mascov, Princ. jur. publ. Imp. Rom. Germ. ed. VL L. IV. 
cap. I. §. 10. p. 258. Zöpfl, Grundsätze des gemeinen 
deutschen Staatsrechts 5. Aufl. Thl I. §. 90. G.A. Struvii, 
D. de requisitis Statuum imperii rom. germ. 1677 p. 5 f. 
33. Wehner, pract. jur. observat., ed. 1731 s.v. Stand 
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dess Reichs p. 453. J. H. M e i e r , De decomitiis imperii 
universalibus, earumque causa efficiente, subjecto, et ma- 
teria, Erfurt 1719. th. 14, 16. H. Cocceji, D. de cha- 
ractere statutum imperii, der Reichsstandschafft , 1709. 
p. 14f. Schulte, deutsche Reichs- und Rechtsgeschichte 
§. 96. S. 267. 2. Aufl. 1870. S. 295 f. G. Schweder, 
Disput. T. n. p. 203. Walter, deutsche Rechtsgesch., 
2. Ausg. Bd. I. §. 349. S. 416. J: Limnaeus, jus publ. 
ed. IV. T. I. Lib. IV. cap. 4. cap. 8. nr. 12. Lib. VII. 
cap. I. nr. 46. Heffter, die Sonderrechte der souve- 
ränen und der mediatisirten vorn^als reichsständischen 
Häuser Deutschlands 1871. S. 13. 
Dieses Recht, auf den allgemeinen Reichsversammlungen 
zu erscheinen, stund den Landesherrn zu, N. 5. 
N. 5. J. J. Moser, von denen Teutschen Reichsständen 
S. 3. Struvii, corp. jur. publ. §. 575, 577. Stryk 1. c. 
T. VI. p. 122. nr. 15. Gramer, Obs. jur. univ. T. H. 
P. I. p. 236 f. Schweder, Disp. T. II. p. 203. Gönner 
a.^. 0. Häberlin a. a. 0. S. 257f. „Zwischen den teutschen 
Reichsständen selbst, und denen in andern Reichen, tritt 
ein grosser wesentlicher Unterschied ein. In diesen sind 
sie nemlich blos Privatpersonen, und blosse Güter- 
besitzer, wenn sie auch gleich noch so reich und ihre 
Güter von einem noch so grossen Umfang sind, mithin 
in dieser doppelten Rücksicht manchen teutschen Reichs- 
stand überwiegen. In Teutschland hingegen sind sie keine 
blosse Güterbesitzer, sondern Regenten, die Land und 
Leute regieren" etc. Cons. Tub. Vol. IK. C. 46. nr. 49. 
J. C. Majer a. a. 0. S. 400 f. J. E. Linck, D. de fun- 
damento voti comitialis, Strassburg 1709. §. 10 und 11. 
Wahlkapitulation von 1792. art. I. §. 4, 8. art. IV. §. 6, 
15, art. XV. §. 1, 2, 4. Mohl a. a. 0. L S. 471. N. 1. 
Zöpfl, Staatsrecht L §. 92. Heffter, di^ Sonder- 
rechte etc. S. 10. 
aber nicht den Landesherrn als solchen, sondern denjenigen 
Landesherrn, welche ein unmittelbares ständisches Reichsland 
besassen. N. 6. 
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N. 6. J. C. Majer a. a. 0. S. 400: Es „haftet die Reichs- 
standschaft einzig und allein auf dem würkliehen Besitze 
und Eigenthum eines unmittelbaren Ständischen teutschen 
Reichslandes/ S. 403. Schmid a. a. 0. S. 266: „Dieser 
(der hohe Adel) war theils 1) ein Realadel, indem er den 
Familienbesitz eines mit Reichsstandschaft versehenen 
Reichslandes voraussetzte" etc. S. 283. Moser,' von denen 
Teutschen ReichsStänden S. 3 f. : „Ein Stand des Teutschen 
Reichs ist eine Person, oder Commun, welche 1) ein un- 
mittelbares Land oder Gebiet besizfet, und 2) in An- 
sehung desselbigen Siz und Stimme auf allgemeinen 
Reichsversammlungen hat." S. 805. Selchow 1. c. I. 
§. 110. Falluntnr ergo, qui in sola immedietate, vel in 
superioritate territoriali notam characteristicam statuum 
Imperji quaerunt, cum multi sint immediati, qui non sunt 
Status, neque etiam sola superioritatis territorialis adqui- 
sitio vel amissio jus Status imperil vel tribuere possit vel 
tollere. Kretschmann a. a. 0. S. 15. Besold, dis- 
cursus politici, Strassb. 1623. p. 94, 173 f. Wehner, 
Pract. juris Obs. Sei. 1735. s. v. Stand dess Reichs S. 453, 
s. V. Von den Ständen des Reichs S. 707. Mauren- 
brecher a. a. 0. II. §.638. Reyscher, wtirtt. Privat- 
recht I. Bd. 2. Aufl. §. 193. S. 343. Phillips, deutsches 
Privatrecht 3. Aufl. IL S. S. 307 f. H i 1 1 e b r a n d , deut- 
sches Privatrecht 2. Aufl. §.18. Walter, deutsches 
Privatrecht S. 512. Kl über, Isagoge in elementa jur. 
publ. quo utuntur nobiles immediati in imp. rom. germ. 
p. 22 f. Derselbe, kleine juristische Bibliothek Bd. IV. 
S. 272 f., Bd. V. S. 311 f. Derselbe, Abhandlungen L 
S. 217. Derselbe, öflfentliches Recht §. 262. Bese 1er, 
deutsches Privatrecht 2. Aufl. §. 168. S. 697. Kohl er, 
die staatsrechtlichen Verhältnisse etc. S. 11, 28. Der- 
selbe, das deutsche Privatfürstenrecht S. 101 f. HO. 
Wasserschieben, juristische Abh. S. 111 f. Pernice, 
die staatsrechtlichen Verhältnisse des Gräflichen Hauses 
Giech während des Bestehens des deutschen Reichs und 
nach der Auflösung desselben S. 30 f. Weiss, deutsches 
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Staatsreeht S. 190. Lei st, teutsches Staatsreeht §.71, 
75. L i n c k , D. de fundam. voti comitialis p. 7. S c h w e d e r, 
introd. etc. p. 682, 683 f. Eichhorn, deutsches Privat- 
recht 5. Ausg. §. 56. S. 165. Runde, deutsches Privat- 
recht 8. Aufl. §. 339. Pütt er, über Missheirathen teut- 
scher Fürsten und Grafen S. 329 f. Derselbe, Inst, 
jur. puW. germ. ed. V. §. 72. J. H. Boeder, D. de 
superioritate territoriali comitum imperii, Strassb. 1710. 
p. 13, 33. G Öhr um, Lehre von der Ebenbürtigkeit Bd. IT. 
S. 30 f. B. G. Stru vii, corp. jur. publ. ed. IIL Cap. XVI. 
§. 2 f. p. 375 f. Gramer, Obö. jur. univ. T. L P. L 
p. 237. Pözl, bayerisches Staats- Verfassupgs-Recht 1847. 
§.72.« Maurenbrecher, Grundsätze des heutigen deut- 
schen Staatsrechts §. 132, 134 und gemeines deutsches 
Privatrecht §. 583. 2. Aufl. 11. §. 638. Pfister, geschicht- 
liche Entwickelung des Staatsrechts des GrosshlBrzogthums 
Baden Thl. U. S. 332. Dresch, öffentUches Recht des 
deutschen Bundes S. 277. Wehner 1. c. s. v. Von den 
Ständen des Reichs p. 707. J. H. Meier, D. cit. th. 16. 
Zöpfl, Staatsrecht I. §. 92. Derselbe, deutsche Rechts- 
geschichte 3. Aufl. S. 342 f. Derselbe, die neuesten 
Angriffe auf die staatsrechtliche Stellung der deutschen 
Standesherm S. 56, 59. Gönner a. a. 0. §. 68, 136. 
Cocceji, D. cit. p. 19 f. Häberlin a. a. O. L S. 271 f. 
Schulte a. a. 0. Zachariä, deutsches Staats- und 
Bundesrecht 3. Aufl. L §. 93. S. 491. Heffter, Beiträge 
zum deutschen Staats- und Fürstenrechte S. 15 (angeführt 
bei Zachariä a. a. 0. S. 491. N. 3). ürtheil, der Ju- 
risten-Facidtät zu. Jena betreffend den Reichsgräflich Ben- 
tinckschen Successionsfall S. 254 f. 258 f., 263. Kopp 1: c. 
Dazu wurde ^fordert, dass für ein reicbsunmittelbares 

Territorium entweder die Reichsstandschaft hergebracht 

war, N. 7. 
N. 7. Wahlkapitulation K. Franz 11. von 1792. art. I.- §. 3. 
Schmid a. a. 0. S. 283. Moser, Comp. etc. p. 251. 

oder mit einem solchen Territorium die Rdchsstandschaft durch 

besondere recAtsgiltige Bewilligung verbunden worden war. N. 8. 
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N. 8. Leist a. a. 0. §. 71. Moser, Comp. etc. S. 252 f. 

In der Annahme neuer Eeiehsstände waren die Kaiser 

im Lauf der Zeit mehr und mehr beschränkt worden. Der 

letzte deutsche Kaiser hatte sich in der Wahlkapitulation von 

1792. art. I. §. 5 verpflichten müssen: 

„Auch keine Fürsten, Grafen und Herrn in fürstlichen 
oder gräflichen collegiis an- oder auftiehmen, sie haben 
sich dann vorher dazu mit einem Immediatfürsten- 
thume, respective Graf- oder Herrschaft genugsam 
qualifiziret, und mit einem standeswürdigen reichs- und 
kammergerichtlichen Matrikularanschlage (welcher beider 
Erfordernisse halber incomUiis dasNöthige vorder- 
samst zu reguliren) in einem gewissen Kreise ein- 
gelassen und verbunden, und über solches Alles neben 
dem kurfürstlichen auch dasjenige Kolle- 
gium und Bank, darin sie aufgenommen wer- 
den sollen, in die Admission ordentlich ge- 
williget, also, dass sothane Admission erst 
nach vollständig bewirkter Qualifizirung 
erfolge, am wenigsten aber selbige von blosen Per- 
sonalisten, die nicht mit vorbeschriebenen an sich bereits 
unmittelbaren Besitzungen versehen sind. 
Statt finden soll." N. 9. 
N. 9. vergl. Schmid a. a. 0. S. 269. Moser, von 
den deutschen Reichsständen S. 1264. Majer a. a. 0. I. 
S. 411 f. Beck, Praxis aurea de jurisdictione spperiore etc. 
S. 516 f. 

Für Land, Territorium finden sich in Reichsgesetzen des 
16. und 17, Jahrhunderts, wie bei den Schriftstellern die Aus- 
drücke: Begütung im Reich, im Reich unmittelbare Begüte- 
rung, Reichsgüter, unmittelbare Reichsgüter; unmittelbare 
Güter, reichsunmittelbare Güter etc. — bei den letzteren auch in 
wörtlicher Uebersetzung die Ausdrücke: bona imperii imme- 
diata,immediata bona in imperio, bona immediata, bonaimperio 
immediate subjecta, bona sub imperio immediate sita. N. 10. 
N. 10. B. G. Struve 1. c. p. 578, 579. Stryk 1. c. 
T. V. p. 51. nr. 28, 30. T. VL p. 122. nr. 19. Selchow 
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1. c. I. §. 111. . . recessu imperii novisaimo . . . cautum est, 
jus YOti et sessionis comitialis Ulis demum tribui oportere, 
qui a, bona immediata, Principe digna, adquisiverunt, b) 
quantum aliquod matriculare , ad onera Imperii se coUa- 
turos esse promiserunt etc. vergl. mit §. 112: Jam licet 
pauci admodum candidati, qui ^enatui statuum adscribi 
cupiebant, hisce condittunibus satisfacerent , gravis tamen 
Gaesarum commendatio effecit, ut status Imperii saepius 
circa unum alterumque requisitum dispensaverint. Eecepti 
tamen, impetrata bac dispensatione, reversales dare solent 
de adquirendis territoriis Principe dignis, et certa quan- 
titate matriculari persolvenda. M. Grass, (CA. Müller) 
D. de praescriptione superioritatis territorialis acquisitiva 
Cap. in. §. I. nr. 4. Besold, disc. pol. p. 94, Derselbe, 
Consultat. Vol. IV. p. 270. nr. 61. Wehner 1. c. S. 707 
qui bona abimperio possident. «T. H. Böhmer, Consult. et 
Dec. juris T. HI. P. I. p. 464. nr. 13. G. A. Stru vii D. eit. 
p.35f. J.H.MeierD. cit. th.XIV. p. 25. Schweder, Collatio 
capitulationum Caesarearum post Westphal. pacem factarum 
cum projecto capitulationis perpetuae comitiali > „IV Nemi- 
nem, nisi prius immediatas terras, Princeps nempe Princi- 
patum, Comes aut Dynasta Comitatum aut Dynastiam, in 
imperis acquisiverit — , in Principium Comitumve, Imperii 
Statuum, CoUegia recepturum" (Disput, tom. 11. p. 866). 
Derselbe, introd. in jus publ. imperii rom. germ. novis- 
simum p. 679, 681. 682. Moser, von denen teutschen 
Reichstanden S. 3, 25, 181, 226, 245. Boeder, D. cit. 
p. 13. Reichsabschied von 1548. §. 66: „Wiewol auch 
in der Ringerungs-Handlung bedacht, dass die Grafen und 
Herren, so ktirtzlich ihre Dignitäten erlangt, selten in 
recognitionem praeminentiae, so sie von uns . . empfangen, 
leidenthcher massen , auch in die Anschläge des Reichs 
gezogen werden : So haben wir doch dargegen erwogen, 
dass solche Graffen und Herren zu mehrer Theil, unter 
ihren sondern Landsffirsten gesessen, vormals 
von allen ihren Gütern, denselbigen gedienet, . . . und also 
keine Güter ohne Mittel unter dem Reich 
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haben, ... Derwegen wo sie allein des Tittels und Na- 
mens halben, in die Anschläge des Reichs gezogen werdfen 
solten, das würde den Fürsten obgemeldt allerhand Be- 
schwerung bringen, und also mit der Zeit ihnen noch 
weiter Abbruch und Schmählerung an ihrer Landsfürst- 
lichen Obrigkeit gebären, in Ansehung, dass solche neue 
Graffen und Herren, nie imÄediate Glieder und 
Stände des Heil. Reichs gewesen, und darin 
begtttet^ sondern solcher Landsfürsten ünter- 
thanen und Land-Leut wären. Damit dann in 
solchem niemands wider Billigkeit beschwertet werde, so 
haben wir uns mit Churfürsten, Fürsten und gemeinen 
Ständen . . . verglichen, wo einige Graflfen oder Herren 
wären, welche kürtzlich ihre Dignitäten erlangt, und dem 
Reich immediate nicht, sondern andern ihren Lands- 
fürsten unterworfifen , auch nicht Güter ohne Mittel, 
von, oder unteV dem Reich hätten, dass dieselbe 
in die Anschläge nicht gezogen, aber diejenige, so in 
, dem Heil. Reich begütet, oder anderer Fürsten Sub- 
diti immediate nicht wären , dass dieselbige . . gleich an- 
dern mit des Reichs Anschlägen belegt werden. " Reichs- 
ahschied von 1654. §. 197: „Und diss haben Wir die bey 
nächstverwichenem Reichs- Tag mit der Churfürsten und 
Ständen Einwilligung in FürstenRath aufgenommene, aber 
wegen deren selbiger Zeit noch un vollzogener , von dem 
Chur-Mayntzischer Directorio ausgestellter Conditionen, 
nicht introducirten Fürsten .... auf der Churfürsten und 
Stand . . . vorgehendes Wissen und Consens , bey diesem 
Reichs-Tag zu würcklicher Session und Stimrif, jedoch der- 
gestalt introduciren lassen, dass diejenige, welche ohne 
vorgehende Vollziehung der schuldigen Prästationen, 
und insonderheit der im Reich ohnmittelbarer 
Begüterung,.. dissmahl, jedoch nach Besag derselben 
zum Chur-Mayntzischen Reichs - Directorio abgegebener 
schriflftlicher Erklärung, admittirt und eingeführt worden, 
von niemand ... zu einiger Consequentz gezogen, und 
dieses Beneficium Sessionis et Voti, auf d^o Erben und 
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Successom nicht extendirt werden solle, sie haben sich 
dann vorhero mit ohnmittelbaren Fürstmäs- 
sigen Reichs-Gütern versehen, und solle forthin 
ohne vorgehende Realerfüllung aller nothwendiger und 
bestimmter Reqvisiten, und insonderheit erstge- 
meldter Begüterung, ... keiner zur Session und 
Stimm im Fürsten-Rath zugelassen werden" (vgl. Kohl er, 
die staatsrechtlichen Verhältnisse S. 37). Linck, Diss. 
cit. §. XI. : „Hanc (sc. superioritatem territorialem), quia 
Status suffragii jus habentes occuparunt, adeo indissolubili 
nexu cum jure suflfragandi conjunxerunt, ut possessio terri- 
torii, quam Stylus publicus die Begütung appellat, in 
necessarium abierit Status requisitum. 
Begütung und Begüterung kam jedoch, wie es scheint, 
bald ab und findet sich in späteren Zeiten nur noch selten. N. 1 1. 
N. 11. Moser, Comp. etc. S. 260 wo „Begüterung" vor- 
kommt. In Grimmas deutschem Wörterbuch findet sich 
Begütung nicht und unters Begüterung , wie unter Be- 
sitzung nichts hieher gehöriges. 

Der Ausdruck: Reichsgüter, Güter, unmittelbare Güter, 
unmittelbare Reichsgüter N. 12. 

N. 12. Webner 1. c. p. 707. Moser, Comp. etc. p. 253 f. 
258, 269, 261, 581 vergl. mit S. 255. §. 7 und S. 261. 
blieb länger und noch zu Ende des vorigen und zu Anfang 
dieses Jahrhunderts sprechen die Reichsgesetze von reichs- 
unmittelbaren Gütern, von Gütern der Landesherm ; das gleiche 
thun heute noch die Rechtslehrer. N. 13. 

N. 13. Wasserschieben a. a. 0. S. 111. Wahlkapi- 
tülation von 1792. art. XXII. §. 5; „So sollen auch des 
ein- oder andern unter den Kürfürsten, Fürsten und Stän- 
den des Reichs Gesessenen und Begüterten dergleichen 
höhere Standeserhöhungen dem juri territoriali nicht nach- 
theilig seyn, und derselb sowohl, als die ihm zugehörigen 
und in solchen Landen gelegenen Güter einen als den 
andern Weg, unter voriger landesfürstÜchen Jurisdiktion 
verbleiben.« Gönner, Staatsrecht §. 60. 
Beachtung verdient der Bericht J. J. Mos er 's in seinen 
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Anmerkungen zu Carl's VII. Wahlcapitulation , Tbl IL 
S. 15 f. Darnach hatten im Jahre 165ä die evangelischen 
Fürsten erinnert^ es sollte bei der art 22. §. 1 enthal- 
tenen Disposition nach den Worten; „im Reich" hinzu- 
gefügt werden; „Und wenn sie Sessionem und Votum im 
Reich zu erlangen gemeynet, mit unmittelbaren an- 
sehnlichen Herrschafften und Landen." Oestereich 
dagegen hielt den Zusatz nicht für nöthig. Es wurde 
aber doch in des Rom. Königs Ferdinands IV. Oapitulation 
art. 45 eingerückt : „Niemand aber von den neuerhöheten 
Fürsten, Grafen und Herrn dem Fürstlichen CoUegio, es 
sei gleich auf selbigen, oder der Grafen Bäncken, ad Ses- 
sionem et Votum, wider Deroselben Willen, aufbringen, 
sie haben sich dann darzu mit Fürstenmässigen oder 
Gräflichen Reichs- Gütern vorhero genugsam qua- 
lificirt" etc. Im Jahr 1658 verlangten die Fürsten: „dass' 
ein Fürst, Graf oder Herr, der hinfüro in den Fürsten- 
Rath oder in ein Gräflich CoUegium aufgenommen zu wer- 
den begehrt, vor allen Dingen sich darzu mit einem im- 
mediat-Fürstenthum, oder respective Graf- 
oder Herrschaft qualificire" etc. Es erinnerte auch 
Ghurpfalz: „es solle kein Fürst, Graf oder Herr, der hin- 
füro im Fürstlichen oder Gräflichen Collegio aufgenommen 
zu werden begehre, ehe und bevor er sich mit einem i m- 
mediat-Fürstenthum, Graf- oder Herrschafft 
darzu qualificirt, ohne Erfüllung dieser Qualification, Sessio- 
nem und Votum haben." Die Mehrheit war aber dagegen. Im 
Jahr 1663 erinnerten die Fürsten wieder, statt: mit Für- 
stenmässigen und Gräflichen Reichs-Gütern 
zu setzen: mit einem immediat-Fürstenthum, 
oder respective Graf- und Herrschaften. „Dar- 
auf wurde", bemerkt Moser, A. 1664 in dem Projecto 
perpetuae gesetzt : Auch sollen keine Fürsten, Grafen oder 
Herrn in Fürstlichen oder Gräflichen CoUegiis an- oder 
aufgenommen werden, sie haben sich dann vorhero dazu 
mit einem immediat- Fürstenthum, respective 
Graf- oder Herrschafft, genugsam qualificiret" etc. 
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Derselbe, Teutsches Staatsrecht Thl. 34. S. 281. §. 7. 
„Es ist eine . . bekannte Sache, dass sich zwischen denen 
alten weltlichen Fürstlichen Häusern darinnen ein sehr 
grosser Unterschied äusseret , dass einige davon . . . sich 
mit einer Einigen oder etwa zweyen Stimmen begnügen 
müssen, da hingegen andere Fürstliche Häuser, welche es 
jenen in nichts zuvorthun, ja zum Theil in gewissen Stücken 
lange nicht gleich kommen, zwey, drey, und mehr Stimmen 
inne haben." §. 18. „Die Rede ist aber hier nicht von 
denenjenigen Stimmen, welche ein und anderes Haus in 
Ansehung der besitzenden secularisirten geistlichen Güter 
führet; . . . sondern es ist die Frage von denenjenigen Stim- 
men, welche einem jeden Haus in Ansehung seiner alten 
Stamm-Güter zukommen" etc. 
Mehr und mehr kam aber, wohl nach dem französischen : 
possession, und zwar sowohl für souveräne, als ^ für reichsun- 
mittelbare Gebiete der Ausdruck : Besitzung auf, wogegea 
der Ausdruck: Güter nun vorzugsweise von Domänen ge- 
braucht wurde. N. 14. 
N. 14. Reichsdeputationshauptschluss vom 25. Februar 1803. 
§. 1. „Sr. Majestaet dem Kaiser . . für die Abtretung der 
Landvogtei Ortenau: die ßisthümer Trient und Brixen, 
mit ihren sämmtlichen Gütern, Einkünften, eigenthüm- 
lichen Besitzungen.., und die in diesen beiden Bis- 
thümem gelegenen Kapitel Abteien und Klöster." Abs. 2: 
„Dem Erzherzoge Grossherzoge für Toskana . . <ias Erz- 
bisthum Salzburg u. s. w. Diese Besitzungen erhält 
der Erzherzog unter den . . . Bedingungen . . . Der Erz- 
herzog Grossherzog erhält überdies . . in völlig souve- 
ränen und unabhängigen Besitz das Bisthum Eichstädt, 
sammt allen demselben anhängigen G ü t e r n . . . , so wie 
der Fürstbischof solche . . besass, jedoch mit Ausnahme 
der Aemter Sandsee . . . §. 3, 5, 6: „Dem Herzoge von 
Wirtemberg . . . Rothenmünster , Heiligenkreuzthal .... 
nebst allen denjenigen, so in seinen neuen Besitzungen 
gelegen sind." Gönner, Staatsrecht §. 232. Wahlcapi- 
tulation von 1792. art. I. §. 5. (vergl. Walter, deutsches 
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Privatrecht S. 512 und deutsche Eechtsgeschichte 2. Aufl. 
II. S. 98). Zöpfl, die neuesten Angriffe S. 85. 
Für die Verbindung, in welcher die Reichsstandschaft mit 
dem Besitz eines Reichslands stund, waren und sind verschie- 
dene Wendungen üblich , darunter solche, welche keineswegs 
gut gewählt sind. Votum comitiaie territorio inhaeret N. 15. 
N. 15. Pütt er, Inst. jur. publ. germ. §. 79, 81. vergl. 
Struve 1. c. p. 575: sessio atque votum in comitiis, im- 
mediatis Territorüs inhaeret, p. 577. Stryk 1. c. T. V 
p. 52. nr. 34: quia Jura Status Imperii inhaerent terri- 
torio et honis immediatis. Masco v 1. c. p. 259. Pütt er 
Inst. etc. §. 81. Struve 1. c. §. 575. 
Vota comitialia territorüs cohaerent, N. 16. 

N. 16. Selchow 1. c. I. §. 114. 
innexum est votum territorio, N. 17. 

N. 17. Lynker, de sup. terr. p. 89. 
in territorio radicatur, N. 18. 

N. 18. Lynker 1. c. 
jus suffragandi in comitiis territorüs ipsis adhaeret, N. 19. 

N. 19. Gramer, Obs. jur. univ. T. 11. P. I. p. 237. 
votum et sessio klebt einem Land an, N. 20. 
N. 20. Reservation des fürstlichen CoUegium vom Jahr 
1715 bei Schmäuss, corp. jur. publ. S. 1268. Moser, 
Comp. etc. p. 251, 263. 
die Reichsstandschaft haftet auf reichsunmittelbaren, mit Lan- 
deshoheit versehenen Ländern, auf dem Territorium, N. 21. 
N. 21. Leist, teutsches Staatsrecht §.71. Schmid 
a. a. 0. S. 283. Majer a. a. 0. L S. 407 f., 409, 
410, 403. Eichhorn, deutsches Privatrecht §. 56. S. 165. 
Posse a. a. 0. S. 153. Klüber, Abhandlungen L S. 169. 
Zöpfl, Staatsrecht L §. 92. Hildebrand, deutsche 
Staats- und Rechtsgeschichte S. 583. Moser, von denen 
teutschen ReichsStänden S. 25, 310. 
die Reichsstandschaft ruht auf einem gewissenTerritorium.N.22. 
N. 22. Zöpfl, die neuesten Angriffe S. 120. 
Demzufolge wurde dann auch die Reichsstandschaft für 
ein dingliches Recht, N. 23. 
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N. 23. Gönner a. a. 0. §. 136. Stryk 1. c. T. V. p. 51 f. 
nr. 31 f. „Et hodio aliud est esse Principem Imperii, 
aliud Statum Imperii. Videlicet esse Principem, Comitem, 
Baronem, Civitatem imperii Jus personale, esse Statum 
Imperii, Jus reale est, nr. 34. Hinc . . . quaeritur . . . , si 
. . . territoria et bona immediata non existant, si Subditi, 
cives, populus dispersi fuerint, an residui civitatis sessio- 
nem et votum Comitiis, Civitate non existente, an Princeps 
vel Gomes Principatu vel Gomitatu non existente idem 
praetendere possit? Et videtur omnipo statuendum . . . , 
tolli Jus Status Imperii, 4erritorio non existente, quia est 
JtAS reale, ut dictum, 
für ein jus reale, N. 24., 

N. 24. Selchow 1. c. I. §. 114. 
für ein Eealrecht, N. 25. 
N. 25. Leist a. a. 0. §. 71. Zöpfl, die neuesten An- 
griffe S. 120. 
der hohe Adel eben darum für einen Realadel N. 26. 

N. 26. Schmid a. a. 0. S. 266. 
erklärt. Aber mit alle dem wollte weder gesagt werden, dass 
die Beichsstandschaft dem Lande zukomme, noch dass der 
blose Besitz des Landes zu Ausübung der Reichsstand- 
schaft ermächtige, noch dass die Reichsstandschaft ein ding- 
liches Recht in der gewöhnlichen Bedeutung des Wortes ^ 
sei, N. 27. 
N. 27. Stryk 1. c. T. VL §. 124. nr. 37; De caetero 
utique dicendum esse puto, jus voti et sessionis quidem 
competere personis Statuum Imperii ; verum non qua ta- 
libus, sed quatenus territoria, dignitati convenientia , pos- 
sident; Quam vis enim non diffitear, posse aliquem esse 
possessorem Ducatus vel Comitatus, qui tarnen ejus intuitu 
votum et sessionem non habeat ; sola enim possessio non 
sufficit, nisi possessoris persona ad illam dignitatem evecta, 
aliud enim est ein Einhaber der Graffschafft, aliud ein 
Graff." Gönner a. a. 0. §. 136. 
sondern nur dass die Landeshoheit über ein zu Sitz und 
Stimme auf dem Reichstag berechtigendes Territorium für 
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den Landesherm die wesentliche Voraussetzung der 
Reichsstandschaft bilde. N. 28. 
N. 28. Stryk 1. c. T. V. p. 51. nr. 29 f.: Jura itaque 
Status imperii, quae faciunt Statum, sunt sessio et votum 
in cojnitüs. Causa et fons horum Jurium est possessio 
immediatorum bonorum in imperio. T. VI. p. 124. nr. 38. 
Attamen . . certum, Principem votum et sessionem in Co- 
mitiis habere intuiiu Principatus vel Ducatus. Selchow 
1. c. §. 114. Jus voti et sessionis comitialis jam olim 
fuit reale, ut nemo, nisi qui ferritorittm aliquod immedia- 
tum possideret, in comitiis ^mitteretur. Besold, Con- 
sult. Vol. IV. p. 268. nr. 38. Constat Status Iraperii duplicia 
habere jura, realia competunt ipsi ratione territorii, per- 
sonalia ratione faipiliae et dignitatis. Kl üb er , Isagoge etc. 
§. 5. Major nobilitas . . ducitur . . a jure standi gentilitio 
ob territorium in comitiis imperii. B eseler, deutsches 
Privatrecht S. 697. Moser, Comp. etc. S. 202. Danz, 
deutsches Privatrecht III. S. 289. Runde^a. a. 0. §. 339. 
Leist a. a. 0. §. 75. S. 233. 

Diei^ erkennen auch die neueren Staatsrechtslehrer unum- 
wunden an; gleichwohl können sie sich von dem Begriff der 
Dinglichkeit nicht trennen, z.B Gönner, wenn er N. 29. 

N. 29. a. a. 0. §. 136. 
sagt: „Nach heutzutag geltenden Rechton ruht das Stimm- 
recht im Besitze eines dazu berechtigten Landes, und Reichs- 
standschaft ist in dem Sinne ein dingliches Recht, 
dass sie keine Personalisten duldet, keineswegs aber in 
dem Sinne, als ob sie dem Lande selbst zukommt, in- 
soweit ist sie vielmehr ein dinglich-persönliches Recht, 
und Besitz eines zur Stimme berechtigenden Landes nur B e- 
dingung der Reichsstandschaft, wesshalb auch keiuReichs- 
ataod sein. Land, sondern die Gesammtheit aller Stände, ohne 
alle dem Staatsbegriff zuwiderlaufende Theilrepräsentation die 
Gesammtheit des Reichs im Rechtssinne repräsentirt, ^ ferner 
Zöpfl: N. 30. 

N. 30. Staatsrecht I. §. 92. 
„Die Reicbsstandschaft hatte sich im Laufe der Zeit als ein 
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sog. dinglich-persönliches Recht ausgebildet, d. h. die 
Voraussetzung ihrer Ausübung war als reale Grund- 
lage die Landesherrlichkeit über ein Land (territorium), wo- 
rauf ein reichsständisches Sitz- und Stimmrecht haftete. Es 
stand aber dieses Sitz- und Stimmrecht auf dem Reichstage 
dennoch nicht dem Lande selbst zu, sondern es wurde 
nur als eine persönliche Befugniss des Landesherrn 
betrachtet.« N. 3L 
N. 31. vergl. auch Schmid a. a. 0. S. 283. 

Allein wenn die Reichsstandschaft eine persönliche 
Befugniss des Landesherni ist, so kann man sie ohne Wider- 
spruch nicht für ein dingliches Recht ausgeben* Wenn 
femer die Landesherrlichkeit über ein Territorium, auf wel- 
chem ein reichsständisches Sitz- und Stimmrecht haftet, Be- 
dingung der Reichsstandschaft ist, so erscheint es als eine 
rein uiftütze Zuthat und kann nur Verwirrung erzeugen, wenn 
die aufgestellte Bedingung an die Ansicht, nach welcher die 
Reichsstandschaft ein Realrecht sein soll, angeknüpft wird. 
Diese Anknüpfung ist durch den Begriff der Bedingung aus- 
geschlossen, ganz abgesehen davon, dass die Herrschaft 
über ein Gebiet weder ein Realrecht im juristischen Sinn des 
Wortes, noch auch nur eine reale Grundlage ist. 

Alle Irrthümer, welche mit der Subsumtion eines gegebenen 
Verhältnisses unter unzutreffende Schulbegriffe verbunden zu 
sein pflegen, sind in der Definition Kohl er 's zusammenge- 
häuft. Die Reichsstandschaft des Adels, sagt er, N. 32. 

N. 32. Deutsches Privatfürstenrecht S. 101 f. 110. 
sei weder ein persönliches, noch ein dingliches Recht, sondern 
aus beiden Elementen zusammengesetzt, persönlich-dinglicher 
Natur gewesen; sie habe persönliche und dingliche Eigen- 
schaften erfordert, die dingliche Bedingung (sie) habe 
in dem Besitze eines reichsunmittelbaren Territoriums, auf 
welchem (sie) das Stimmrecht der Reichsstandschaft, so wie 
die Landeshoheit selbst ausgeübt wurde, bestanden, die per- 
sönliche Bedingung in der Würde einer der Stufe des 
hoben Adels. 

Wozu ein vollkonamen klares Recbtgverhäitniss unter 
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scholastischen, für dieses Verhältniss ganz besonders erfun- 
denen, Wust vergraben! N. 33. 
N. 33. Auch die heutige Staatsrechtsdoctrin kann sich in 
Betreff der Standesherrlichkeit von dem unklaren Begriff 
der Dinglichkeit nicht losmachen. So z. B. erklärt v. 
Gessler (württ. Arch. 11. S. 480, 484) einzelne der nach 
Massgabe der Bundesakte den Standesherrn zustehenden 
Rechte, wie das Recht des freien Aufenthalts u. s. w. für 
persönliche und stellt in Gegensatz als dingliche 
Rechte die Patrimonialrechte (Gerichtsbarkeit, Polizei etc.). 
Was damit ausgedrückt werden will , wäre erst klar 
zu machen. Wenn v. Gessler S. 484 f. zum Nachweis 
der Dinglichkeit der Natur des Landstandschaftsrechts 
der Standesherrn an die Natur der Reichsstandschaft 
anknüpft, so ist damit in der That nichts klar gemacht. 
Ist die bisherige Ausführung richtig, so steht nichf minder 
fest: die Reichsstandschaft ist nicht in dem Sinne ein ding- 
liches Recht gewesen, dass sie auf Gütern, auf Domänen, 
geruht hätte; die Güter, auf welchen die Reichsstandschaft 
ruhte, d.h. welche die Voraussetzung der Ausübung der 
Reichsstandschaft waren, sind vielmehr Besitzungen, Ter- 
ritorien, politische Gebiete gewesen. So lange das 
deutsche Beich bestund, ist es in der That auch niemand ein- 
gefallen, nur daran zu denken, dass die Reichsstandschaft an 
dem Besitz von Domänen gehaftet habe. 

Aber nicht blos dass ein Gedanke dieser Art niemand in 
den Sinn kam, ein solcher Gedanke war darum ganz unmög- 
lich, weil er im entschiedensten Widerspruch mit den that- 
öächlichen Verhältnissen gestanden wäre. Bekanntlich war 
der regelmässige Grund der Erwerbung der Landeshoheit bei 
weltlichen Territorien die Erbfolge nach Geblütsrecht. N. 34. 
N. 34. Lei st a. a. 0. §. 31, S. 100. Gönner a. a. 0. 
§. 233. Zöpfl a. a. 0. L §. 248. 
Ebenso bekannt ist, dass nicht blos das Eammergut, 
welches ja Eigenthum des Landesherrn als solchen ist, N. 35. 
N. 35. Rey scher in der Zeitschrift für deutsches Recht 
U. S. 35 f. und die dort Angeführten. Derselbe, die 
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Rechte des Staats an den Domänen und Kammergütern 
S. 140. Leist a. a. 0. §. 28. S. 92. Moser, Compend. 
etc. S. 465 f. Gönner a. a. 0. §. 450. 8. 756 und die 
* dort in N. c. Angeführten. K o h 1 e r , die staatsrechtlichen 
Verhältnisse etc. S. 46. Weiss, deutsches Staatsrecht 
S. 553. 0. Gumprecht, D. de jure principi in bona 
cameralia competente, Berl. 1846. p. 25, 44 f. Berg, 
Juristische Beobachtungen I. S. 8 f. 17 f. und die dort in 
N. m. Angeführten. Heffter,die Sonderrechte etc. S 222. 
sondern auch die Reichsstandschaft, weil sie mit dem Land 
verbunden ist, von dem Landesherm zugleich mit der Landes- 
hoheit erworben wurde. N. 36. 
N. 36. Stryk 1. c. T. VL p. 124. nr. 40: Cum vero Jus 
Status semel quaesitum ad Principem successorem una 
cum territorio transmittatur" etc. Struve 1. c. p. 601. 
Molser, Comp. etc. p. 251*. 
Gehörten aber die Kammergüter dem .Landesherrn als 
solchem und wurden die Kammergüter, wie die Reichsstand- 
schaft zugleich mit der Landesherrlichkeit erworben, so kann 
die Landeshoheit nimmermehr auf detr Kammergütem geruht 
haben. 

Das gleiche System der Erbfolge ist es, welches gegen- 
wärtig in den souverän gewordenen deutschen Häusern hin- 
sichtlich der Thronfolge, d. h. der Nachfolge in den Besitz 
und die Ausübung der hoheitlichen Herrschermacht im Staate 
gilt. N. 37. 
N. 37. Weiss a. a. 0. S. 454, 458 f. Zöpfl, Staats- 
recht I. S. 688. n. S. 530 f. 

Die Verfassungsurkundp für Württemberg z. B. bestimmt 
in §.7: 

„Das Recht der Thronfolge gebührt dem Mannsstamme 
des Königlichen Hauses; die Ordnung derselben 
wird durch die Lineal-Erbfolge nach dem Erst- 
gebur tsrechte bestimmt." 
und in §. 8: 

„Die Fähigkeit zur Thronfolge setzt rechtmässige Geburt 
aus einer ebenbürtigen.. Ehe voraus. 
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Was sodann in §§. 102, 103, 108 bezüglich des Hof- 
domänenkammerguts, welches für „ein Privateigenthum der 
Königlichen Familie" erklärt ist und bezüglich des Königliehen 
Kammerguts, welchem „die Eigenschaft eines von dem König-* 
reich unzertrennlichen Staats-Gutes zukommt", bestimmt ist, 
erseheint nicht dazu angethan, die Meinung zu erwecken, dass 
auf dem Hofdomänenkammergut oder auf dem Königlichen 
Kammergut das Recht der Regierung des Staates als Real- 
recht hafte, oder dass die Fortdauer der Regierungsrechte 
des Königs und das Thronfolgerecht der Mitglieder des K. 
Hauses von der ungeschmälerten Erhaltung des Hofdomäneu- 
kammerguts und des K. Kammerguts, oder von dem Besitz 
des ersteren abhängig sei. In der That ist es auch noch 
niemand beigekommen, eine derartige Behauptung aufzu- 
stellen. 

Das Territorium, über welches ein souveräner deutscher 
Fürst die Rechte der Staatsgewalt ausübt, heisst nun das 
Staatsgebiet, N. 38. 
N. 38. Zöpfl, Staatsrecht IL S. 140. N. 1. Mauren- 
brecher, Staatsrecht §. 60. 
es sind aber auch die früheren Bezeichnungen, namentlich der 
Ausdruck Besitzung dafür üblich geblieben. N. 39. 
N. 39. Deutsche Bundesacte art. I. „Die souveränen 
Fürsten . . . Deutschlands . . . ; und zwar der' Kaiser von 
Oesterreich , der König von Preussen , beide für ihre ge- 
sammten vormals zum deutschen Reich gehörigen Be- 
sitzungen ... vereinigen sich zu einem beständigen 
Bunde, welcher der Deutsche Bund heissen soll. " Art. XI. 
„Alle Mitglieder des Bundes , . . garantiren sich gegen- 
seitig ihre sämmtlichen unter demBunde begriffenen 
Besitzungen." (Zöpfl, Staatsrecht IL S. 535). 
art. Xn. „Diejenigen Bundesglieder, deren Besitzungen 
nicht eine Volkszahl von 300,000 Seelen erreichen, werden 
sich mit . . . andern Bundesgliedern , mit welchen sie we- 
nigstens eine solche Volks zahl ausmachen, zu Bildung 
eines gemeinschaftlichen obersten Gerichts vereinigen." 
Art. XV. Abs. 3. Rheinbundsacte vom 12. Juli 1806, 
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art 19. „II (Son Altesse S^r^nissime le Grand -Duc de 
Bade) poss6dera egalement en toute propri6t6 le princi- 
paut6 de Heitersheim, et toutes Celles de ses d^pendances 
situees dans les possessions de Son Altesse S6r6nissime, 
telles qu'elles seront en consöquence du präsent trait6". 
Art 23. San Altesse S6r6nissime (le Prince de Hohen- 
zoUern-Sigmaringen) poss6dera en souv^rainet6 les terres 
^questres situSes entre les possessions txctuettes et les ter- 
ritoires au Nord du Danube" etc. Art. 25, 31, 34 (wo 
zwischen territoires, domaines et biens unterschieden wird). 
So auch in der Württ. Amtssprache, vergl. Organisa- 
tions-Manifest für die neu erworbenen Lande, vom 1. Jan. 
1803, Z. I. (Reyscher, Sammlung der württ Gesetze, Bd. 
XIV. S. 1209). 
„Für ihre vormals zum deutschen Reich gehörigen Be- 
sitzungen" (Staaten) haben sich „die souveränen Fürsten 
und freien Städte zu einem Bunde vereinigt", N. 40. 

N. 40. Deutsche Bundesacte art. I. Wiener Schlussacte 
art. I, II, VI. Württ. Verf.Urk. §. 3. 
die Glieder desselben führten Dun-„in der Bundesversamm- 
lung theils einzelne theils Gesammtstimmen". N. 41. 
N. 41. Deutsche Bundesacte art. IV. 

3) Durch die Rheinbundsacte war eine grosse Anzahl 
bisheriger Reielisstände der Souveränetät von Mitständen un- 
terworfen worden, aber nicht als einfache Unterthanen, viel- 
mehr als „raediatisirte Herren", N. 42. 
N. 42. K. Baierische Declaration vom 19. März 1807. 
A. 5. D. 4. E. 2. H. 6, 11, 12. J. L. 7. M. 1. 
„Mediat Herrn", N. 43. 
N. 43. ib. E. 13. F. 7. M. 2. Beide Ausdrücke stammen 
her von den „Mediatständen" , „mittelbaren Ständen" zu 
Zeiten des deutschen Reichs, Wahlcapitulation von 1792, 
art IX. §. 10 und 11, Zöpfl, Staatsrecht L S. 190, IL 
8. 93. 
„Patrimonial-Herrn." N. 44. 
N. 44. Die angef. Declaration A. 3: „Sie können sich zwar 
von ihren ursprünglichen Stammgtiteru und Herrschaften 
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benennen (Fürst von N., Graf — Herr von N.) ; aber nicht 
als regierende, sondern als Patrimonial-Herren." 
E. 7. H. 2. vergl. das Württ. Adelsstatut von 1817, §.19. 
K. VO. vom *±-^ 1808. „üebrigens wird den Fürsten 
und Grafen freygestellt, durch Verzichtung auf die nach 
den vorstehenden Bestimmungen auszuübende Patrimo- 
nialherrlichkeit" etc. Daher auch Patrimonialherr- 
Schaft, Württ. Rgbl. von 1807. nr. 53, K. VO. vom 17/29. 
December 1807 (Rgbl. von 1808, nr. 1) Z. V, VI. K. 
VO. vom 10. Juli 1807, K. VO. vom 16. Juli 1807. K. 
VO. vom 17. October 1807, patrimonialherrschaftliche Orte, 
K. VO. vom 30. März 1808, Patrimonialorte, K. VO. vom 
31. Mai 1808, VO. vom 3. September 1808, K. VO. vom 
10. September 1808, zweiter Abschnitt §. 12, VO. vom 
15. December 1808. 

Mediatherrn sind die nunmehrigen Standesherm gewor- 
den, N. 45. 
N. 45. Deutsche Bundesacte art. XIV. b. württ. Verf.Urk. 
§. 129, 130, 146, 156, 162, 164. 
weil ihnen „eine Art von untergeordneter Regierungsgewalt 
gelassen worden war." N. 46. 
N. 46. Zöpfl, Staatsrecht IL S. 143 f. und die neuesten 
Angriffe S. 2, 11, 147. Berchtold im deutschen Staats- 
wörterbuch von Bluntschli und Brater, Bd. X. S. 167, 169. 
Zachariä, Denkschrift über den territorialen Umfang 
der standesherrlichen Vorrechte in Deutschland, 1867. S. 
7 f. Zöpfl im civ. Arch. Bd. 27, S. 419, 423' spricht 
von Unter-Landesherren. 
E^ wurden nämlich in art. XXVI. der Rheinbundsacte 
den Bundesgliedem eingeräumt les droits de souverainet^, 
nämlich ceux de 16gislation, de Jurisdiction suprSme, de haute 
police, de conscription militaire ou de recrutement, et d'impöt, 
wogegen den Mediatisirten, und zwar comme propri6t6 patri- 
moniale et priv6e zugeschieden wurden tout les droits seigneu- 
riaux et f^odaux non essentiellement inh^rens k la souverai- 
net6, et notamment les droits de basse et moyenne Juris- 
diction en matiftre civile et criminelle, de Jurisdiction et de 
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police forestidre etc . Ebenso wurden ihnen in ärt. XIV. c. der 
deutschen Bundesacte „zugesichert" oder sollten bleiben alle 
diejenigen Rechte und Vorzüge, welche aus ihrem Eigenthum 
. . herrühren, und nicht zu der Staatsgewalt und den hohem 
Regierungsrechten gehören. N. 47. 
N. 47. vergl. femer die angef. Bairische Declaration lit. 
D, f. 

Daher nennt die angeführte Bairische Declaration von 
1807 die standesherrlichen Beamten „Mediatobrigkeiten", 
„Mediatbehörden", „ Media t-ünterbehörden". N. 48/ 
N. 48. Lit. F. 1 : „Die oberste Kirchen-Polizei steht dem 
Souverain zu; die Mediat-weltlichen und geistlichen Ob- 
rigkeiten müssen die in Kirchen-Polizei-Sachen erlassenen 
Verordnungen des Souverains vollziehen, und für ihre 
Beobachtung wachen." Lit. E. Z. 4. Z. 12. Lit. L. Z. 5. 
VO. des K. Obertribuhals zu Stuttgart vom 31. Mai 1808: 
Patrimonialjustizämter, VO. vom 3. September 1808, Decret 
vom 7. März 1809 : Patrimonialämter, Instruction für das 
K.^'OberjustizcoUegium 11. Senats, vom 4. Mai 1806, §. 20, 
K. Gen. Rescript vom 10. Mai 1809; K. VO. vom 31. 
Juli 1807, Patrimonialgerichte, K. VO. vom -^ 1809: 
Patrimonialherrschaftliche Beamtungen , K. VO. vom 9. 
August 1807: Patrimonialbeamte. 
Daher sprechen die Declaration von 1807, das württ. 
Adelsstatut von 1817 und andere Gesetze und Verordnungen 
von ünterthanen der Standesherra, von gutsherrlichen 
Hintersassen, patrimonial herrschaftlichen Hin- 
tersassen etc., im Gegensatz von den unmittelbaren 
ünterthanen des Landesfürsten. N. 49. 
N. 49. Declaration von 1807, Lit. E. Z. 3: „Die Annahme 
neuer ünterthanen jeder Glaubens-Conf ession , folg- 
lich auch der Juden, verbleibt den mediatisirten Fürsten 
und Grafen." Z. 4. „Auswanderungen der üntertha- 
nen sind ganz den nämlichen Bedingungen unterworfen, 
welche bei ünsern übrigen unmittelbaren ünter- 
thanen eintreten". Adelsstatut §. 15: „Sämmtliche in 
den vorstehenden Artikeln bezeichneten patrimonialherr-* 
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schaftlicheu Rechte beziehen sich nur auf den Fall, wenn 
die Fürstlichen oder Gräflichen Besitzungen einen geschlos- 
senen Jurisdictionsbezirk bilden. Sind hingegen g u t s- 
herrliche Hintersassen mit Königlichen unmit- 
telbaren ünterthanen in einem und demselben Orte 
vermischt, so** etc. 

Zöpfl, Staatsrecht IL S. 142, 144 N. 22 (württ.) Orga- 
nisations-Manifest vom 18. März 1806, §. 26; „Die ade- 
lichen Güter gehören zu demjenigen Kreise , in dem sie 
gelegfen sind, oder an welchem sie mit dem grössten Um- 
fange anstossen. Von den Beamten, Geistlichen, übrigen 
Dienern und Hintersassen des Adels wird die Huldi- 
gung ünsern Königlichen Beamten abgelegt." §. 28. „Die 
Inngesessenen adelicher Güter geniessen die 
Rechte und Vorzüge Unserer übrigen König- 
lichen Ünterthanen" etc. §. 58. 

K. VO. vom 30. März 1808: „Se. Königliche Majestät 
haben ... zu bestimmen geruht, dass der den Patrimo- 
nialherrn zu Ausübung der Gerichtsbarkeit und Orts- 
polizei allergnädigst ertheilten Befugnisse die . . . Einschrän- 
kung dahin gegeben werden soll, dass solche nur von 
geschlossenen Jurisdictionsbezirken , nicht aber von dem 
Fall zu verstehen sei, wo in einem und demselben Ort 
unmittelbare Kön. Ünterthanen mit patrimo- 
nialherrschaftlichen Hintersassen vermischt 
sind". 

Die staatsrechtlichen N. 50. 
N. 50. Deklaration, die staatsrechtlichen Verhält- 
nisse des fürstlichen Hauses von Thurn und Taxis betref- 
fend, vom 8. August 1819: „Wir Wilhelm . . thun kund 
. . : dass, nachdem bei Uns der Fürst Carl Alex, von Thurn 
und Taxis wegen seiner in Unserm Königreiche gelegenen 
Besitzungen, um Feststellung seiner staatsrecht- 
lichen Verhältnisse für sich und sein fürstliches 
Haus angesucht hat. Wir" etc. Und ebenso die andern 
K. Declarationen. 
und andern Befugnisse, welche den Standesherm garantirt 
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wurden, schliessen sich an ihren früheren Rechtszustand aufs 
engste an. Es sind ihnen die früheren Befugnisse, nur in 
zum Theil vermindertem Umfang, belassen worden. N. 51. 
N. 51.. Rheiubundsacte art. XXVII: conserveront chacun. 
Deutsche Bundesacte art. XIV. lit. c: „es sollen ihnen 
überhaupt in Rücksicht ihrer . . . Besitzungen alle dieje- 
jenigen Rechte und Vorzüge zugesichert werden oder blei- 
ben, welche" etc. 
Belassen aber wurden sie ihnen „in Rücksicht ihrer B e- 
Sitzungen", d. h. in Rücksicht der „Territorien, in 
welchen die mediatisirten Fürsten und Grafen bisher als Lan- 
desherrn regiert hatten." N. 52. 
N. 52. Z ö p f 1, Staatsrecht II. S. 140. Weiss, Deutsches 
Staatsrecht S. 190. Klüber, öffentliches Recht des teut- 
sehen Bundes. 3. Aufl. §.301, 305. Pfist-er, geschicht- 
liche Entwickelung des Staatsrechts des Grossherzogthums 
Baden IL S. 302, 332, 
Damit blieben diese Territorien, die früher Fürstenthümer, 
Grafschaften oder Herrschaften genannt wurden, der Mediati- 
sirung ungeachtet in sich geschlossene politische Bezirke, N. 53. 
N. 53. Zöpfl, Staatsrecht a. a. 0. und die neuesten An- 
griffe S. 2 f. Berchtold a. a. 0. S. 167, 174. Mau- 
renbrecher, Staatsrecht § 134: „Ihre Vorrechte sind... 
A) theils persönliche. . . theils B) dingliche, d. h. solche 
Vorrechte, welche, als üeberbleibsel ihrer frühern Landes- 
hoheit, innerhalb der Grenzen ihres ehemaligen 
Territorii und mit Bezug auf dasselbe von ihnen aus- 
geübt werden. Man nennt in dieser Beziehung 
das Gebiet, in welchem sie die Rechte ausüben, ihr 
Standes gebiet (Herrschaft, Mediatgebiet)". 
Pfister a. a. 0. S. 341, 345, 346, 347. 
seitdem Patrimonialherrschaften, N. 54. 
N. 54. Bairische Declaration von 1807, Lit. A. Z. 11: 
„Dieses privilegirte ausserordentliche Gericht kömmt . . . 
nur den Chefs der mediatisirten fürstlichen und gräflichen 
Häuser zu, welche wirkliche Besitzer der Patrimonial- 
herrschaften siikl." K. (württ.) VO^ vom 17. Mai 1807. 
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VO. vom 9. August 1807, die patrimonialherrliche Gerichts- 
barkeit in bürgerlichen Rechts- und Strafsachen betreffend. 
„5. Wenn exemte Personen in dem Umfang einer fürst- 
lichen oder gräflichen Patrimonial - Herrschaft oder auch 
eines Ritterguts mit liegenden Gründen angesessen sind" etc. 
Mediatherrschaften, N. 55. 

N. 55. Zöpfl, die neuesten Angriffe etc. S. 71. 
Standesherrschaften etc. N. 56. 
N. 56. vergl. Verf.ürk. für Württ. §. 156. Klüber a. a. 0. 
§. 301, Z. II. Zöpfl, Staatsrecht a. a. 0. Zachariä, 
deutsches Staats- und Bundesrecht 3. Aufl. I. 8. 518. 
Zöpfl, die neuesten Angriffe etc. S. 71, 146. 
genannt und behielten sogar ihre alten Prädikate. N. 57. 
N. 57. Zöpfl, Staatsrecht IL S. 140 und die neuesten 
Angriffe S. 3. 
So z. B. hatten nach der Bairischen Declaration vom 
19. März 1807 die dem „Königreich subjicirten Fürsten und 
Grafen" eine Siibjectionsurkunde einzusenden, welche die Ver- 
pflichtung enthält: 

„Uns als Besitzer des Unserer St^uveraiuetät untergebenen 
Fürstenthums N. (Grafschaft N., Herrschaft 
N., Gebietes N.) getreu und gehorsam zu seyn". Lit. 
A. Z. 15. 

ferner Lit. I. : „Die verfassungsmässig contrahirten Schul- 
den, welche auf den mediatisirten Fürstenthü- 
mern, Grafschaften und Herrschaften haften, 
werden" etc. vergl. Rheinbundsacte art. XXX: Les dettes 
propres de chaque principatUe, comte ou seigneurie, pas- 
sant sous la Souverainet6 de Tun des Etats conf6d6r6s, 
seront etc. 

Und nach einer Württ. Verordnung vom 23. August 1806, 
die Titulatur des Königs und der Mitglieder des Königlichen 
Hauses betreffend, lautet der grössere Titel : „Wir Fridrich.., 
König von Württemberg .., Herzog zu Hohenlohe, . . 
Fürst von .. Buch au, Waldburg, Aulendorf und Och- 
senhausen, Graf zu Grönigen , Limpurg, Biberach, 
Schelklingen, Egloff und Heggbach« etc. N. 58. 
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N. 58. vergl. ferner Rgbl. von 1809, nr. 3. S. 17, ferner 
nr. 26, S. 217 und Beil. zu nr. 36. K. VO., die Berich- 
tigung des grossen königl. Titels betreflFend, vom 8. Novem- 
ber 1810. K. Verfassungs - Urkunde vom 15. März 1815 
im Eingang. 

Wenn die Declaration von 1807 allgemein redet, spricht 
sie von Herrschaften, N. 59. 
N. 59. Lit. A. Z. 3: „Hiernach ist ihnen nicht erlaubt, 
sich ferner Reichsfürsten, Reichsgrafen, sondern nur 
Fürsten, Grafen zu nennen ; so wie auch ihren Herrscha- 
ten das Beiwort — Reichs — ferner nicht mehr vorge- 
setzt werden darf. Sie können sich zwar von ihren ur- 
sprünglichen Stammgütem und Herrschaften benennen 
(Fürst von N., Graf — Herr von N.) ; aber nicht als re- 
gierende, sondern als Patrimonial-Herren." Z. 11: 
„In peinlichen Fällen . . gemessen die subjicirten Fürsten 
und Grafen und ihre Erben das Recht einer Austrägal- 
Instanz .... Es muss aber auf der Stelle davon sowohl 
an Uns unmittelbar, als an das Hofgericht, zu dessen Ge- 
richtssprengel die Herrschaft des Angeschuldigten ge- 
hört, eine Anzeige . . . gemacht werden." Lit. D. Z. 10 
„mediatisirte Lande." Lit. L Ebenso K. VO. v. 14. Juni 
1807. 
oder Gebieten. N..60. 

N. 60. Declaration von 1807, Lit. F. Z. 7. 
Von diesen Gebieten wird gesagt, sie gehören den 
Mediatherrn, N. 61. 
N. 61. Die angef. Declaration Lit. F. Z. 7: „Jedem Mediat- 
Herrn steht in seinem Gebiete .. die Ausübung der 
Patronats-Rechte zu" etc., vergl. Rheinbundsacte art. XXVH. 
die Mediatherrn seien Besitzer derselben. N. 62. 
N. 62. Die angef. Declaration Lit. A. Z. 15, s. oben. 
Z. 11, (s. oben) Maurenbrecher, Staatsrecht S. 222. 
Auch der Ausdruck Besitzung blieb für die ehemals 
landesherrlichen, jetzt standesherrlichen Gebiete in Uebung. 
In art. XXIV. der Rheinbundsacte werden dem König von 
Baiern eingeräumt tous les droits de souverainet6 sur les 

3 
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possessions du Prince de la Tour et Taxis au Nord de la 
principaut6 de Neubourg . . . , les possessions des Prince et 
Comtes de Fugger, dem König von Württemberg sur les pos- 
sessions des Princes et Comtes Truchsess - Waldbourg . . . , 
les possessions du Prince de la Tour et Taxis, k Fexception 
de Celles, qui sont situ^es au Nord de la principant^ de Neu- 
bourg, dem Grossherzog von Baden sur les possessions des 
Princes et Comtes de Loewenstein - Wertheim . . . , et enfin 
sur les possessions du Prince de Salm-Reiferscheid-Krautheim, 
situ^es au Nord de la Yaxt, dem Grossherzog von Berg sur 
les possessions du Duc de Looz, dem Grossherzog von Darm- 
stadt sur les possessions des Princes et Comtes de Solms en 
Wetteravio, k Texception des haillages de Hohehsolms, Braun- 
fels et Greifenstein, dem Fürsten von Isenburg - Birstein sur 
les possessions des Comtes d'Isenbourg-Budingen, Waechters- 
bach et Meerholz. Und nach der deutschen Bundesacte art. 
XIV. c. 4 soll unter den den Standesherm zugesicherten 
Rechten begriffen sein „die Ausübung der bürgerlichen und 
peinlichen Gerechtigkeitspflege in erster , und wo die Be- 
sitzung gross genug ist, in zweiter Instanz, der Forstge- 
richtsbarkeit , Orts polizei und Aufsicht in Kirchen- und 
Schulsachen, auch über milde Stiftungen". Hier 
ergibt schon der einfache Wortlaut, dass mit den Besitzungen 
nicht Realitätenbesitz gemeint sein kann , sondern politische 
Bezirke gemeint sein müssen. Wo ein Standesherr die Orts- 
polizei haben soll, da steht sie ihm zu über den Ortsdistrikt, 
gleichviel ob er in der Ortsmarkung begütert ist oder nicht, 
und sie steht ihm zu über den ganzen Ortsdistrikt. Wer 
wollte femer das Recht der Aufsicht in Kirchen- und Schul- 
sachen mit dem Grundeigenthum des Standesherm in Verbin- 
dung bringen, da doch die Sprengel der Kirchen und die 
Schulbezirke mit den Grenzen des Privateigenthums der Gut- 
herrn überall nichts zu thun haben ? Der gleiche Fall ist es 
mit den Besitzungen, bezüglich deren den Standesherm die 
Ausübung der Gerechtigkeitspflege zugesichert ist; die Aus- 
übung der Rechtspflege setzt schon ihrer Natur nach einen 
bestimmten geschlossenen Bezirk voraus, und es ist gar nicht 
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denkbar, dass je aus dem vielfach zerstückten, zerrissenen und 
zusammenhangslosen , zudem stetem Wechsel unterworfenen 
Grundbesitz eines Guts - oder Standesherrn ein wandelbarer 
Jurisdictionsbezirk gebildet werden möchte. 

Ebenso verstehen die Partikulargesetzgebungen, wenn sie 
von Besitzungen der Standesherrn sprechen, darunter Be- 
zirke, und zwar die Territorien, in welchen sie beziehungsweise 
ihre Vorfahrer als Fürsten oder Grafen regiert haben. N. 63. 
N. 63. vergl. die Bairische Declaration von 1807. A. 3, 
11, 15. B. 4. D. 10. E. 13. F. 7. H. 11. J. M. 2. 
Für Württemberg ist hier vor allem das Adelsstatut von 
1817 ins Auge zu fassen. N. 64. 
N. 64. §. 18: „Es kommt ihnen" [den vormals reichsstän- 
dischen Fürsten und Grafen] die bürgerliche Gerechtigkeits- 
Pflege in erster, und wo die B ersitzung gross genug 
ist, auch in zweyter Instanz, so wie die peinliche Gerichts- 
barkeit zu". §. 10: „Wo die Besitzung gross genug 
ist, um zu einer zweyten Instanz berechtigt zu sein, 
wird" etc. §. 13t „Wo für die Ausübung der Criminal- 
Gerichtsbarkeit in den Fürstlich- und Gräflichen 
Besitzungen kein nach den vorstehenden Bestimmun- 
gen besetztes Collegium besteht, haben" etc. §. 14 : „Wird 
in einem fürstlichen oder gräflichen Patrimo- 
nial-Orte" etc. §. 15. „Sämmtliche in den vorstehen- 
den Artikeln bezeichneten patrimonial - herrschaftlichen 
Rechte beziehen sich nur auf den Fall, wenn die Fürst- 
lichen oder Gräflichen Besitzungen einen ge- 
schlossenen Jurisdictions- Bezirk bilden". §. 16: „die 
zu ihren Besitzungen gehörigen Gemeinde- Stif- 
tungs- und Privat- Waldungen" etc. §. 17: „In Hin- 
sicht auf die Verhältnisse der Fürstlichen und Gräf- 
lichen Besitzungen zur gesammtenr Staats- Verwaltung 
verbleibt es bey der gegenwärtigen Einrichtung, vermöge 
welcher die einem Oberamte zugetheilten Patrimonial- 
Orte" etc. „Der K. Ober -Beamte ist in allen seinem 
Oberamts-Bezirke einverleibten Patrimon ial orten, die 
demselben zunächst vorgesetzte Stelle, welcher die Aus- 
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Übung und Wahrung der landesherrlichen Hoheits-Reehte 
in diesen Besitzungen . . . anvertraut ist". 
Ferner gehören hieher die K. Declarationen. N. 65. 

N. 65. vergl. z. B. die^K. Declaration, die staatsrechtlichen 
Verhältnisse des fürstlichen Hause3 von Thurn und Taxis 
betrefifend, vom 8. August 1819, Reg. -Blatt S. 505 f. 
z. B. im Eingang S. 505, §. 1 S. 506, §. 4 S. 506. („In 
allen Städten, Marktflecken und Dörfern, welche dem 
fürstlichen Hause gehören"; worunter doch unmöglich 
ein Privateigenthum an den Städten u. s. w. gemeint sein 
kann); sodann: „und dass alle öffentliche Lustbarkeiten in 
den fürstlichen Besitzungen" (worunter unmöglich 
die im Privateigenthum des fürstlichen Hauses befindlichen 
Schlösser, Wälder, Felder u. s. w. verstanden sein können) 
„bis nach Beendigung der Exequien eingestellt werden"; 
§. 14 S. 509. („Es wird den Fürsten gestattet, eine Ehren- 
wache aus Eingebornen .. zu halten", worunter be- 
greiflicher Weise nicht Personen verstanden werden können, 
die in Wäldern und Feldern des fürstlichen Hauses ge- 
boren werden), §.16, §. 18 S. 509. („Es ist demselben 
gestattet, neben dem im ganzen Königreich . . zu halten- 
den Königlichen Staats- und Regierungsblatt, auch beson* 
dere Wochenblätter für seine Besitzungen einzu- 
führen", d. h. Wochenblätter nicht für die fürstlichen 
Wälder, Felder etc., sondern Wochenblätter für das fürst- 
liche Gebiet). §. 19 S. 509. („Die Gerichtsbarkeit wird 
in den fürstlichen Oerichtsbezirken den Gesetzen . . 
gemäss . . verwaltet"). §. 20. S. 509 f. („Dem Fürsten 
steht die Ausübung der bürgerlichen und Strafrechtspflege 
in dem Umfange seiner Besitzungen in erster 
Instanz durch ein Amts-Gericht, -und in zweiter Instanz 
durch eine Justizkanzlei zu. Wiewohl nach den bestehen- 
den Grundsätzen das Recht zur Errichtung einer zweiten 
Gerichts-Instanz von dem Besitz eines zusammenhängenden 
standesherrlichen Gerichtsbez'irks mit einer 
Bevölkerung von wenigstens 20,000 Seelen abhängt, so 
wollen Wir doch . . dem Fürsten bewilligen, die Gericht s- 
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bezirke, welche derselbe in dem Jaxt- und 
Donaukreis besitzt, unter Eine Justiz - Kanzlei in 
zweiter Instanz zu vereinigen und die Gerichtsbarkeit der- 
selben auch auf diejenigen vormals reichsritterschaftlichen 
Orte auszudehnen , - welche dem Fürsten zusammen- 
hängend mit jenen Besitzungen bereits gehören, 
oder er künftig noch erwerben könnte, während die deutsche 
. Bundesacte das Recht der zweiten Instanz hinsichtlich der 
Besitzungen dieser Art nicht einräumt. 
Zu der Bildung der Gerichte erster Instanz wird keine 
zusammenhängende Besitzung erfordert"). §. 21 
S. 510. („Die fürstliche Gerichtsbarkeit erstreckt sich 
auf alle Bewohner der ihr unterworfenen Ge- 
meinde-Bezirte"). §. 22. S. 510. („Es wird gestattet, 
dass der Fürst sich mit mehreren Standes-Herren zu der 
Bildung gemeinschaftlicher Gerichte zweiter Instanz über 
zusammenhängende Gebiete vereinige"). §. 24. Abs. 5. 
S. 511. §, 34. S. 513. („Die fürstlichen Gerichts- und 
Forstbehörden haben die Forstgerichtbarkeit ... mit glei- 
chen Befugnissen, wie Unsere Königlichen, und in dem 
Umfang auszuüben, wie sie dieselben^zur Zeit ihrer 
Unterwerfung unter die Staats-Hohe.it recht- 
mässig hergebracht hatten, sowohl in ihren eigen- 
thümlichen, als auch in den innerhalb ihrer Be- 
sitzungen liegenden Gemeinde- Stiftungs- und Privat- 
-waldungen".) Auch hier sind die Domänen des fürst- 
lichen Hauses in Gegensatz zu desseü Besitzungen und zu 
fremdem Eigenthum, welches innerhalb dieser Besitzungen 
liegt, gestellt und es kann daher unter den Besitzungen 
eben wieder nur ein Gebiet verstanden sein). §. 39 S. 514. 
(„Die Municipal-Verwaltung in den fürstlichen 
Besitzungen muss der im übrigen Theil des König- 
reichs völlig gleich seyn". „Der Grundsatz der Trennung 
der Polizei- von der Justiz- Verwaltung muss auch in den 
fürstlichen Besitzungen durchgeführt werden.") 
§. 40. S. 514 („zu Ausübung der niedern Polizei an den 
Orten, wo er die Gerichtsbarkeit auszuüben hat"). §. 42. 
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Abs. 7 S. 616 („in den Patrimo nial orten"). §. 47. 
S. 517, §. 51. S. 518. vergl. ferner die Verordnung, die 
Besitznahme von Besitzungen der Reiehsritterschaft, 
des Deutschen- und Johanniter-Ordens und der geistlichen 
Körperschaften betreffend, vom 19. November 1805, bei 
Reyscher, Gesetzsammlung Bd. XIV. S. 1300 f. Gene- 
ralrescript vom 15. April 1806. K. Verordnung vom 16. 
Juli 1807, „die Behandlung der Patrimonialb esizun- 
gen in Forstsachen betr." ... die Unserer Kön. Souve- 
rainetät unterworfene Patrimonial-Besizungen der 
Fürsten und Grafen" etc. . . und hienach alle Fürstliche, 
Gräfliche, Edelmännische, so wie die im umfang ihrer 
Besizungen gelegene Waldungen der geist- 
lichen Corporationen, undPrivatpersonen" etc. 
K. Verordnung vom 9. August 1807. nr. 71 , K. Verord- 
nung vom 1. October 1807, nr. 86. 
Gleichbedeutend mit Besitzung wurde und wird in der 
württembergischen Amtssprache für die media tisirten Gebiete 
ein andererer Ausdruck, der leicht »zu Missverständnissen An- 
lass zu geben geeignet ist, gebraucht, nämlich der Ausdruck 
adeliges Gut.*" 
N. 66. ^rganisations-Manifest vom 18. März 1806, §. 26 
„Die adelichen Güter gehören zu demjenigen Kreise 
in dem sie gelegen sind . . . Von den Beamten, Geistlichen 
übrigen Dienern und Hintersassen des Adels wird die 
Huldigung ünsem K. Beamten abgelegt" etc. §., 28. §. 29 
„In Beziehung auf gedachte Güter hängen die Ertheilung 
des Landes-Ünterthanen-Rechts, der Erlaubniss zum Aus- 
wandern , die Concession zu . . . neuen Gewerben . . . , 
sowie überhaupt der obersten Landes-Polizei gänzlich von 
Uns ab." §. 33: „Den Rittergutsbesitzern wird die Forst- 
und Jagd-Gerechtigkeit ... in ihren eigenen geschlossenen 
Jagd - Districten , und über ihre eigene sowohl, als die 
zum Rittergut gehörigen Communwaldungen, 
zur Ausübung .. gelassen". §.58: „Die Ingesessenen 
von adelichen Gütern" etc. §. 65: „Die zu ade- 
lichen Gütern gehörigen Kirchen und Schulen. K. 
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Verordnung vom 3. März 1807, „die Justizkanzleien der 
mediatisirten Fürsten und Grafen, und die Instanzien-Ord- 
nung in Beziehung auf ihre Besizungen betreffend". 
„Hierüber ist nun . . von sämtlichen Fürsten und Gra- 
fen .. . eine bestimmte Erklärung abzufordern, welche Ein- 
richtung sie wegen der Justiz - Administration . . . auf 
ihren Gütern treffen wollen" etc. nr. 10 des Staats- 
und Regierungsblatts von 1807 (S. 37 f.) enthält ein von 
König Friederich genehmigtes „Verzeichniss der im König- 
reich befindlichen Fürstlichen, Gräflichen und Adelichen 
Güter und Besitzungen", in welchem z. B. S. 38 als im 
Kreis Oehringen gelegen aufgeführt werden „die Hohenloh'- 
schen Lande (mit Ausnahme jener Hohenloh'schen Hin- 
tersassen, welche in solchen Kön. Orten und Aemtern 
sich befinden, die zu einem andern Kreise gehören, wohin 
dann auch diese einzelnen Hintersassen gezählt wer- 
den)", S. 42 im Kreis Ehingen „die Taxisclien Besitzungen" 
(und unter der Rubrik; „Besitzer" Fürst Taxis), S. 43 im 
Kreis Schorndorf „Gross-Eisslingen zu ^/s mit dem Eschen- 
bächle" etc. „und den vorher zu Eybach gehörigen Hin- 
tersassen in St. Gotthardt" etc., „Salach, mit dem 
Schloss Staufeneck, Dürnau und Gammelshausen, mit den 
dazu gehörigen Hintersassen, in Bartenbach und Ler- 
chenberg, Rechberghausen, mit den Hintersassen in 
Wangen etc., mit den sonst zu Eybach gehörigen Hin- 
tersassen daselbst" etc. Im Kreis Altdorf werden S. 43 
unter der Rubrik ; Fürstliche , Gräfliche und Adeliche 
Güter und Besitzungen aufgeführt: Weingarten, Aulen- 
dorf, Truchsess- Waldburg, Baindt, Guttenzell, Issny, Eg- 
loff, Ochsenhausen, Roth, Schussenried mit Weissenau, 
Keuravensburg, und unter der Rubrik: Besitzer die be- 
treffenden Fürsten und Grafen. 
Mit den Ausdrücken: Gut und Besitzung hängt zusammen 
die Bezeichnung der Mediatisirten als Gutsbesitzer. (Guts- 
besitzer, adeliche Gutsbesitzer, Rittergutsbesitzer, ritterschaft- 
liche Gutsbesitzer, fürstliche und gräfliche Gutsbesitzer, fürst- 
liche, gräfliche und adeliche Gutsbesitzer). N. 67. 
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N. 67. Verordnung vom 19. November 1805. Hier wurde 
den mit der Besitznahme beauftragten Beamten aufgegeben, 
„was die zu den Ritter - Cantonen Nekkar-Schwarzwald, 
Kocher, Kraichgau und Ottenwald steuerbare Orte be- 
trifft, die Gutsbesitzer, deren Beamte und die Ma- 
gistrate derselben" zur Einlieferung der schuldigen Steuer- 
gelder anzuweisen. Organisationsmanifest vom 18. März 
1806. §. 26, 27, 28, 30, 31, 32, 33, 58, 65. K. Verord- 
nung vom 14. Juni 1807. . . „alle Patrimonial-Beamte der 
zur ehemaligen Reichs-Ritterschaft gehörig gewesenen Guts- 
besizer" . . . „Die Wappen der Gutsbesizer in den 
Kön. Staaten, sie seyen fürstlichen, gräflichen 
oder adelichen Standes, dürfen" etc. K. Verord- 
nung vom 11. September 1807. nr. 81: „Die Fürstlichen, 
Gräflichen und Adelichen Gutsbesizer" .... „Die Fürsten, 
Grafen, oder adeliche Gutsbesizer, welche" etc. . . . „Die- 
jenige Fürsten, Grafen und adeliche Gutsbesitzer, die" etc. 
Adelsstatut von 1817. §. 18. „Sollte ein Fürstlicher oder 
Gräflicher Gutsbesitzer durch die gegenwärtig be- 
stehende Ober - Aemter - Eintheilung in Ausübung seiner 
gutsherrlichen Rechte zu sehr gehindert oder be- 
lästigt zu seyn glauben, so" etp. §.19: „Uebrigens wird 
den Fürsten und Grafen freygestellt, durch Verzichtung 
auf die nach den vorstehenden Bestimmungen auszuübende 
Patrimonialherrlichkeit, sich derjenigen Rechte 
theilhaftig zu machen, welche den übrigen ritte r- 
schaftlichen Guts-Besitzern in dem zweyten Ab- 
schnitte dieses Statuts §. 57 bis 63 als Surrogat der Pa- 
trimonialgerichtsbarkeit zugesichert worden sind. " K. 
Generalrescript, die Aufhebung aller Patrimonial-Gerichts- 
barkeit im Königreich betreffend, vom 10. Mai 1809: 
„ ünsern Fürsten, Grafen und adelichen Gutsbesizern", 
„allen Fürstlichen, Gräflichen und adelichen Gutsbesizern;" 
K. Verordnung vom 4. Juli 1809. Bekanntmachung, das 
Eintreffen , die» Legitimation , die Diäten und Reisekosten 
der Ständemitglieder betreffend, vom 26. Februar 1815. 
K. Bekanntmachung, die Vertagung der Ständeversanamlung 
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und wiederholte Bestätigung der kön. Verfassungsurkunde 
vom 15. Merz betreffend, vom 5. Aug. 1815. Verfassungs- 
entwurf vom Jahr 1817. §. 253, .255. Verf. ürk. vom 
25. September 1819: „Zu erblichen Mitgliedern wird der 
König nur solche Gutsbesitzer aus dem standesherr- 
lichen oder ritterschaftlichen Adel ernennen, welche" etc. 
Wenn nun die K. Verfassungsurjsunde vom 15. März 1815 
(Z. I. 1. §. 2) für zu Virilstimmen in der Stände Versammlung 
berechtigt „die vormals reichsunmittelbaren Fürstlichen und 
Gräflichen Familien, auf deren Besitzungen Reichs- oder 
Kreistags-Stimmen ruhten," erklärt, wenn ferner in §. 3 hin- 
zugefügt wird: „Das Stimmrecht der in dem Königreicher 
begüterten vormaligen Reichs- und KreisStände haftet auf 
ihren ehemals reichsunmittelbaren Gütern; wenn 
das Adelsstatut von 1817 (in §. 1) bestimmt: „Zu den vor- 
mals Reichsständischen Fürstlichen und Gräflichen Familien 
werden diejenigen gezählt, deren Haupt auf Reichs- oder 
Kreis-Tagen Viril- oder.Curiat-Stimme hatte, wenn die Be- 
sitzungen, auf denen die Stimmen ruhten, nun ganz oder 
zum Theil der Krone Württemberg unterworfen sind" ; ebenso 
der Verfassungsentwurf vom Jahr 1817. §. 253: „In die 
zweyte Kammer gehören 1) die Häupter der vormals reichs- 
ständischen , Fürstlichen und Gräflichen Familien , auf deren 
Besitzungen im Königreiche Reichs- oder KreistagsStimmen 
ruhten;" wenn endlich die Verfassungsurkunde vom 25. Sep- 
tember 1819 zu den Mitgliedern der Kammer der Standes- 
herm die „Häupter der fürstlichen und gräflichen Familien 
und die Vertreter der standesherrlichen Gemeinschaften" 
rechnet, „ auf deren Besitzungen vormals eine Reichs- oder 
Kreis-Tags-Stimme geruht hat," so kann nach allem, was 
bisher erörtert worden ist, nicht wohl der geringste Zweifel 
darüber herrschen, dass die Besitzungen der Standes- 
herrn, auf welchen ehemals eine Reichs- oder Kreis-Tags- 
Stimme geruht hat, nicht Wiesen, Gärten, Felder, Wälder, 
Schlösser, Fischteiche oder andere Vermögensgegenstände sind, 
sondern politische Gebiete. 

In dieser Beziehung stehen sich somit die zu Souveränen 
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emporgestiegenen Reichsstände und die zu Standesherrn her- 
abgedrtickten ehemaligen Reichsstände völlig gleich. Weder 
die Souveränetät der ersteren , noch die Standesherrlichkeit 
der letzteren ruht auf Domänen, und es ist zugleich darge- 
than, dass, was oben bezüglich der Erwerbung der Souverä- 
netät in souveränen deutschen Staaten ausgeführt worden, 
eine wesentliche Unterstützung für die dargelegte Ansicht 
von den Erfordernissen der Erwerbung der Standesherrlichkeit 
bildet. 

Nach alle dem ist Standesherr, wer in rechtmässiger 
Weise ein vormals reichsständisches Gebiet erworben hat; 
'er bleibt Standesherr in so lange, als er nicht in rechts- 
giltiger Weise auf das Standesgebiet verzichtet hat. N. 68. 
N. 68. Maurenbrecher, Staatsrecht §. 134. S. 222: 
„Unverkennbar sind diese letztern (dinglichen) Rechte" 
[Gerichtsbarkeit, niedere Polizei u. s. w.] ^an den Besitz 
des Standesgebiets geknüpft. Nach der strengen * 
Analogie mit der alten Reichsverfassung müssen aber auch 
die persönlichen Vorrechte der Mediatisirten mit dem 
Besitz ihres Landes z. B. also bei Veräusserungen 
des Standesgebiets selbst der hohe Adel und die Eben- 
bürtigkeit verloren gehen." Und S. 224. N. 2: „Dies 
heisst: 1) die Mediatisirten können sie" (die dinglichen^ 
Rechte) „über andre Besitzungen, wie ihre Standes- 
gebiete, nicht ausüben; 2) sie verlieren dieselben mit 
Veräussrung ihres Standesgebiets. In diesem 
Sinn sind jene Rechte wirkliche Realberechtigungen. Sie 
sind es auch in dem andern Sinn: dass jeder ebenbür- 
tige Erwerber eines Standesgebiets das Recht erlangt, 
sie auszuüben." Ferner Rönne, Staatsrecht der preus- 
sischen Monarchie 3. Aufl. I. 2. S. 299. Klüber, öffent- 
liches Recht etc. §, 306. N. d, welcher wenigstens so viel 
zugibt, dass „eine Veräusserung zu der Standesherrschaft 
gehörender Eigenthumsrechte oder davon herrührender' 
Einkünfte, einen Verlust standesherrlicher Vorrechte nicht 
zur Folge hat, weder für den Veräusserer noch für seine 
yamilie. " 
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Die Frage von den rechtlichen Voraussetzungen der Standes- 
herrlichkeit ist besonders lebhaft in Württemberg besprochen ' 
worden. 

I. Die Ansicht v. Mohl's kennen wir. 

Seine Auktorität ist fast für alle, welche nach ihm über 
Standesherrlichkeit geschrieben haben, massgebend gewesen. 

II. Hey seh er hat zwar wohl erkannt, dass unter den 
Besitzungen, auf denen vormsds eine Reichs- oder Kreis- 
tags-Stimme geruht hatte, reichs- oder kreisständische Ter- 
ritorien, unmittelbare Länder zu verstehen seien. N. 69. 

N. 69. Die grundherrlichen Rechte des Württembergischen 
Adels 1836. S. 10. 

Das gemeine und württ. Privatrecht 2. Aufl. Bd. I. S. 350, 
S. 351. N. 1. 

Allein unversehens verwandeln sich ihm diese Besitzungen 
in „Grundbesitz" N. 70. 

N. 70. Privatrecht a. a. 0. S. 351. 
und „unmittelbare Realitäten", N. 71. 

N. 71. Privatrecht a. a. 0. S. 352. N. 1. 
womit übereinstimmt, wenn er in dem Artikel „Württemberg" 
in Weiske's Rechtslexicon XV. S. 115 die Standesherrn 
kurzweg definirt als „die Häupter der fürstlichen und gräf- 
lichen Familien, auf deren Besitz vormals eine Reichs- oder 
(und?) Kreistagsstimme ruhte." 

Daraus bildete er dann den Begriff der „standesherrlichen 
Güter." Und zwar sollen diese standesherrlichen Güter, im 
Unterschiede von „standesherrlichen Amtsbezirken oder 
Standesherrschaften ," streng genommen sein die vormals 
reichsständischen Güter (Domänen) derjenigen fürst- 
lichen und gräflichen Familien, welche durch die rheinische 
Bundesakte vom Jahr 1806 und disn Staats vertrag mit Baiern 
vom 18. Mai 1810 unter die württembergische Staatsgewalt 
gekommen sind", „genauer diejenigen theils eigenthümlichen, 
theils lehenharen Besitzungen, auf welchen derzeit das 
dingliche Recht zu Sitz und Stimme in der ersten Kam- 
mer (Kammer der Standesherrn) haftet." Diese Güter sind 
nach Reyscher „als eine besondere Art von Besitz un- 
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gen zu betrachten", indem nämlich angenommen werden müsse, 
„dass nicht blos die Eigenschaft eines Standesherrn und die 
damit verbundenen persönlichen Auszeichnungen wesentlich 
den Besitz eines standesherrlichen Guts voraussetzen, 
sondern dass auch gewisse standesherrliche Rechte als Real- 
rechte auf diesen Gütern, selbst haften und mit ihnen auf 
den nachfolgenden, wenn auch thdlweise nur auf einen beson- 
ders qualifizirten, Besitzer übergehen." N. 72. 

N. 72. Privatrecht a. a. 0. S. 434 f. 
Der vonReyscher geschaffene Begriff der standesherr- 
lichen Güter hat seitdem in verschiedenen Lehrbüchern des 
deutschen Privatrechts Aufnahme gefunden. So z. B. bezeich- 
net Mittermaier, N. 73. 

N. 73. Deutsches Privatrecht, 7. Aufl. Bd. IL §. 474. S. 632. 
unter Beziehung auf Rey scher, das „standesherrliche Gut" 
im Gegensatz von dem standesherrlichen Bezirk als „eine Be- 
sitzung, welche mit gewissen, den Standesherrn nach der 
Bundesakte und den Landesgesetzen zustehenden Vorrechten 
verbunden ist ; " und auch G e r b e r hat sich durch Reyscher 
verleiten lassen, den ganz richtigen Satz: dass diejenigen 
Rechte, welche der Art. 14 der Bundesakte den Mitgliedern 
des hohen Adels als Besitzern von Standesherrschaften 
verliehen hat, den fortdauernden Besitz des angestammten 
Territoriums voraussetzen und ein Aequivalent für die 
ehemalige Landeshoheit in diesem Territorium sein 
sollen", N. 74. 

N. 74. System des deutschen Privatrechts 9. Aufl. §. 79. 
S. 193 N. 12, 10. Aufl. S. 205. 
dadurch abzuschwächen, dass er. von dem standesherrlichen 
Gebiet zu „Gütern der Standesherrn" , „standesherrlichen 
Gütern" überspringt, deren „Zustand" durch weit ausgedehnte, 
an die ehemaligen Hoheitsrechte erinnernde Privilegien aus- 
gezeichnet sein soll. N. 75. 
- N. 75. a. a. 0. 9. Aufl. §. 79, S. 191 f. 

in. Wäre es wahr, dass auf standesherrlichen Gütern, 
auf Domänen das Recht zu Sitz und Stimme in der ersten 
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Kammer hafte, so würde eine Familie, welche ihre „Besitzun- 
gen" verkauft, die Standesherrlichkeit verlieren. N. 76. 

N. 76. Key seh er, Privatrecht I. S. 351 und S. 354. 
N. 8 und 9. 
Dieser Ansicht tritt Kohl er N. 77. 

N. 77. Deutsches Privatfürstenrecht S. 110. 
bei, indem er nämlich erklärt: jede Familie, welche ihr ehe- 
dem reichsständisches Besitzthum veräussert, trete aus dem 
Kreise des Standes, weil die eine Bedingung, der dingliche 
Träger des Standes (sie), verschwinde. Offenbar denkt Koh- 
ler hiebei nur an Besitzungen im gewöhnlichen Sinne des 
Worts. Allein wie inconsequent dies ist, ergibt sich aus seiner 
vorangegangenen Ausführung, womach zu Zeiten des Reichs 
die „dingliche Bedingung" für die Reichsstandschaft des Adels 
„in dem Besitze eines unmittelbaren Territoriums, 
auf (!) welchem das Stimmrecht der Reichsstandschaft, so wie 
die Landeshoheit selbst ausgeübt wurde", bestand (S. 101 f.) 
und jetzt zum hohen Adel in Deutschland „jede — fürstliche 
oder gräfliche — Familie gehört, welche zur Zeit der Auf- 
lösung des deutschen Reichsstaatsrechtes reichsständisch war" 
(S. 109 f.) und, muss man ergänzen, ihr ehemals reichsunmit- 
telbares Territorium nicht verloren hat. . 

IIP. Der neueste Schriftsteller über württ. Recht, H. 
Lang N. 77** 

N. 77*". Handbuch des im Königreich Württemberg gelten- 
den Personen-, Familien- und Vormundschaftsrechts 1871, 
S. 75 f. 
stellt sich gleichfalls auf die Seite derjenigen, welche Besitzun- 
gen identisch mit Domänen nehmen. Er definirt nämlich die 
Standesherrn als „die vormaligen reichsfürstlichen und reichs- 
gräflichen Familien, auf deren Besitzungen eine Reichs- und 
und Kreistagsstimme ruhte", indem er beifügt: „die Stan- 
desherrschaften sind die Domänen^ auf denen dieses 
Recht ruhte" und weiter die Standesherrschaften für 
„exemte Güter" erklärt. (S. 76.) Aber wie stimmt dies 
zu der ferneren Aeusserung, dass das Recht der Patrimonial- 
gerichtsbarkeit , welches die Standesherrn hatten, die Justiz 
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Über alle Insassen der Standesherrschaft, sowie das 
Recht, in ihrem Bezirk die Ortsvorsteher zu ernennen, um- 
fasst habe? 

IV. Die richtige Theorie von den Voraussetzungen der 
Standesherrlichkeit findet sich bei G Öhr um. N. 78. 
N. 78. Lehre von der Ebenbürtigkeit IL S. 392. 

Er spricht sich^olgendermassen aus: den hohen Adel in 
Deutschland bilden gegenwärtig die vormals reichsständischen 
Geschlechter . . . Der hohe Adelsstand einer ünterthanenfa- 
nenfamilie beruhe also nach der Bundesakte lediglich auf einer 
historischen Qualität, auf ihrer Eigenschaft als vor- 
mals reichsständisches Geschlecht. Eine Ünterthanen-Familie, 
welche die Vorrechte des deutschen hohen Adels anspricht, 
müsse folglich erweisen, dass ihr e h e d e m das Recht der Reichs- 
standschaft gebührte; sie müsse erweisen, dass sie bis zum Ende 
des deutschen Reiches ein Territorium besessen habe, auf 
welchem eine Reichstagsstimme haftete. G öh r u m fährt dann 
fort : aus demselben Grunde könnte man sogar zu der weiteren 
Folgerung geneigt sein, dass eine vormals reichsständische 
Unterthanenfamilie trotz der Veräusserung ihrer Stamm- 
güter, auf welchen ehedem die Reichsstandschaft geruht, 
fortwährend die Vorrechte des deutschen hohen Adels geniesse ; 
ihre reichsstandische Eigenschaft könne als geschichtliche 
Thatsache durch Nichts, mithin auch nicht durch Veräusserung 
ihrer Stammgüter annuUirt werden. 

Aus der Erwähnung des Falls der Veräusserung der 
Stammgüter könnte man schliessen wollen, G ö h r u m stelle 
sich auf die Seite von Mo hl und Reyscher. Fasst man 
jedoch ins Auge, dass Göhrum davon ausgeht, die Reichs- 
tagsstimme habe auf einem Territorium geruht, dass Göh- 
rum gleich darauf die von ihm aufgeworfene Frage mit dem 
Satz beantwortet: ein subjicirtes reichsständisches Geschlecht 
trete durch die Veräusserung seiner Standesherrschaft 
aus dem Geburtsstande des hohen Adels (S. 393 , dass er 
ferner die „nunmehrige Standesherrschaft" als identisch nimmt 
mit „einem vormals reichsständischen Gebiet", so kann 
Göhrum unmöglich unter den Stammgütern blosen Grund- 
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besitz verstanden haben, sondern er nannte hier die Stamm- 
güter, weil der Hauptbestand theil des Stamraguts einer landes- 
herrlichen Familie das landesherrliche Territorium bildet. 

V. Die richtige Theorie findet sich ferner bei Wäch- 
ter. N. 79. 

N. 79. Privatrecht I. 2, S. 809 f. 

„Die Reichs- und Kreisstandschaft war dem Grundsatze 
und der Regel nach eine dingliche, d. h. der Besitz eines 
r ei chs unmittelbaren (aber nicht der Reichsritterschaft 
incorporirten), zu den Reichs- und Kreislasten steuernden G e- 
biet es war Bedingung der Reichs- und Kreisstandschaft. 
Wie aber beinahe von allen Regeln der Deutschen Reichsver- 
fassung, so gab es auch von diesen Ausnahmen. Es gab 
Reichsstände und Kreisstände, welche blos vermöge eines ihrer 
Person eingeräumten erblichen Rechts, aber nicht vermöge 
ihrer Besitzungen, Sitz und Stimme auf Reichs - und 
Kreistagen oder auf den einen oder andern allein hatten, deren 
Reichs - und Kreisstandschaft somit in keiner- Beziehung zu 
ihrem Territorialbesitze stand; sog. reichsständische 
und kreisständische Personali st en". (ferner S 810, N. 11', 
S. 697 f.). 

Desgleichen V^ bei Weis haar. N. 79\ 

N. 79^ Württ. Privatrecht 3. Ausg. L §. 418. 

VI. Nach dem „Bericht der staatsrechtlichen Commis- 
sion" der Württ. Kammer der Standesherrn „über den von 
dem Grafen zu Erbach-Erbach erhobenen Anspruch auf Aner- 
kennung seines Standschaftsrechtes im Königreiche" vom 14. 
Januar 1865 hatte „der Graf Eberhard zu Erbach- Wartenberg- 
Roth sämmtliche in Württemberg belegene Bestandtheile der 
dem Adoptivgrossvater desselben, dem Grafen von Warten- 
berg, durch den §. 24 des Reichsdeputations - Hauptrecesses 
von 1803 als Entschädigung zugewiesenen und von der Familie 
seither als -Standesherrschaft besessenen Reichsabtei Roth im 
Jahre 1844 mit Zustimmung der Agnaten an einen gewissen 
Retter in Stuttgart verkauft", derselbe bedang sich zu Sicher- 
stellung des Kaufschillings ein Unterpfand auf der „Besitzung" 
aus. Diese Beschreibung ist meines Wissens nicht genau; 
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Graf Erbach hatte an den Güterhändler Retter sein unbe- 
wegliches in vier Oberämtem gelegenes Besitzthum verkauft, 
jedoch keineswegs mit Zustimmung der Agnaten; vielmehr 
war zwar die Zustimmung der Agnaten bedungen worden, als 
aber solche binnen der Zeit, binnen welcher sie hätte erfolgen 
sollen, nicht erfolgte, verzichtete der Käufer auf deren Bei- 
bringung. Im Gante des D. Retter kaufte „der Graf von 
Erbach die Herrschaft in ihrem früheren Rusticalbestand zurück." 
(Bericht S. 1.) Als dann der Graf bei dem K. Ministerium 
des Innern um „Anerkennung seiner Standesherrlichkeit mit 
ihren Attributen" nachsuchte, erklärte sich der K. Geheime- 
Rath in seinem Gutachten gegen das Gesuch des Reclamanten, 
und zwar hauptsächlich aus dem Grunde: 

„Nachdem einmal der Graf seine Standesherrschaft mit 
Zustimmung der Agnaten veräussert, sei für die Regierung 
nur die Frage vorgelegen , welchen Einflusä diese That- 
sache und der nochmalige Wiedererwerb der Besitzung 
auf die Stellung des Grafen als württembergischen Stan- 
desherrn äussere. Nun ergebe sich aber aus der Ent- 
stehungsgeschichte, dem Geiste und der Wortfassung des 
die Grundlage des Anspruchs auf Standesherrlichkeit bil- 
denden Art. 14 der Bundesacte als Zweck demselben, dass 
durch solchen den vormaligen Reichsständen, welche in 
Folge der Unterwerfung ihrer Familien und Besitzungen 
unter fremde Staatshoheit in Nachtheil gekommen, für 
sich und ihre Familien ein mit der neuen Lage der Dinge 
, vereinbarer Rechtszustand gesichert werden sollte. Nur 
jenen vormaligen Reichsständen als solchen habe man 
damals wegen gedachter Benachtheiligung derselben ge- 
recht werden wollen; ihren Besitzungen für sich und 
losgetrennt gedacht von der Person des Seitens der Bun- 
desacte in das Auge gefassten Besitzers besondere Vor- 
rechte einzuräumen, sei überall kein Grund vorgelegen 
und es erscheine desshalb auch das aus art. 14 lit. b. 
der Bundesacte abzuleitende Landstandschaftsrecht im 
Sinne der letzteren keineswegs als ein auf s tan des - 
h er rlichenBesitzungenradicirt es dingliches, 
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Sandern als ein personliches, in seiner Ausübung übrigens 
durch das fortgesetzte Innehaben der im 
Jahre 1806 unter fremde Staatshoheit ge- 
langten Besitzung bedingtes, Vorrecht, das mit 
dem Aufgeben der letzteren erlösche und auf den Grund 
späteren Wiedererwerbs derselben nicht beansprucht wer- 
den könne. Habe aber mit dem §. 129 Z. 2 der Ver- 
fassungsurkunde den dem Königreiche angehörigen vor- 
maligen Beichsständen nur das ihnen in Art. 14 tler 
Bundesacte Zugesprochene eingeräumt werden wollen und 
sei daher erstere Bestimmung aus dem Zweck der Bun- 
desacte zu erklären, wie sie denn auch im Sinne der letz- 
teren bisher von der Regierung aufgefasst worden, so 
müsse der Thatsache, dass der Reclamant dieselbe Be- 
sitzung, mit welcher seine Familie der württembergischen 
Staatshoheit unterworfen worden, wieder erworben habe, 
jede Bedeutung abgesprochen werden. Nachdem er ein- 
mal den Rechtszustand, den die Verfassungsurkunde seiner 
Familie mit Rücksicht auf seine Stahdesherrschaft 
und unter der Bedingung unausgesetzten Besitzes der 
letzteren geschaffen, durch Veräusserung seines Besitz- 
thums aufzugeben für gut gefunden, seien die an dieses 
geknüpften Vorrechte erloschen und der Wiedererwerb 
desselben ändere an dem Rechtsverhältniss überall nichts, 
da er als neluer Erwerb jene Vorrechte nicht Wiederauf- 
leben machen könne." 
So der K. Geheime - Ratb* Die Voraussetzungen seiner 

Deduction sind in thatsächlicher, wie in^rechtlicher Beziehung 

unhaltbar. 

1) Das mindeste, was unsere Gerichte zur Giltigkeit einer 
Verfügung, durch welche ein Familie^fideikommiss oder Stamm- 
gut aufgehoben werden soll , verlangen , ist die Einwilligung 
aller zur Nachfolge berechtigten lebenden Familienglieder. N. 80. 

N. ,80. vergl. Seuffert Arch. XIII. nr. 270. 
Diese Einwilligung hat aber im fraglichen Fall gefehlt. 

2) Der Satz, dass Farailienfideikommisse und Stwnmgüter 
mit Zustimmung der lebenden Interessenten aufgelöst werden 

4 
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können, ist in der Tliat ein so wackeliger, dass man begierig 
wäre, die Gründe des K. Geheimenraths kennen zu lernen. 
Blose Versicherungen, wie sie bei uns leider beim Rechtspre- 
chen vielfach, üblich sind , verfangen nicht. Dies kann man 
nicht oft genug wiederholen. 

a) Dass die Standesherrlichkeit im Vermögen eines 
Standesherrn bestehe, ist so irrig als möglich. 

4) Ganz unfassbar ist die Annahme, dass das Vermögen, 
welches ein Standesherr gerade im Jahr 1806 besass, ent- 
scheidend sei. Soll denn jede Veränderung im Vermögensbe- 
stand die Standesherrlichkeit aufheben? Und wenn nicht, 
soJl, nach MohTs Annahme, N. 81. 

N. 81. Staatsrecht I. S. 473 N. 4. 
der Besitz eines Theils dieses Vermögens zur Ausübung der 
Standesherrlichkeit berechtigen, selbst „die äusserste Klein- 
heit des Theiles kein Hinderniss sein" ? Die Unrichtigkeit 
der Aufstellung des K. Geheimenraths ergibt sich schon dar- 
aus, dass der Satz , sobald man ihn anfassen will, unter der 
Hand verschwindet. 

VII. Der Reclamant selbst machte in einer Eingabe an 
die Kamiher der Standesherrn geltend, dass, wenn das „stan- 
desherrliche Standschaftsrecht" einer Familie „mit Rücksicht 
auf ihre vormals reichsständische Besitzungen eingeräumt wor- 
den", „gedachte Besitzungen vermöge des ihnen innewohnenden 
realen Charakters als Standesherrlichkeiten (!) auf den 
neuen Erwerber übergehen, wenn gleich das in §. 129 Z. 2 
der Verfassungsurkunde bezeichijete Recht nur von einem be- 
fähigten Besitzer ausgeübt werden könne". „Die Bundesacte 
knüpfe „an die vormals reichsständischen Besitzun- 
gen das Standschaftsrecht als reales Vorrecht." „Die 
geschichtliche Thatsache, dass in der Bundesacte die mediati- 
sirten fürstlichen und gräflichen Häuser für standesherrliche 
erklärtundanihre Besitzungen bestimmte Vorrechte 
geknüpft worden seien, werde durch eine später erfolgende 
Veräu8serung solcher Besitzungen ausserhalb der Familie 
nicht ungeschehen gemacht." 

Es müsste wunderbar zugegangen sein, wenn es bei uns 
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nicht dazu gekommen wäre, die im Besitz eines Standesherm 
vereinigten Güter für Eine Sache anzusehen: Seit einem hal- 
ben Jahrhundert werden bei uns Klagen, welche ein Gutsherr 
oder ein Standesherr anstellt, nicht Namens des Freiherrn 
NN., nicht Nanlens des Grafen, des Fürsten NN., sondern 
Namens der freiherrlichen Gutsherrschaft oder gar Namens 
des freiherrlichen Rentamts NN., Namens der Gräflichen, der 
Fürstlichen Standesherrschaft NN. angestellt, ebenso wird nicht 
gegen den Freiherm NN., gegen den Grafen oder Fürsten NN. 
geklagt, sondern gegen die freiherrliche Gutsherrschaft NN., 
gegen die gräfliche , fürstliehe Standesherrschaft NN. Die 
Guts- und die Standesherm haben damit aufgehört, Personen zu 
sein, sie existiren nur noch in ihrem Vermögen. Dieses Ver- 
mögen aber besteht nicht aus verschiedenen Elementen, wie 
das Vermögen anderer Staatsbürger, sondern es ist Eine 
Masse, ist Eine Masse gewesen und wird Eine Masse sein. 
Was irgend ein Inhaber eines solchen Fideikommiss - oder 
Stammguts- Vermögens oder auch irgend ein Bevollmächtigter 
eines solchen Inhabers irgend einmal gethan oder erklärt hat, 
wirkt zum^Nachtheil dieses Vermögens. Ja, als eine Standes- 
herrschaft die ihr von dem betreflPenden Stiftungsrath ange- 
sonnene Verpflichtung zur Erweiterung und neuen Herstellung 
einer Kirche besytritt und einwendete, dass sie auch im Falle 
der Annahme des Bestehens einer Erweiterungspflicht zu Tra- 
gung der durch die bevorstehende Erweiterung der Kirche 
erwachsenden Kosten nur dann verpflichtet werden könnte, 
wenn der Ertrag der in ihrem Besitze befindlichen Gefälle 
dazu hinreichen würde, hat das K. Obertribunal zu Stuttgart 
ausgesprochen: „dass bei Beurtheilung der Zulänglichkeit des 
incamerirten Vermögens" (in kirchlichen Zehenten und Gefällen 
bestehend, auf welches bei dem Einzug die. kirchliche Baulast 
übernommen worden sei) „zu Tragung von Baukosten nach 
der eigenthümlichen Natur des in Frage stehenden Verhält- 
nisses N. 82. 
N. 82. Die e i g e ni h ü m 1 i c h e Natur de^ in Frage stehen- 
den Verhältnisses und so viele andere erträumte Eigen- 
thümlichkeiten des Adelsrechts beruhen blos in den 

4* 
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eigenthtimlichen Ansichten uAserer Richter, in An- 
sichten , welche ihre Grundlage nicht in der Wirklichkeit, 
sondern in der Phantasie und vorgefassten Meinungen 
haben, 
nicht blos die gegenwärtigen Erträgnisse zu 
Grund gelegt werden dürfen, sondern auch die 
Erträge der Vergangenheit wie der Zukunft in 
die Waagschaale fallen müssen." N. 83. 
N. 83. Entscheidungsgründe vom 4. Februar 1857 in der 
Ationssache zwischen der fürstlichen Standesherrschaft 
Hohenlohe - Kirchberg , Bekl., Atin, nun Antin, und dem 
Stiftungsrath zu Hohebach, Kl., Anten, nun Aten, die Ver- 
pflichtung zur Erweiterung und neuen Herstellung der 
Kirche zu Hohebach betreffend. — Und die Gründe für 
eine so exorbitante Behauptung! Sie lauten: „Denn dem 
„von Jahr zu Jahr sicher wiederkehrenden Genüsse des 
„incamerirten Vermögens steht eine Verpflichtung gegen- 
„über, welche mit irgend erheblichem Aufwand erfüllen zu 
„müssen der Verpflichtete nach dem gewöhnlichen Laufe 
„der Dinge viele Jahrzehente hindurch gar nicht in die 
„Lage kommt. Tritt dieser Fall nach langer Zeit endlich 
„wieder einmal ein, so ist der Verpflichtete, wenn 
„auch die gegenwärtigen Erträgnisse (Jes incamerirten 
„Kirchen Vermögens zu Deckung der Kosten nicht zureichen, 
„hiefür durch die in der Vergangenheit ihm(?!) 
„zugeflossenen Bezüge entschädigt, wozu noch die Gewiss- 
„heit kommt, für eine längere Zeit hinaus der auf s e i nen (!) 
„Bezügen haftenden Verbindlichkeit wieder Genüge geleistet 
„zu haben. Es gilt diess insbesondere auch für den vor- 
„liegenden Fall, da die Menge der eingezogenen Zehenten 
„und Gefälle keinen Zweifel lässt, dass bedeutende Befaräge 
„von der Herrschaft (?) alljährlich bezogen wurden, 
„während ausser der angeblich im Jahr 1728 erfolgten 
„Erbauung der Sakristei in der ganzen Ringen Zeit seit 
„der Incamerirung des Kirchenvermögens kein erheblicher 
„Baufall bekannt ist, und auch für die Unterhaltung der 
„Kirche wenig aufgewendet worden zu sein scheint, da 
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„nach den . . . Gutachten des Stadtbaumeisters M. die 
„Kirche zur Zeit der Einsichtnahme durch denselben in 
„einem verwahrlosten und baufälligen Zustande sich befand. 
„Als unzweifelhaft darf daher angenommen werden, dass 
„die Beklagte (?) bedeutende üeberschtisse alljährlich 
„für sich bezogen und verwendet hat, und es kann der 
„Betrag der dermaligen Erträgnisse des incamerirten Ver- 
„mögens schon darum nicht und um so weniger in ent- 
„ scheidenden Betracht kommen, als gerade bei einem Neu- 
„bau, wie solcher im vorliegenden Fall in Aussicht steht, 
„der Beklagten (?) für lange Zeit hinaus der öenuss des 
„incamerirten Vermögens wieder gesichert ist, ohne einen 
„erheblichen Bauaufwand aus demselben bestreiten zu 
„müssen. Eine wirkliche Berechnung der der Beklagten (?•) 
„seit dem Einzug der kirchlichen Zehenten und Gefälle 
„zugegangenen Beträge ist allerdings nicht möglieb, da die 
„Beklagte (?), wie schon erwähnt, die Zehenten und Ge- 
„falle schon seit bald zwei Jahrhunderten mit ihrem 
„Kammergut vollständig vermischt und mit ihren sonstigen 
„Gefällen gemeinsam verrechnet hat. Gerade aber weil 
„die Beklagte (?) durch diese ihre eigene Handlung den 
„genauen Nachweis des Verhältnisses zwischen den ihr(?) 
„durch die Incamerirung des Kirchen Vermögens zugegan- 
„genen Vortheile und der von ihr (?) dagegen getragenen 
„Last unmöglich gemacht hat, so kann der Nachtheil hie- 
„von auch nur sie (?) treffen, und es kann der klag. 
„Partie, welcher keinerlei Einwirkung auf die von der 
„Beklagten (?) beliebte Verrechnungsweise, ja nicht 
„einmal die Einsicht der Rechnungen zustand, nicht zuge- 
„muthet werden, einen weiteren durch die Schuld „der 
„Beklagten (?) unmöglich gewordenen Beweis zu führen, 
„vielmehr wäre es unter diesen Umständen Sache der Be- 
„klagten (?) gewesen, das Bestehen eines wirklichen 
„Missverhältnisses zwischen dem in Aussicht stehenden 
„Bauaufwande und den mit dem Besitz und Genuss des 
„Kirchenvermögens ihm zu Theil gewordenen Vortheilen 
„nachzuweisen. In dieser Beziehung fehlt es jedoch selbst 
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„an entsprechenden Behauptungen von Seiten der Re- 
„klagten (?)". 

Dem klagenden Stiftungsrath war es nicht darum zu thun, 
ein ideales Wesen zu belangen, denn der Kläger wusste 
wohl, dass, wenn jemand verpflichtet sein solle, dies nur 
der damalige Fürst von Hohenlohe - Kirchberg , also ein 
wirklicher, leibhafter Mensch sein könne, und dass nur die 
Verurtheilung des Fürsten ihm von Nutzen sein könne, da 
neben dem Fürsten nicht noch eine Fürstliche Standes- 
herrschaft mit besonderem Vermögen und besonderen Ein- 
künften existire. Dem Stiftungsrath kam es aber auch 
nicht in den Sinn, dass der damalige Fürst der Graf Wolf- 
gang von Hohenlohe sei, welcher vor zwei Jahrhunderten 

• die Zeheuten und Gefälle eingezogen und zu seinem Kam- 
mergut geschlagen hatte. Es lässt sich daher absolut nicht 
absehen, wie die seit zwei Jahrhunderten von Andern 
bezogenen Einkünfte zu Einkünften des letzten Fideikom- 

^ missinhabers gestempelt werden konnten und ihm wegen 
Thatsachen, die gar keinen Bezug auf ihn hatten, die 
Baulast aufgebürdet werden mochte. Allein was ist denn 
nun ein Standesherr? Ein Nichts. Denn er geht ja in 
der Standesherrschaft auf , deren Repräsentant er ist. 
So ist es ganz natürlich, dass die Standesherrschaft es 
war, welche die Einkünfte aus dem ehemaligen Kirchen- 
vermögen bezogen hat, und wer die. Einkünfte auch ver- 
braucht haben möge, für den Wiederersatz haftet eben 
jeder, an den man sich thatsächlich zu halten vermag. 
Ob wohl solche Theorien auch gegen den Inhaber eines 
bürgerlichen Fideikommisses für anwendbar erklärt würden I 
Mit der gleichen Theorie wurden in einem andern Fall 
sogar wahrhaft Berge versetzt. Doch hievon ein andermal. 
Masse, Vermögens-Komplex und ähnliche Ausdrücke sind 

keine im Recht verwendbaren Begriffe, man spricht desshalb 

lieber von Sachen. Noch heute lehren gemeinrechtliche 

Schriftsteller: N. 84. 
N. 84. z. B. Wind scheid, Pandektenrecht 3. Aufl. Bd. I. 
§. 42. 
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das Vermögen komme im Rechte nicht blos in Betracht als 
die Summe, das Aggregat, der einzelnen Vermögensrechte 
einer Person , sondern auch als ihre Gesammtheit, als ihre 
Einheit, d. h. als ein seinen Theilen gegenüber selbständiges 
Ganze, als ein Ding, welches als dieses besonderen recht- 
lichen Bestimmungen unterliegt". Ding und Sache werden 
wohl ein und dasselbe sein. Daher sprechen Andere von einer 
„Gemeinschaft von Sachen", von einem „Inbegriff von 
mehreren besonderen Sachen, welche ein gemeinschaftliches 
Ganzes bilden". N. 85. 

N. 85. Key sc her, Privatrecht Bd. I, 2. Auia. §. 227. 
Zu diesen „verbundenen Sachen", universitates facti oder 
„Gtitercomplexen" N. 8)6. 

N. 86. a. ^. 0. und IL §. 313, I. §. 231 und N. 3. 
rechnet R ey scher N. 87. 

N. 87. I. §. 227. 
die Rittergüter. Sind Rittergüter Sachen, welche ein gemein- 
schaftliches Ganze bilden, so wird das gleiche von Staudes- 
herrschaften gelten. Nun konnte sich die Phantasie die Zügel 
schiessen lassen und es kam im April 1865 jenes denkwürdige 
Gesetz in Betreff der Ablösung von „Leistungen für öffentliche 
Zwecke, welche mit dem Besitze einzelner oder verbunde- 
ner Vermögen sgegenstände als bleibende Lasten 
verknüpft sind", zur Welt, jenes sog. Komplexlasten-Gesetz, 
an dem das Wissen der besten württ. Juristen zu Schanden 
geworden ist und zu Schanden werden musste, weil es — ein 
non-ens zum Gegenstand hat. . 

'Ist das Vermögen eines standesherrlichen Hauses Eine 
Sache, ist es auch im Wandel der Zeit, trotz aller Verände- 
rungen im Einzelnen, Eine Sache geblieben, und können auf 
demselben L a s t e n ruhen, warum sollten mit demselben nicht 
auch Rechte verknüpft sein? Daher hat denn auch Mohl, 
wie schon früher bemerkt worden ist, die Landstandscbaft der 
Standesherrn für ein dingliches Recht erklärt, für ein 
Realrecht ihrer „ re^ichsständischen Besitzungen. " Diese 
Auflassung hat der Reklamant aufgenommen. 

VII. Unter Modificirung seiner früheren Anisicht hat sich 



Digiti 



izedby Google 



56 Beitrag z. Lehre v. Landstandschafbsrecht d. Standeaherrn. 

Mo hl in zwei Gutachten vom December 1869 und Juni 1860 
für den Reklamanten ausgesprochen. Sitz und Stimme in der 
Ständever^ammlung haben die Häupter ehemals reichsstän- 
discher Familien nur da, wo sie auch Besitzungen haben, 
und zwar werde der Besitz eines ehemaligen Beichslands 
zu diesem Behufe verlangt; das Recht der Standschaft sei 
durch den Besitz von Grundeigenthum bedingt, durch 
das Eigenthum eines ehemaligen Reichsterritoriums ; werde 
ein solches Gut von bestimmter geschichtlicher Art an einen 
persönlich nicht zum Eintritt in die Ständekammer Befähigten 
veräussert, so erlösche die standesherrlichfe Eigenschaft des" 
Guts keineswegs für immer. Allerdings sei das- Standschafts- 
recht nicht als ein Realrecht auf Besitzungen in der Weise 
radicirt worden, dass jeder Grundeigenthümer es ausüben 
könnte; auch habe der Gesetzgeber ehemaligen Reichsständen 
in solchen Staaten , in welchen sie sich zwar persönlich auf- 
halten, ohne jedoch durch Besitz näher an das Land gebun- 
den zu sein, Landstandschaftsrecht nicht schon für ihre Person 
einräumen wollen, wohl aber sollten sie dasselbe immer ge- 
messen, wo die Thatsache des Besitzes und die persönliche 
Eigenschaft zusammen träfen, Continuität des Besitzes oder 
dessen ünverändertheit aber sei keineswegs nothwendig, es 
genüge, wenn der ehemalige Reichsfürst im Augenblicke des 
Anspruchs auf Standschaft Eigenthümer eines qualificirten 
Besitzes sei, wenn das Haupt einer standesherrlichen Familie, 
gleichgiltig auf welche Weise in dem rechtlichen Besitz eines 
Guts sei, auf welchem einst eine Reichs- oder Kreistagsstimme 
geruht habe. Es sei also von Realrecht gar nicht die 
Rede , sondern es werde vielmehr auf die nach- dem Willen 
des Gesetzgebers stattfindende Folge eines Zusammentreffens 
zweier Thatsachen Anspruch erhoben. Das bemerkens- 
werthe hieran ist, dass nun das Standschaftsrecht kein Real- 
recht mehr ist. 

Mo hl hätte,' wie man sieht, sich noch um einen bedeu- 
tenden Schritt weiter von seiner früheren Theorie entfernen 
dürfen. 

Vni. Der Namens der staatsrechtlichen Conmiission der 
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Kammer der Standesherrn von dem Obertribunalpräsidenten 
V. Bezzen berger erstattete Bericht geht, übrigens ohne 
allen und jeden Beweis, von zwei Sätzen aus, nämlich: 

i) nach dem vormaligen Reichsstaatrecht habe der Regel 
nach die Reichsstandschaft n u r im Wege der für die Familie 
geltenden Erbfolge in das zu jener berechtigende Terri- 
torium erworben werden können, der Reclamant aber sei 
nicht durch hausgesetzlichen Erbgang in den gegenwär- 
tigen Besitz des früheren reichsständischen Territo- 
riums gelangt, 

2) die Bundesacte habe den vormals reichsständischen 
Familien das Standschaftsrecht nur bezüglich derjenigen vor- 
mals reichssständischen Besitzungen eingeräumt, die sie 
zur Zeit der Mediatisirung und seitdem im Wege des hausge- 
setzlichen Erbgangs inne gehabt hatten, das,Standschaftsrecht 
erlösche somit, sobald das die Ausübung des letztern bedin- 
gende Besitzthum aufhöre der Familie in gedachter Weise 
anzugehören, es müsse daher auch „das Wiederaufleben des 
Standschaftsrechts vermöge Wiedererwerbs der Besitzung, mit 
Rücksicht auf welche dieses Recht bewilligt war, schlechthin 
ausgeschlossen erscheinen", indem „der Erwcrbstitel hier nicht 
mehr das Erbfolgerecht und was zurückerworben wird, 
nicht mehr das frühere Besitzthum sei, das ja durch Ver- 
äusserung ausser der Familie seine zum Standschaftsrecht be- 
fähigenden Eigenschaften eingebüsst" habe. N. 85. 
N. 85. Der angef. Bericht S. 3 f. 

Dem Berichterstatter ist entgangen, dass der Reklamant 
weder ein „früheres reichsständisches Territorium" an den 
Güterhändler Retter verkauft, noch in dessen Gant erworben 
hat, sondern Felder, Wälder u. s. w., und er hätte um so 
weniger diese Gegenstände mit den Besitzungen der Bundes- 
acte verwechseln sollen, als die Verfasstingsurkunden anderer 
Länder, auf welche er sich zur Unterstützung seiner Auffas- 
sung der Bundesakte beruft, vollkommen geeignet gewesen 
wären, ihn ai;f den rechten Weg zu führen, wie z. B. die 
Bayrische Verfassungsurkunde v^n 1818, wenn sie Tit. V, 
§. 2 bestimmt, 
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„dass die Kammer der Reichsräthe zusammengesetzt 
„sei .... 

„4) aus den Häuptern der ehemaligen reichsständischen 

„fürstlichen und gräflichen Familien als erblichen Reichs- 

„räthen, so lange sie im Besitz ihrer vormaligen 

„reichsständischen im Königreiche gelegenen H e r r- 

„schaften bleiben." 

und das hannoverische Landesverfassungsgesetz vom 6. August 

1840, §. 85, Ziff. 2, welches, nahezu übereinstimmend mit 

§. 94, Ziff. 2 der beseitigten Verfassung vom 26. September 

1833 verfügt: 

„Die erste Kammer soll bestehen .... 
„2) aus dem Herzog von. Arenberg . . ., so lange sie 
„im Besitz ihrer St an des her r Schäften sieh befinden." 
„(Verf. vom. 26. September 1833, „so lange sie im Besitz 
„ihrer Mediatterritorien bleiben." N. 86. 
N. 86. Der angeführte Bericht S. 4. 

IX. Im Laufe der Verhandlung der Kammer der Stan- 
desherrn vom 16. Februar 1865 wurde von keiner Seite auf 
den richtigen Begriff des Ausdrucks : Besitzungen hingewiesen^ 
vielmehr allseitig davon ausgegangen, dass derselbe Grund- 
eigenthum bedeirte. Es darf daher nicht überraschen, dass 
der Antrag des Reklamanten (mit Stimmenmehrheit) abgewie- 
sen wurde. 

X. Von grösstem Einfluss auf die gegen den Anspruch 
des Grafen v. Erb ach auf Landstandschaftsrecht erfolgte Ent- 
scheidung ist eine Abhandlung v. Gessler's N. 87. 

N. 87. Württ. Archiv, für Recht und Rechtsverwaltung, 
herausgegeben von Kübel und Sarwey, Bd. IL S. 479 f. 
gewesen, v. Gessler stellt hier folgende Sätze auf: 

1) Nach dem älteren Recht war „die, Erlangung der 
Reichsstandschaft durch die hergebrachte Succession in 
Land und Leute (sollte heissen : in die Landeshoheit über ein 
reichsunmittelbares fürstliches oder gräfliches Gebiet, vergL 
Gönner a. a. 0. 347, 332 f., Majer, teutsches weltliches 
Staatsrecht L S. 400. Wächter, württ. Privatrecht L S. 
809), oder sofern es sich um eine neue CJonstituirung handelte, 
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durch die Verleihung des Kaisers und die Zustimmung des 
churfürstlichen Kollegiums und desjenigen Kollegiums, in dem 
der betreffende Reichsstand seinen Sitz nehmen sollte, neben 
dem Besitz einer ansehnlichen unmittelbaren Herrschaft (!) 
bedingt" (S. 485 f.). 

2) Der Besitz „einer ansehnlichen unn?ittelbaren Herr- 
schaft" (nach der Wahlcapitulation cap. L §. 5 genauer: 
der Besitz eines „Immediatfürstenthums, respective Graf oder 
Herrschaft"), wird jedoch von v. Gessler alsbald in den 
„Besitz eines zur Reichsstandschaft qualifizirten Guts" ver- 
wandelt. (S. 486.)' 

3) Man darf sich übrigens, fährt v. Gessler fort, nicht 
vorstellen, dass die Reichsstandschaft „ein auf dem Gut haf- 
tendes dingliches Recht sei, das auf jeden Besitzer, auch 
wenn er sonst die erforderlichen persönlichen Qualifikationen 
besass, durch die Erwerbung des Gutes hätte übertragen 
werden können; vielmehr konnte sie nur auf dem Wege der 
hergebrachten Erbfolge auf einen Andern übergehen". 
(S. 486.) 

4) Hätte „Gut" nur ein anderer Ausdruck für reichsun- 
mittelbares Territorium sein sollen, so Hesse sich daran nicht 
zum Nachweis, dass ein Reichsstand durch die Veräusserung 
seines Grundeigenthums die Reichsstandschaft verloren 
habe, anknüpfen. Allein es wird nun der Gedanke geltend 
gemacht, dass „für den Eintritt in die Rechte der Reichsstand- 
schaft die hergebrachte und observanzmässig festgesetzte Erb- 
folge in die Güter der Familie massgebend" gewesen sei 
(S. 488). 

5) In Anwendung dieser angeblichen Bestimmungen ^ des 
frühem Reichsstaatsrechts auf das Recht der Standesherm 
stellt V. Gessler die „Folgerungen" auf: 

a) „Von einer Constituirung neuer Standesherrn oder 
Standesherrschaften im Sinne der Bundesakte kann, da die 
Voraussetzungen hiefür nicht mehr existiren, nicht die Rede 
seyn", 

b) „zu einem Anspruch auf die Standschaft ist auf den 
Grund der Bundesakte nur derjenige Standesherr befugt, der 
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im Wege der hergebrachten Erbfolge in dem Besitz der Gftter 
gekommen, und Haupt der Familie geworden ist." (S: 488.) 
Diese Güter werden dann weiterhin als „ein standesherrliches 
Gut", „standesherrliche Besitzungen", „Besitzung", „Standes- 
herrschaft" bezeichnet (S. 488 f.), und wird daran mit Bezug 
auf den Fall des Grafen v. Erb ach die Behauptung geknüpft: 
es habe „jede eigentliche" (was heisst das?) „Veräusserung 
der standesherrlichen Besitzungen den Verlust der Stand- 
schaft im Sinne der Bundesakte zur naturnothwendigen 
Folge und diess selbst dann, wenn das Haupt der Familie 
diese Besitzung nachher durch Kauf oder auf einem anderen 
Wege als dem der gesetzlichen Erbfolge wieder an sich 
bringt, da er alsdann nicht jure proprio et territoriali im 
Sinne des Reichsstaatsrechtes, sondern in Folge eines anderen 
Erwerbstitels die Standesherrschaft inne hat." (S. 488 f.) 
Hervorzuheben ist noch, dass v.G essler da, wo er ganz 
genau spricht, das „standesherrliche Gut" , durch dessen Be- 
sitz er das Recht der Standschaft bedingt sein lässt, als „die 
vormals reichsunmittelbaren Besitzungen als solche" 
charakterisirt (S. 492). „Selbst in dem Fall", sagt v. G ess- 
ler, „wenn das Haupt der standesherrlichen Familie seine 
Besitzungen in Württemberg veräussert und nach einiger Zeit 
dieselben Besitzungen wieder käuflich an sich gebracht hat, 
kann von diesem Standpunkt aus, den wir für richtig halten, 
von einem dem Haupte* wie seinen Nachfolgern fernerhin zu- 
stehenden Standschaftsreciite keine Rede mehr sein. In Fo Ige 
der Veräusserung hat es in Beziehung auf die 
württemb ergischen Besitzungen aufgehört, Haupt 
der standesherrlichen Familie mit dem Rechte 
der Standschaft zu seyn, in Folge des Wiederankaufs 
dieser Besitzungen aber kam es durch den Kauf, nicht aber 
durch die Eigenschaft eines Hauptes der Familie wieder in 
deren Besitz." (Ö. 491.) 

Zu 1. Würde v. G essler an dem Gedanken, dass die 
Reichsstandschaft durch Erlangung der Landeshoheit über ein 
reichsunmittelbares Gebiet bedingt war, festgehalten haben, so 
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würde ihm die richtige Anschauung von den Bedingungen der 
Erwerbung der Standesherrlichkeit nicht entgangen sein. 

Zu 2 und 4. Ein Gut ist als solches noch keine Herr- 
schaft, vollends unrichtig aber ist, dass nach dem Reichsstaats- 
recht die Erwerbung der Reichsstandschaft durch den Besitz 
von Familiengtitern bedingt gewesen sei. 

Z u 3. Gelegentlich sei bemerkt, dass der hier aufgestellte 
Begriff des dinglichen Rechts N. 88. 
N. 88. Ebenso Zachariä in der angeführten Denkschrift 
S. 49. Nur muss man hier Besitz nicht in seinem eigent- 
lichen Sinn, sondern im Sinn von Eigenthum nehmen, 
sehr fruchtbringend ist : ein Recht oder Last , die auf jeden 
Besitzer , oder vielmehr Erwerber einer Sache übergehen. 
Allein in diesem Sinn soll die Reichsstandschaft, beziehungs- 
weise die Standesherrlichkeit kein dingliches Recht sein 
(S. 486 f.), wohl aber in einem andern (S. 480) , der jedoch 
mit der Dinglichkeit überall nichts zu thun hat. 

V. Gessler hat sich hier einer bekannten Eintheilung 
der Rechte, welche den Standesherrn in art. XIV. der deut- 
sc)ien Bundesakte eingeräumt wurden, angeschlossen. „Man 
pflegt diese Rechte, sagt Ber cht old t»- a- 0. S. 174, 198), 
nach ihrer Innern Natur und mit Rücksicht auf ihre Gel- 
tung zur Reichszeit in zwei Klassen einzutheilen , nämlich in 
persönliche und dingliche Rechte, und begreift unter 
den ersteren jene Rechte, welche an die Person des Standes- 
herrn als solche gekhüpft, mit seinem Standesverhältnisse ge- 
geben sind und daher in ganz Deutschland geltend gemacht 
werden dürfen. Unter den letzteren dagegen versteht man 
jene Rechte, welche an den Besitz einer Standesherrschaft, 
d. h. eines ehemals reichsständischen Gebietes 
geknüpft sind und darum nur in jenen Staaten geltend ge- 
macht werden können, zu welchen die Standesherrtchaften 
gehören". Ebenso Zachariä (deutsches Staats- und Bun- 
desrecht I. S. 518) und in der angeführten Denkschrift S. 46. 
Allein es ist wohl unbestreitbar, dass dinglich zur Bezeichnung 
der letzteren Klasse von Rechten ein völlig willkürlicher Aus- 
druck ist. N. 89. 
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N. 89. Aus der im Vorstehenden ausgezogenen Stelle er- 
gibt sich, dass Berchtold den richtigen Begriff von 
Standesherrschaft aufgestellt hat. Dieser verschwindet nun 
aber S. 195, N. 54 auffallender Weise wieder völlig in 
der Anwendung auf den Fall des Grafen zu Erbach-Erbach- 
Im übrigen hat ZöpfLN. 90. 
N. 90. Die neuesten Angriffe etc. S. 69 f. 
mit gewohnter Klarheit und Schärfe die Übeln Folgen nach- 
gewiesen, welche sich aus derartigen Systematisirungen für die 
Standesherm ergeben. N. 91. 
N. 91. vergl. ferner Zachariä's angeführte Denkschrift 
S. 16 f., 50 f., 76 f. 

Davon, ob die Reichsstandschaft nur im Wege der Erb- 
folge (hier: hergebrachte Erbfolge, nach Z. 5** gesetz- 
liche Erbfolge) hat erlangt werden können, wird später die 
Rede sein. ^ 

Zu 5**. Es ist nicht richtig, dass es jetzt „standesherr- 
liche Güter" gebe, nicht richtig, dass durch die Erbfolge in 
„standesherrliche Güter" und durch die Fortdauer des Besitzes 
solcher „standesherrlicher Güter" die Standschaft der Stan- 
desherrn bedingt sei. Dies ist so wenig der Fall, als es waJir 
ist, dass durch den Eintritt in das Hofdomänenkammergut und 
durch dessen fortdauernden Besitz die Regierungsrechte des 
Königs und der königlichen Familie bedingt seien. Es ist 
ferner nicht richtig, dass die Ausübung der Standesherrlichkeit 
gar von der Erbfolge in „vormals reichsünmittelbare Besitzun- 
gen", nämlich Familiengüter abhängig sei. Reichsunmittelbar 
war der Fürst oder Graf, weil er als Landesherr ein reichs- 
unmittelbares Gebiet regierte ; aber reichsunmittelbar waren 
die Güter nicht, welche innerhalb eines solchen Gebiets sich 
befanden, eben weil dieselben unter landesherrlicher Gewalt 
stunden. N. 92. 

N. 92. Wahlcapitulation von 1792 art. IX. §. 6 : „Wenn 
auch Landstände und ünterthanen wider ihre Obrigkeit in 
Privatsachen, welche die landesfürstliche 
Kammer betreffen, Klage führen: so sollen und 
wollen Wir diese bei ihren ordentlichen Landes- 
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gerichten entscheiden lassen." M a 1 b 1 a n c Conspectus 
rei judiciariae Rom. Germ. §. 181 p. 329 : subditi vero 
Dominum territorialem coram propriis dicasteriis non solum 
convenire possunt, sed ex capitulationum recentiorum dis- 
positione coguntur, quod tarnen tantum obtinet in causrs 
privatis et bona cameralia seu domanialia concernentibus. 
Gönner a. a. 0. §. 53. 

- Wo sollten denn auch die ehemals reichsunmittelbaren 
Güter eines fürstlichen oder gräflichen Hauses liegen, nachdem 
fast das ganze Reich unter landesherrliche Gewalt gekommen 
war? N. 93. 

N. 93. Gönner a. a. 0. S. 332 f. 
Gibt es aber solche reichsunmittelbare Güter im Besitz 
der Standesherrn nicht, so muss die Ansicht v. Gessler's 
falsch sein; andern Falls müssten alle Standesherrn den An- 
spruch auf Standschaft verloren haben, und so weit wird doch 
kaum jemand gehen wollen. 

Vollends unbegründet muss die Ansicht v. Gessler's 
über den Verlust des Landstandschaftsrechts von seinem eige- 
nen Standpunkt aus in Betreff eines Standesherrn erscheinen, 
der, wie Graf Erbach, noch in einem andern deutschen Lande 
Güter besitzt und sich dort in ungestörter Ausübung der Stan- 
desherrlichkeit befindet. Durch die Veräusserung seiner Be- 
sitzungen in Württemberg, behauptet v. Gessler (S. 491), 
habe ein Standesherr „in Beziehung auf die.württem- 
bergischen Besitzungen aufgehört, Haupt der standesherr- 
lichen Familie mit dem Rechte der Standschaft zu seyn" (S. 491). 
Allein es ist doch wohl kaum zu bestreiten, dass jemand nicht 
theil weise Haupt einer Familie sein kann, theilweise nicht, 
da die Familie nur Eine ist und dass, so lange eine Familie 
besteht und ein Haupt hat, die Stellung des Haupts nicht aus 
dem Grund erlöschen kann, weil einzelne Vermögens- oder 
auch politische Rechte der Familie zu Verlust gehen. 

' Die Irrthümer, in welche v. Gessler in seiner Deduc- 
tion verfallen ist,, rühren wie bei Mo hl und den Andern davon 
her, dass er die Besitzungen, von denen die Gesetze reden, 
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auf Familienbesitzungen im Sinn von Domänen bezogenThat, 
statt auf politische Gebiete. 

XL In den gleichen Fehler verfällt v. Golther in seiner 
Abhandlung „über die staatsrechtlichen Folgen der Veräusse- 
rung einer Standesherrschaft" in der Zeitschrift für die ge- 
sammte Staats Wissenschaft , 17. Jahrgang, Heft 1 und 2 S. 
208 f. Zwar geht v. Golther ganz richtig davon aus, dass 
der art. 14 lit. c der deutschen Bundesakte sich auf „vormals 
reichsständische Territorien" (S. 218, 225, 226, 228, 229, 231, 
243, 245, 248, 254, 255,^262), „vormalige Reichslande" (S. 225, 
242, 243), von ihm auch als „vormalige Reichsstaaten" bezeich- 
net (S. 234, 254, 260), auf „Gebiete" (S. 225), „reichsständische 
Gebiete". (S. 225), „reichsständische Herrschaften" (S. 249), die 
er auch „vormals reichsständische Besitzungen" (S. 218, 224, 226, 
228, 229, 230, 231, 233, 247, 250, 251, 252, 253, 263, 265, 
267, 269), „reichsständischen Besitz" (S. 230, 253) „reichsstän- 
dischen Familienbesitz" (S. 265) benennt, beziehe. Allein un- 
versehens werden ihm diese Reichslande, in welchen die Fürsten 
und Grafen als Landesherrn regierten, zu „standesherrlichen 
Besitzungen" (S. 219, 221, 229, 231, 232, 234, 245, 251, 268, 
277) und „Standesherrschaften" (S. 220, 221, 229, 231, 233, 
235, 246, 282, 283, 247, 253, 256, 259, 260, 263, 269) — 
im Sinn von Gütern, Realitäten, Grundbesitz (S. 221, 
226,-228, 229, 246, 247, 262). So sehr ist bei uns in allem, 
was die Standesherrn angeht, die Luft von irrigen Ideen an- 
gefüllt, dass sie einen schwer durchdringlichen Dunstkreis für 
das Auge auch sonst vorurtheilsfreier Männer bilden. 

Allerdings nun, wenn es wahr wäre, dass die Reichsstand- 
schaft durch den Besitz von Domänen bedingt gewesen sei, 
würde auch heut zu Tag die Landstandschaft von dem Besitz 
von Domänen abhängig sein. Allein, wie zur Genüge gezeigt 
worden ist, sind reichsständische Territorien und Domänen 
ganz verschiedene, nicht mit einander zu vermischende, Dinge 
gewesen und auch jetzt sind in gleicher Weise die Standesr- 
herrschaften als politische Bezirke und die Domänen der stan- 
desherrlichen Häuser als vermögensrechtliche Gegenstände, 
ganz verschiedene, nicht miteinander zu vermengende Dinge. 
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Xn. Am meisten muss Befremden erregen , dass auch 
Zöpfl sich theilweise in den Ideenkreis seiner Gegner hat 
verwickeln lassen. Zuerst in einem Schreiben an den Für- 
sten V. Hohenlohe-Waldenburg. N. 94.. 
N. 94. Verhandlungen der wtirtt. Kammer der Standes- 
herm vom 16. Februar 1865, S. 277. Zöpfl, die neuesten 
Angriffe auf die staatsrechtliche Stellung der deutschen 
Standesherrn S. 127 in der Note. 
Er geht hier davon aus, dass Graf Erbach seine Stan- 
desherrschaft an einen Bürgerlichen verkauft und in dessen 
Concurs zurückgekauft habe und erklärt diese „Standesherr- 
schaft^^ für eine „ehemals reichsunmittelbare Be- 
sitzung." Er stellt femer den Satz auf: die frühere Reichs- 
unmittelbarkeit der Besitzung sei in gewissem Sinne ein 
Character indelebilis derselben, so lange sie nicht zer- 
trümmert und also factisch umgestaltet und in Atome auf- 
gelöst werde, womit erst sie selbst vernichtet und nicht mehr 
in rerum natura wäre. So lange diese Zertrümmerung, 
Auflösung und Vernichtung desGomplexes nicht statt ge- 
funden hat, sei und bleibe er eine ehemals reichsun- 
mittelbare Besitzung, wenn auch dieselbe in die Hand 
eines niederen Adeligen oder' eines Bürgerlichen übergegangen 
sein sollte, und eine Person dieser letztgedachten beiden Klas- 
sen als dermaliger Innehaber der ehemals reichs- 
unmittelbaren oder etwa reichsständischen Be- 
sitzung könne wegen Mangels der persönlichen höheren 
Qualification als MitgHed einer ehemals reichsständischen Fa- 
milie nicht für befugt erachtet werden, diejenigen Rechte aus- 
zuüben, welche eben durch die Zuständigkeit dieser höheren 
persönlichen Qualification bedingt sind. Die Bundesacte wolle, 
dass den Standesherm ihre Besitzungen alsEigenthum 
bleiben; die Standesherrn haben- daher ein Recht, dass ihnen 
der Werth ihrer Besitzungen im höchsten Betrage ungeschmä- 
lert bleibe^ dieser Werth würde sich aber sehr vermindern, 
wenn nicht einmal ein Standesgenosse solche Besitzungen, 
wenn sie ve räu ss er t werden, mit der Aussicht erwerben 
könnte, in dem Lande, wo sie liegen, loco des bisherigen 

5 
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Besitzers alle auf die Besitzungen bezügüchen Rechte 
ausüben zu können. Nach der gegentheiligen Ansicht könnten 
nicht einmd zwei Standesherren ihre Besitzungen ver- 
tauschen, ohne die auf ihre beiderseitigen Besitzungen 
bezüglichen standesherrlichen Vorrechte beiderseits ein- 
zubüssen. 

In einer späteren Schrift N. 95. 
N. 95. Die neuesten Angriffe auf die staatsrechtliche Stel- 
lung der deutschen Standesherren 1867. Sehr zu wünschen 
wäre, dass auch das S. 127 erwähnte Gutachton in dem 
Fall des Grafen von Erbach veröffentlicht würde, 
beschäftigt sich Zöpfl mit der gleichen Frage, wie in dem 
bisher besprochenen Schreiben, nämlich mit der Frage von 
dem „Verlust des Landstandschaftsrechtes "durch Veräusserung 
der Standesherrschaft" (S. 119 f.). 

Seine diesfallsige Aurführung beruht im Wesentlichen auf 
folgenden Sätzen: 

1) Die Verfasser der Bundesacte hatten die Verhättnisse 
im Auge, wie sie zur Zeit des deutschen Reiches massgebend 
waren« Nach dem zur Beichszeit geltenden Staatsrecht wurde 
aber sowohl die Reichsstandschaft wie die Landstandschaft als 
ein Realrecht, d. h. als ein auf einem gewissen Territo- 
rium, beziehungsweise Gutscomplex ruhendes Vor- 
recht, und zwar regelmässig als ein solches betrachtet, dessen 
Ausübung durch eine gewisse persönliche Qualification des 
Besitzers bedingt war. (S. 120.) 

2) Es fällt auch dabei unzweifelhaft als entscheidend in's 
Gewicht, dass die der Zeit der Emanation der Bundesacte zu- 
nächst stehenden Verfassungsurkunden das in der Bundesacte 
gewährleistete Recht der Landstandschaft ausdrücklich an die 
Bedingung des Besitzes einer Standesherrschaft geknüpft 
hfi^en (S. 120 f.). 

3) Der Begriff einer Standesherrschaft ist nicht auf den 
vormals reichsständischen Territorialbesitz eines 
standesherrlichen Hauses zu beschränken (S. 121); vielmehr, 
da die in Folge der Mediatisirung den Staatsgebieten 
deutscher Einzelnstaaten neu einverleibten Besitzungen 
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vormals reichsständischer Fäi*sten und Grafeu keineswegs blos 
reichsständisehe Territorien, sondern vielfach nur kreisstän- 
dische, und auch andere reichsunmittelbare Herrschaften 
und Güter, auf welchen weder Reichs- noch Kreisstandschaft 
haftete, waren, in der deutschen Bundesacte aber nirgends ein 
Unterschied zwischen diesen drei Arten der früher mit 
Landeshoheit von den reichsständischen Fürsten 
und Grafen innegehabten Besitzungen gemacht ist, 
sondern durchgängig die deutsche Bundesacte nur von deren 
„Besitzungen^^ ohne alle Restriction spricht, so muss man zu 
dem Ergebnisse gelangen, dass nach dem Geiste der deutschen ' 
Bundesacte Art. XIV. und nach ihrer Wortfassung das Recht 
der Landstandschaft den Häuptern der standesherrlichen Fa* 
milien wegen jeder Art ihrer früher reichsunmittelbaren 
Besitzungen zukommt (S. 122 f.). An einer späteren Stelle 
wird der gleiche Gedanke mit einer kleinen Veränderung so 
ausgedrückt: der Charakter der Standesherrschaft be- 
stehet darin, dass die B e s i t z u n g ein vormals reichsständisches 
oder kreisständisches oder doch reichsunmittelbares, Ws zur Auf- 
lösung des deutschen Reiches im Landeshoheitsbesitze 
eines reichsständischen Hauses befindlich gewesenes Territo- 
riumist (S. 127). s. auch Zach ariä'sangef. DenkschriflS. 26,77. 
4) In der bisher dargelegten Ausführung Zöpfl's ist 
mehrfach von landesherrlichen Territorien die Rede gewe- 
sen. Allein da mit diesem Ausdruck der Ausdruck: früher 
reichsunmittelbare Besitzungen abwechselt, da femer die 
Ansicht aufgestellt wird, dass das Recht der Landstandschaft 
für eine standesherrliche Familie durch eine recbtsbeständige 
Veräusserung der Standesherrschaft (S. 125) und 
eine in Folge hievon vorgenommene Zertrümmerung der 
Besitzung (S. 127) verlorengehe, da endlich die Frage auf- 
geworfen wird: in wieweit die Veräusserung einzelner 
Stücke einer Standesherrschaft stattfinden könne, 
ohne dass dadurch der Charakter der Besitzung als Stan- 
desherrschaft und hiermit das standesherrliche Landstand- 
schaftsrecht aufhört, \)der was von dem Veräusserer zu- 
rückbehalten werden müsse, um sein Landstandschaftsrecht 
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ZU wahren, — was alles nur von Immobiliarvermögen verstan- 
den werden kann, so ist nicht zu zweifeln, dassZöpfl durch 
seine Gegner in dem Erbach'schen Fall sich in der Hauptsache 
zu deren Anschauung hat hindrängen lassen. Dass diese neue 
Auffassung Zöpfl's unrichtig ist und durch ihre eigenen 
Widersprüche sich aufhebt, dürfte leicht zu zeigen sein. Der 
Widerspruch liegt namentlich in dem Verhältniss der Reichs- 
unmittelbarkeit zum Landeshoheitsbesitz. Lei st N. 96. 

N. 96. a. a. 0. §. 18. 
sagt: „Aus der Trennung Teutschlands in besondere Staaten 
und der daraus entstehenden doppelten Staatsgewalt müssen 
die Begriffe von Reichsunmittelbarkeit und Mittelbarkeit, welche 
immer nur verschiedene Abstufungen der Reichsunter- 
thänigkeit darstellen, erklärt werden. Reichsunmittel- 
barkeit besteht in der zunächst und allein gegen die 
Reichs-Staatsgewalt Statt findenden Unterwürfigkeit, und kann 
bald persönlich, bald dinglich seyn. Reichsmittelbarkeit 
hingegen bezeichnet dasjenige Verhältniss, kraft dessen Per- 
sonen oderXjTÜter zunächst einer untergeordneten teutschen 
Staatsgewalt (Landeshoheit), und erst vermittelst dieser der 
Reichs - Staatsgewalt unterworfen sind. .. Die dingliche 
Reichsunmittelbarkeit steht allen Ländern zu, welche keine 
Bestandtfaeile eines teutschen Particularstaats , sondern über- 
haupt nur des teutschen Reichs ausmachen, und somit selbst 
Staaten bilden, deren Staatsgewalt folglich unmittelbar der 
Reicbshoheit untergeordnet ist. Diese Immedietät geht als 
ein Realvorrecht auf jeden Besitzer des Landes über." N. 97. 

N. 97. vergl. femer Gönner, Staatsrecht §. 58 f., Schulze, 
Einleitung in das deutsche Staatsrecht 1867, §. 68. 
Hiemach konnte Zopf 1 (S. 127) ganz wohl von reichs- 
unmitelbaren, bis zur Auflösung des deutschen Reiches 
im Landeshoheitsbesitze eines reichsständischen Hauses 
befindlich gewesenen Territorien reden, weil Länder 
trotzdem, dass sie unter einem Landesherrn stunden, als reichs- 
unmittelbar betrachtet wurden, aber er konnte nicht von reichs- 
unmittelbaren Besitzungen, welche 'früher mit Landes- 
hoheit von den reichsständischen Fürsten und Grafen inne 
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gehabt worden seien, reden, weil Güter, welche unter einem 
Landesherrn stunden, nicht reichsutimittelbar, sondern reichs- 
mittelbar waren. 



Wie die württembergische Jurisprudenz den Ausdruck: 

Besitzungen aufgefasst 'hat , haben wir gesehen. Rings um 

uns herum haben gemeinrechtliche und partikularrechtliche 

Schriftsteller ein besseres Verständniss gezeigt. N. 98. 

N. 98. vergl. z. B. E. v. Moy, Lehrbuch das bayerischen 

Staatsrechts L S. 205, 212, 214, 215, 216, 218, 220, 221, 

223, Zöpfl, Staatsrecht II. §. 319. Maurenbrecher, 

Staatsrecht §.134. Rönne, Staatsrecht der preussischen 

Monarchie L 2. S. 278, 281, 288, 291, 292, 294, 295, 

297, 298. Berchtold a. a. 0. S. 174. 

B. Abstammung. 

Seit Mohl N. 99. 
N. 99. wtirtl. Staatsrecht I. S. 469. 
die Abstammung von einem ehemals reichsständischen Ge- 
schlecht für ein wesentliches Erfordemiss zu Erlangung der 
Standesherrlichkeit erklärt hat, ist diese Annahme traditionell 
unter den Schriftstellern geworden. N. 100. 
N. 100. vergl. z. B* Kohl er, deutsches Privatfürstenrecht 
S. 102. V. Gessler a. a. 0. S. 486 f. Pözl, baye- 
risches Staats-Verfassungs-Recht 1847, §. 72^ S. 146. 
Und doch bildet jene Abstammung eben nur die Regel 
und ist im geeigneten Fall kein nothwendiges Erfordemiss. 
Gegenwärtig ist in Württemberg ein Fall anhängig, bei wel- 
chem die Frage von der Abstammung von Wichtigkeit wird. 
Historisch steht fest, dass das Geschlecht der von Tör- 
ring unter der Landeshoheit der Herzöge von Baiem seit 
uralten Zeiten in Baiem mit Gutem von beträchtlichem Um- 
fang angesessen war. . Vor mehreren Jahrhunderten theilte 
sich dasselbe in drei- Linien. Nachdem die eine Linie in der 
Mitte des fünfzehenten Jahrhunderts, eine zweite in der Mitte 
des'sechzehenten Jahrhunderts ausgestorben war, kamen sämt- 
liche Hausgüter an die dritte Linie, deren Haupt Kaspar der 
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Törringer auf Stein war. Nach dessen Tod nahmen die vor- 
handenen drei Söhne im Jahr 1557 abermale eine Theilung 
der vorhandenen Besitzungen vor. Der älteste Sohn Georg, 
gest. im Jahr 1560, erhielt Seefeld, der zweite Sohn Adam 
Stein und Pertenstein, der dritte Sohn Hans Veit, gest. im 
Jahr 1582, Jettenbach, Tissling und Medling; dagegen wurden 
die Güter Törring und Tengling nicht vertheilt und es sind 
solche auch bis auf die neueste Zeit gemeinschaftliches Eigen- 
thum der Familie geblieben. Die zweite Linie Stein und Per- 
tenstein starb im Jahr 1 744 im Mannsstamm aus, worauf ihre 
Besitzungen nach den Hausverträgen an die dritte Linie Jet- 
tenbach fielen. 

Den 21. October 1630 wurde die Familie der Törring, 
welche im Jahr 1566 von Kaiser Maximilian H. in den Frei- 
herrnstand erhoben worden war, von Kaiser Ferdinand H. in 
den Reichsgrafenstand erhoben. 

Ein Jahrhundert später erwarb die dritte Linie Törring- 
Jettenbach ein reichsstäpdisches Territorium. Dem Grafen 
Johaim Franz von Gronsfeld (1667 — 1719), Sohn des Grafen 
Justus Maximilian und seiner Gemahlin Anna Christine von 
Hardenrath, geb. 1639, war von seinem älteren Bruder Otto 
Wilhelm, gest. 26. Juli 1719, die Reichsgrafschaft Gronsfeld 
abgetreten worden. Graf Johann Franz starb, der letzte 
seines Stamms, nachdem er seine zweite Gemahlin Maria 
Anna, geb. fSräfin von Törring-Jettenbach als Erbin eingesetzt 
hatte, am 8. April 1719 als kaiserlicher Feldmarschall und 
Gouverneur von Luxemburg. Letztere brachte dann die 
Reichsgrafschaft Gronsfeld ihrem zweiten Gemahl, dem Grafen 
Nikolaus von Arberg und Valsmgin zu. Aus ihrer zweiten 
Ehe stammt die Tochter Maria Josepha, Gräfin von Arberg 
und Gronsfeld, welche die Grafschaft Gronsfeld 1746 ihrem 
Gemahl Maximilian Emanuel Grafen von Törring-Jetten- 
bach zubrachte. Nach dem Tode seiner Gemahlin verhei- 
rathete sich Graf Max Emanuel von Törring mit einer Gräfin 
von Seinsheim. Da bei seinem im März 1773 erfolgten Tod 
keine Kinder vorhanden waren, beerbte ihn sein Bruder Graf 
August von Törrmg zu Jettenbach, geb. 1728, gest. 1802. 
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In Folge hievon ging an ihn auch die Grafschaft Gronsfeld 
über. Graf August Joseph war mit einer von Lerchenfdd 
vermählt. Aus dieser Ehe entsprang der Sohn Joseph August 
Graf von Törring-Gronsfeld, geb. 1753, gest. 1826. Zur Ent- 
schädigung für den Verlust von Gronsfeld wurde demselben 
durch §. 24 des Reichsdeputationshauptschlusses vom 2ö. 
Februar 1803 die Abtei Gutenzell zugewiesen. Ihm folgte sein 
Sohn Graf Maximilian August von Törring-Gutenzell- Jetten- 
bach, welcher am 30. April 1860 starb. Mit ihm erlosch die 
Linie Törring- Jettenbach-Gutenzeil im Mannsstamm, !N. 101. 

N. 101. württ. Reg.-Bl. von 1861, S. 173, 176. 
so dass jetzt von den früheren drei Linien der Grafen von 
Törring nur noch die Linie der Grafen von Törring - Seefeld 
übrig ist. 

Aus dem Bisherigen erhellt, dass die Gräfin Marie Anna 
von Törring-Jettenbach die Reichsgrafschaft Gronsfeld 
— nicht durch Abstammung, sondern durch Erbeinsetzung 
ihres Gemahls, des letzten seines Stamms, erworben hat, es 
erhellt ferner, dass sie"* diese Grafschaft erworben hat, uner-' 
achtet sie selbst nicht von hohem Adel war. 

Desgleichen hat Maximilian Emanuel Graf von Törring- 
Jettenbach die Reichsgrafschaft Gronsfeld nicht durch Ab- 
stammung, sondern durch seine Gemahlin erworben und un- 
erachtet er selbst nicht dem hohen Adel angehört hat. 

Endlich hat Graf August von Töring zu Jettenbach, un- 
erachtet er gleichfalls nicht dem hohen Adel angehörte und 
gleichfalls nicht durch Abstammung, sondern im Wege d^ 
Erbfolge die Reichsgrafschaft Gronsfeld erworben. 

Zweifellos ist, dass Joseph August Graf von Törring- 
Gronsfeld Reichsstand und nach seiner Subjection Standes- 
herr gewesen ist. N. 102. 
N. 102. Reichsdeputationshauptschluss von 1803. § 24 lit. k. 
„Dem Grafen von Törring wegen Gronsfeld: die Abtey 
Guttenzell", sodann: „Dieser Vertheilung werden noch 
folgende allgemeine Bestimmungen beigefügt: 1) die Stimm- 
rechte derjenigen entschädigten Reichsgrafen, deren 
Verlust in einem reichsunmittelbaren Gebiete, 
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welches zu Reichs- und Kreisprästanden bei- 
getragen, bestanden, und die zugleich eine 
Stimme oder Antheil daranauf Reichs- und 
, Kreistagen gehabt haben, nämlich die Grafen 

von Törring etc. werden auf ihre neue Besitzungen 

radizirt." K. Dekret, das Landstandschaftsrecht der vor- 
mals reichsständischen fürstlichen und gräflichen Familien 
betreffend, vom 15. Merz 1815 ; ,,Da nach der ständischen 
Verfassung, welche wir unserem Königreiche zu geben 
beschlossen, die vormals reichsunmittelbaren Fürstlichen 
und Gräflichen Familien, auf deren Besitzungen Reichs- 
oder Kreis-Tags-Stimmen ruhten, das Recht der Land- 
standschaft haben, und in dieser Gemässheit von uns den 
nachbemeldten Fürsten und Grafen Siz und Stimme in 
der Ständeversammlung ertheilt worden ist^' etc. — und 
unter diesen Familien wird aufgeführt der Graf von Tör- 
ring-Guttenzell. vergl. Reyscher, Staatsgrundgesetze 
Thl. m. S. 315 f. 

Auch sein Nachfolger Graf Maximilian August war all- 
seitig als Standesherr anerkannt. N. 103. 
N. 103. Mohl a, a. 0. I. 463, 
Letzterer nun, „Maximilian August Graf- zu Törring und 
Tengling, zu Jettenbach, Graf zu Gutenzell etc., Standesherr 
im Königreich Württemberg" N. 104. 

N. 104. Regbl. von 1861. S. 174. 
hatte durch Testamentsnachtrag vom 19. April 1860 ange- 
ordnet, dass „seme Standesherrschaft Guttenzell in Württem- 
berg ein gesondertes" — nämlich ein von seinem bairischen 
Fideikommiss unabhängiges — „Fideikommiss zu bilden 
habe." N. 105. 
N. 105. ib. S. 175. 
In dem dem Testamentsnachtrag beigelegten Fi(]^ikommiss- 
statut wurde im Einzelnen unter anderem bestimmt : 

L 

„§. 1. Das durch Erkenntniss des K. Württemb. Ober- 
„tribunals vom 6. April 1845 . . Uns zur ausschliesslichen 
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„Succession zugesprochene Stammgut Gutenzell . . wird , da 
„Uns als dem zur Zeit Letzten des Mannsstamms 
„die freie Verfügung hierüber zusteht, hiemit 
„von Uns als Fideicommiss erklärt. 

„§. 2. Als Bestandtheil dieses Fideicommisses wird von 
„Uns erklärt die erwähnte Herrschaft Gutenzell in 
„dem Umfange, in welchem Wir sie dermalen mit sämmtlichen 
„Zugehörungen, Gebäuden, Aeckem, Wiesen, Fischerei, Jagd 
„und sonstigen nutzbaren oder Ehrenrechten besitzen 
„oder hinterlassen werden" etc. N. 106. 
N. 106. ib. S. 17^. 

Zu den Ehrenrechten der ehemaligen Reichsstände gehört 
unzweifelhaft das Recht der Standschaft, N. 107. 
N. 107. Zöpfl, Staatsrecht IL §. 309. S. 104, 106. 

In Betreff der „Erbfolge in dieses Fideicommiss" ist in 
dem Testamentsnachtrag vom 19. April 1860 „in Bezug auf 
die zur Succession berufenen Personen" verwiesen auf die 
Testamentsbeilage vom 22. September 1855. N. 108. 
N. 108. Regbl. a. a. O.'S. 175. 

In letzterer aber war „als erster Nachfolger" in das 
Fideikommiss der Graf Max Törring zu Seefeld berufen (§. V.) 
und ihm der Graf Clemens Törring - Minucci substituirt 
(§. Vm.) N. 109. 
N. 109. ib. S. 180 f. 

Dadurch hatte Graf Clemens eventuelle Ansprüche auf 
Succession in das Gutenzeller Familienfideicommiss erworben. 
Sein wirklicher Eintritt ist dadurch erfolgt, dass sein Vetter 
Graf Max zu seinen Gunsten auf die ihm an diesem Fidei- 
commiss zustehenden Rechte den 16. April 1867 verzich- 
tet hat. 

Die letztwillige Verfügung vom 19. April 1860, durch 
welche „Graf Maximilian August von Törring-Gutenzell-Jetten- 
bach" ein Fideikommiss „in Beziehung auf die in Württem- 
berg gelegene Standesherrschaft" errichtet hat, ist seiner Zeit 
„zur Höchsten Bestätigung Vbrgelegt worden" und nachdem 
„die Prüfung derselben ergeben hat, dass dieselbe nichts gegen 
die Verfassung und die Gesetze des Königreichs enthält", 
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wurde „dieselbe gemäss Höchster EntSchliessung Seiner König- 
lichen Majestät vom 9. August" 1861 durch die Bekannt- 
machung des K. Justizministerium vom 10. August 1861 „zur 
allgemeinen Kenntniss und Nachachtung mit dem Anfügen 
veröffentlicht, . . . dass durch die Bestätigung dieses Familien- 
fideicommisses der Entscheidung über die standschaftlichen 
Rechte der Fideicommissnachfolger nicht vorgegriffen wird, 
letztere vielmehr im einzelnen Fall je nach dem Ergebniss 
der Erörterungen über die persönliche standesherrliche Be- 
fähigung des Fideicommissnachfolgers vorbehalten bleibt." N. HO. 
N. 110. a. a. 0. S. 173 f. 
Der zuständige Gerichtshof hat schon vor längerer Zeit 
die Vormerkung des Uebergangs der Standesherrschaft. Guten- 
zeil auf den Grafen Clemens von Törring-Jettenbach in den 
öffentlichen Büchern der betreffenden Gemeinden angeordnet ; 
allein noch hat ihn die K. Staatsregierung nicht als Standes- 
herm anerkannt, — wie es scheint (deshalb weil Zweifel ent- 
standen, ob Graf Maximilian August einen Agnaten, der nicht 
aus einem reichsständischen Geschlecht abstamme, zum 
Erben seiner standesherrlichen Rechte habe einsetzen können. 
Allerdings mag es manche Juristen geben, welche ein gelinder 
Schauer überläuft bei dem Gedanken, dass zu Reichszeiten 
ein Landesherr einen bürgerlichen Mann oder einen Mann 
von niederem Adel zu seinem Nachfolger eingesetzt haben 
würde, oder dass heutigen Tags ein Souverain einen solchen 
einsetzen würde. Gewiss kann man sich aber nicht von vorn 
herein für die Beschränkung des Regenten in der Wahl seines 
Regierungsnachfolgers da erklären, wo keine Rechte Dritter 
entgegenstehen, nämlich da, wo er der Letzte seines Stamms 
ist, und zwar aus dem einfachen Grund, weil, je grösser der 
Kreis für die Auswahl ist, um so leichter eine gute Wahl 
getroffen werden kann. In dem Fall, wenn der Regent der 
Letzte seines Stamms ist, erkannte denn auch das frühere 
deutsche Staatsrecht die voUe Freiheit des Landesherm an 
und in gleicher Weise erkennt* das jetzige deutsche Staats- 
recht die volle Freiheit des Souverains an. N. 111. 
N, 111. vergl Sam. Fried. Wellenberg, De jure Ultimi 
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gentis suae. Vom Recht des letzten Stammhalters. Jena 
1735. §. 126: Tarn in statu coelibe, quam conjugali Ul- 
timo gentis sine prole manente, ne post mortem suam 
regnum sine successore sit, testamento is declarare potest, 
ad quem illud , secuta morte sua , devenire debeat etc. 
§. 127. De facultate vero testamentum condendi de regnis 
et principatibus ex facultate in principatum et bona com- 
petente dijudicandum erit. Etenim si bona, super quibus 
testamentum fit, sint in aUcujus pairimonio, non dubitan- 
dum, id post mortem Testatoris suam vim habere. Idcirco 
in casu, ubi per fideicommissum a testatore bona sua ad 
masculos ex sua familia erant restricta, et jam ültimus 
familiae ea possideat, de illis testamentum condere, et per 
id ex filiabus familiae deseendentes exdudere, eaque pro 
Siw arbitrio in aliam familiam transferre potest, quia in 
Ultimo masculo desinit vinculum fideicommissi esse, isque 
plenwm dominium consequitur, ex quo nunc de bonis illis 
pro arbitrio disponej-e potest etc. Si non sint bona in 
libera potestate Testatoris, nee ejus super illis Testamen- 
^tum valebit, sed post mortem Ultimi gentis deveniunt ad 
eos, quibus de illis alia lege cautum erat etc. §. 128: 
Negata Ultimi gentis facultate de bonis suis testandi, ut 
pote si sint feuddlia, fieri tamen potest, ut etc. 

H. de Cocceji Deductiones, C!ons. et Resp. Tom. I. 
Resp. X. nr. 19 f. p. 736 f. 

V. Salza, die Lehre von Familien etc. Fideicommissen 
1838. S. 233 f. vergl. mit S. 21 f. 

Lewis, das Recht des Familienfideicommisses 1868. 
S. 430 f. S. Stryk, tract. de cautelis testamentorum, 
ed. V. Cap. XXI. §. 22. p. 930 . . . Ultimo itaque possessori 
in familia quadam illustri plenum de hisce (sc. fideicom- 
missariis) bonis supererit arbitri^m, Besold, Resp. P. III. 
C. 102. nr. 11 f. p. 73. 

Knipschildt, tract. de fideic. fam. nob. Cap. XI. 
nr. 440, vergl. mit Cap. III. nr. 19 f. 

J. N. Her ti i, Commentationum atque Opusculorum Vol. I. 
Tom. II., D^^ de superioritate territoriali §. 44. p, 224 f. 
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. . AUodialem , ut ita toquar , superioritatem testamento 
relinqui posse, nemo est, qui negat. Sed addenda excep- 
tio , nisi pacto familiae aliter fuerit provisum , quarum 
pactionum non pauca in Gomitatibus extant exempla etc. 
§; 45. p. 225 f. Quae de testamentis statuimus, ad cae- 
teras alienationes extra causam mortis applicari facile 
possunt ; nam par utrobique est ratio etc. Quando autem 
locus est alienationi, sequentia observari, non inutile fuerit. 
Primum est: Regionis in feudum alienatione (quae species 
alienationis est) non videri actum, ut superioritas terri- 
toriaJis transferatur etc. Sextum : Alienationem etiam in 
privatum fieri posse : nam, quod Rosenthalius censuit, 
Comitatum nonnisi in illuistrem personam conferendum, 
nee legibus, nee moribus Germaniae est eonsentaneum. 

J. J. Beck, (Prof. in Altdorf) Tract. de jurisdictione 
vogtejica immediata, von der ohnmittelbaren Vogteylichen 
Obrigkeit, Nümb. 1738. S. 528. §. 11; „V, Die ohnmittel- 
bahre Vogteyliche Obrigkeit kan so wol als die Territorial- 
Superiorität, auch an eine Privat-Persohn veralie- 
nirt werden; dann was Eosenthai de feud. cap. 11. 
concl. 44. num. 5 anführet, es könne eine Grafschafft auf 
niemand anders als nur auf Illustre Per söhnen 
transferirt werden, das ist weder denen Reichs-Constitu- 
tionibus, noch denen teutschen Gewohnheiten conform. 

Hert. de Superior. Territ. §. 65." 

J. J. Speidel, Biblioth. jurid. univ. Vol. 11. p. 1004 
s. V. Stamm-Güter, Abs. 2. 

J. J. M s e r , Familien-Staats-Recht derer Teutschen Reichs- 
stände Thl.1. S. 969, 960. §. 14. D erselbe v. denen Teut- 
schen Reichsständen S. 1506, 278. Derselbe, persönliches 
Staatsrecht derer teutschenReichs-Stände. Thl. 11. S.3 1 5, 35 1 . 

Pütt er, primae lineae juris privati principum ed. UI. 
cap. Vin. de successione in terris gentis exstinctae §. 60. 
p. 111. Sin nee e primi adquirentis posteris quisquam 
superest, nee extraneo jus est ex pacto confraternitatis ; 
ultimus gentis suae de allodiis libere disponere, pacisci ac 
testari potest, ejusque cum morte alioquin cessat omnis 
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bonorum avitorum seu fideicommissaria qualitas. Der- 
selbe, Institutiones juris publ. Germ. Lib. XII. cap. II. 
de juribus successiönis familiarum Germaniae illustrium 
§, 455. p. 535. Quodsi universa quaedam familia ita ex- 
stinguitur, ut nemo plane praeter possessorem a primo 
adquirente oriundus adsit; tunc, quod ad allodia familiae 
attinet, si ©Itimus iste possessor prole destituitur, in Ul- 
timum huncce Gentis suae omnia totius familiae jura re- 
deunt^ isque igitur, dum nullis primi adquirentis posteris 
damnum fert, nee aliis jus quaesitum est, Ubere de bonis 
avitis staffiere potest. 

Mas CO V, princ. jur. public! imperii, ed. VI. L. VI. 
cap, VI. §. 21. p. 824. — Leist, teutsches Staatsrecht 
§. 42, 45. — Gönner, teutsches Staatsrecht p. 241. — 

B. G. Struvii, corp. jur. publ. p. 1155, 1163. 1204. 

Weiss, deutsches Staatsrecht §. 246. „Von einer te- 
stamentarischen Staatssttccession kann im Allgemeinen nur 
dann die Rede seyn, wenn überhaupt gar keine Person 
mehr vorhanden ist, die aus irgend einem Grunde ein 
Thronfolgerecht ansprechen kann oder die Betheiligten auf 
rechtsverbindende Weise ihre Zustimmung ertheilt haben. 
Bei bevorstehender Thronerledigung aber kann der 
letzte Thronfolgeberechtigte, als Souverain,^ seinen Regie- 
rungsnachfolger in dieser Beziehung völlig frei er- 
nennen." Und in N. a : „Dafür bpricht nicht nur die Ana- 
logie jedes letzten Fideicommissbesitzers, in dessen Händen 
die Fideicommisseigenschaft der Sache erlischt, und die 
Analogie seiner und seiner Vorfahren Berechtigung, Erb- 
verbrüderungen einzugehen, sondern insbesondere und na- 
mentlich, dass der Souverain zu Allem, was der Staats- 
zweck fordert, nicht nur berechtigt, sondern auch ver- 
pflichtet ist." Zöpfl, Staatsrecht I. §. 154; „Eine 
testamentarische Verfügung über das Territorium und die 
Regierungsnachfolge in demselben war zur Reichszeit mög- 
lich und statthaft, wenn das Territorium allodial und keine 
Person im Manns- oder Weibsstamme vorhanden war, welche 
auf dasselbe aus einem Familienfideicommissverbande oder 
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wegen herkömmlicher Stammgutseigenschaft desselben ein 
festes Successionsrecht (Wartrecht) hatte. Unstreitig 
konnte daher der ei^te Erwerber eines solchen allodialen 
Territoriums oder der letzte des successionsbe- 
rechtigten St amm es darüber testamentarisch 
frei verfüge n.'^ §. 103. S. 247: „Erworben wurde 
die Landeshoheit regelmässig in den Erbheirschaften durch 
Erbfolge . . . ; ausserdem auch durch neue Verleihung, In- 
vestituren, Testamente, Erbverträge, unvordenkliche 
Verjährung und ähnliche Rechtstitel, üebrigens war 
weder der Besitz, noch die Ausübung ein er 
Landeshoheit von einer Adels-Eigenschaft 
des Erwerbers abhängig, und konnte sowohl 
durch Erbfolge, als durch 'Pfandschaft oder einen an- 
deren Rechtstitel an bflrgerifehe Personen kommen." 
§. 92. Thl. n. §. 308. S. lÖO. Wobei noch an den Satz 
der alten Rechtslehrer erinnert werden mag, dass mit der 
Reichsunmittelbarkeit eines Territorium immedietas per- 
sonae von selbst verbunden ist. (Linck, D. cit. p: 7. 
§.12: Principaliter igitur territorium Statui ad suflfra- 
gium plene fundandum sufficit, quamvis aliquas adhuc 
postulet qualitates; sie ex Capitt. modo allatis liquet I. 
Possessionem illius debere esse immediatam, i, e. nulli, 
nisi imperio subjectam . . . Inde vero et immedietas per- 
sonae nitro sequitur ; Qui enim territorium habet superio- 
ritate territoriali modo dicta animatum , etiam ratione 
personae soli imperio subjicitur). 

Maurenbrecher, die deutschen regierenden Fürsten 
und die Souveränetät S, 127 f. (angef. bei Mo hl, Staats- 
recht L S. 156 f.) 

Um so gewisser muss ein Standesherr, welcher der letzte 
seines Stammes oder seiner Linie ist, für befugt erachtet 
werden, über seine standesherrlichen Rechte frei zu verfügen, 
zumal aber dann, wenn in seiner Familie bereits entsprechende 
Vorgänge vorliegen. 

Aber selbst diejenigen, welche am weitesten gehen, stellen 
doch keine Grundsätze auf, mit welchen der Uebergang der 
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Standesherrlichkeit auf den Grafen Clemens von Törring- 
Jettenbach sich nicht vereinigen Hesse. „Insofern die Reichs- 
standschaft", sagt Heffter N. 11 1^ 

N. lll^ die Sonderrechte S. 20. 
„mit dem Besitz eines Territoriums oder eines alten Reichs- 
amtes verbunden war, konnte zwar dieser Besitz an einen 
fremden Successor, der nicht zu der bisher berechtigten 
Familie gehörte, durch Erbrecht oder sonst gelangen; 
die Prärogativen des hohen reichsständischen Adels, nament- 
lich die Reichßsession aber wurden erst erlangt, wenn nun 
auch die persönliche Qualifica tion hinzukam, 
d. h. die Verleihung des entsprechenden 
reichsamtlichen (Fürsten- oder Grafen)-Titels" (femer 
S. 191). Nun auch an diesem entsprechenden Titel hat es 
in dem fraglichen Fall nicht gefehlt. 

Von diesem Standpunkt aus hat sich ein Agnat des gräf- 
lichen Hauses logisch richtig folgendermassen ausgesprochen: 
„Das Haus der Grafen von Törring aller dreie von 
demselben Stammvater seit 1557 sich ableitenden Linien, 
nämlich der Linie Seefeld, der Linie Jettenbach 
und der Linie Stein war niemals, wenn es auch 
seinen Stammbaum urkundlich bis zum Jahre 1000 zu- 
rückführt, reichsunmittelbar gewesen, bis 174 6 Graf 
Emanuel von Törring-Jettenbach die Josefa Gräfin von 
Arberg , Besitzerin der Reichsgrafschaft 
Gronsfeld, heirathete. 

„Da. diese Ehe kinderlos blieb, ernannte Gräfin Josefa 
ihren Gemahl zum Universalerben, welcher nun 
als Besitzer von Gronsfeld Sitz undStimme 
im Reichscollegium erhielt und nirgends und 
niemals wegen mangelnder persönlicher 
Qualifikation bea^n standet wurde! — Es 
steht also fest, dass 174 6 dem Hause Törring, resp. 
einem Mitgliede desselben, die persönliche Befähigung 
zur Ausübung der Reicheunmittelbarkeit unbestritten zu- 
gestanden wurde. Basirt war sie auf den Besitz der 
reichsunmittelbaren Herrschaft Gronsfeld, welche durch 
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testamentarische Verfügung vermacht war, 186 aber, 
als auch einem Mitgliede des Hauses Törring, welches 
allerdings nicht von derselben Linie abstammte, aber, und 
zwarin gerader Linie, von demselben Stamm- 
vater, und welches consequent ganz dieselbe gleiche 
persönliche Befähigung haben m uss, sowie dessen standes- 
herrliche Würde basirt ist auf dem Besitze der Standes- 
herrschaft Gutenzell , welche als Aequivalent für das 
reichsunmittelbare Gronsfeld gegeben war, diese Herr- 
schaft oder, was gleichbedeutend, ihr Aequivalent durch 
testamentarische Verfügung vermacht wurde, bestritt man 
diesem Mitgliede die persönliche Befähigung zur Aus- 
übung der standesherrlichen Rechte! — 

„Zusammengezogen lautet der Satz: 
Den Nachkommen des zweiten Sohnes, Kaspar H., 
(1557) der sich Hans Veit nannte, und Gründer der Linie 
Jettenbach war,* gestand man die persönliche Befähigung 
zur Reichsunmittelbarkeit bis zu seinem letzt,en Sprossen, 
dem Grafen Maximilian August, also bis 1860 zu, — 
den Nachkommen des ältesten Sohnes desselben 
Kaspar H. aber, der Gründer der Linie Seefeld wurde, 
bestreitet man die persönliche Befähigung, obgleich die 
Erwerbung der Basis der Reichsunmittelbarkeit, oder jetzt 
Standesherrlichkeit, in beiden Fällen auf ganz die gleiche 
Weise vor sich ging, nämlich: 1746 vermachte Gräfin 
Josefa als Besitzerin von Gronsfeld nach ihrem Tode dem 
Grafen Emanuel von Törring- Jettenbach testa- 
mentarisch die reichsunmittelbare Herrschaft, und 1860 
vermachte Graf Maximilian August als Besitzer von Guten- 
zell, dem Aequivalente von Gronsfeld, testamentarisch 
dem Grafen Maximilian, resp. Clemens von Törring zu 
Seefeld die Standesherrschaft. 

„Die Nothwendigkeit der persönlichen Befähigung zur 
Ausübung der standesherrlichen Rechte ist hierorts noch 
niemals bestritten worden,, aber sie wird als vorhanden 
behauptet und zwar als in der Linie Törring-See- 
feld ebenso gut, als.in der Linie Törring-Jet- 
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tenbach vorhanden, da dieselbe Qualifikation, welche 
dem Grafen Emanuel von Jettenbach 1746 unbeanstandet 
zugestanden worden^ wegen ganz gleicher Abstam- 
mung, auch jetzt dem Grafen Clemens von Seefeld zuge- 
standen werden muss, da beide in gerader Linie von 
demselben Stammvater abstammen und Graf Emanuel, 
wie oben schon gesagt, sowenig von einemvormals 
reichsständischen Geschlecht abstammt, als 
heute der Impetrant Graf Clemens! — 
„Man kommt, bei Behandlung dieser Sache, wie bei 
einem Rechnungsexempel mit verschiedenen Proben stets 
wieder zu demselben Resultat. 

„Die hohe EntSchliessung des Ministeriums des Innern sagt: 
„etc. etc. nur die Linie Törring- Jettenbach , welche" 
„sich schon im 16. Jahrhundert von den übrigen Linien" 
„abgezweigt, und im Jahre 1745 (soll heissen 1746)" 
„durch Erwerbung der Reichsgrafschaft Gronsfeld die" 
„Reichsstandschaft erlangt, eben damit aber als reichs-" 
„ständische Familie sich constituirt hatte" etc. 
„Es entsteht nun die Frage: 

a) wie wurde 1746 diese Reichsgrafschaft erworben? 
Antwort: Durch letztwillige Verfügung! — 

b) Wie wurde 1860 die Standesherrschaft erworben? 
Antwort: Durch letztwillige Verfügung! — 

„Wenn nun aber, in Folge letztwilliger Verfügung, im 
Jahre 1746 ein Mitglied des Hauses Törring, das vor- 
her niemals reichsunmittelbar gewesen, seine 
Familie, d. h. Linie als reichsständische constituiren 
konnte, so ist wahrlich kein Grund dagegen einzusehen, 
warum nicht, in Folge von letztwilliger Verfügung, 1860 
ein anderes Mitglied desselben Hauses, nur einer anderen 
Linie, welche aber von dem gleichen Stammvater abstammt, 
wie das erste, als reichsunmittelbar aner- 
kannte Mitglied, nicht auch seine Familie, d. h. Linie, 
als eine reichsständische, jetzt standesherrliche soll con- 
stituiren können! — 

6 
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„Die logische Noth wendigkeit zwingt daher zu dem 
Schlusssatze : 

„Man hätte 1746 den Grafen Emanuel von Törring-" 
„Jettenbach wegen mangelnder persönlicher Befa-" 
„higung in das ReichscoUegium nicht eintreten lassen" 
„dürfen, oder maii muss 1860 — beziehungsweise 1871," 
„dem Grafen Clemens Törring-Seefeld (jetzt Jetten-" 
„bach) die persönliche Qualifikation zur Ausübung der" 
„standesherrlichen Rechte zuerkennen." 



Unter dem 13. März 1871 ist ein Erlass des K. Mini- 
sterium des Innern an den Grafen Clemens von Törring- 
Jettenbach ergangen, durch welchen ihm auf das von ihm „in 
einer Eingabe vom 31. März 1869 angebrachte Gesuch um 
Anerkennung als württembergischer Standesherr", „in Ge- 
mässheit einer nach Vernehmung des Geheimen Raths er- 
gangenen Königlichen Ent Schliessung" vom 9. März, eröffnet 
wurde, dass seinem Gesuck keine entsprechende Folge habe 
gegeben werden können. 

Folgendes ist der Wortlaut dieses Erlasses: 

„Es kann im Allgemeinen dahin gestellt bleiben, welche 
Grundsätze im vormaligen deutschen Reichsstaats- 
recht in Betreff der üebertragung der Reichsstandschaft 
von einer Familie auf eine andere Familie oder von einer 
Linie einer Familie auf eine andere Linie gegolten haben, 
da diese Grundsätze auf die Entscheidung der vorliegen- 
den Frage desshalb von keinem Einfluss sind, weil die 
Rechtsverhältnisse der deutschen StandesheiTn, wenn auch 
mit Rücksicht auf ihre vormalige Stellung im deutschen 
Reiche festgesetzt, doch nur in dem Art. 14 der deut- 
schen Bundesacte ihre Grundlage haben, daher als 
eine staatsrechtlich neue Schöpfung nach jener bundes- 
rechtlichen Norm und nach den landesgesetzlichen Voll- 
zugsbestimmungen beurtheilt werden müssen. 

„Der Art. 14 der Bundesacte, welcher zugleich für die 
Interpretation der einschlägigen Bestimmungen der würt- 
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temberg'schen Verfassungsürkunde massgebend ist, hat 
aber den Genuss der standesherrlichen Standschaftsrechte 
mit bestimmten Familien, nämlich mit denjenigen, 
welche bis zum Jahre 1806 im Besitze der Reichsstand- 
schaft und Landeshoheit waren, beziehungsweise mit den 
jeweiligen Häuptern derselben verbunden, wie sich 
aus dem klaren Wortsinn des Artikels, insbesondere aus 
der Fassung des Eingangs unzweifelhaft ergibt. 

„Im Einklang hiemit steht die Bestimmung des §. 129. 
Ziff. 2 der w ürttembergi sehen Verfassungs- 
urkunde, wornach die Häupter der fürstlichen und 
gräflichen Familien etc. , auf deren Besi4zungen vormals 
eine Reichs- oder Kreistags-Stimme geruht hat, zur 
Standschaft berufen sind, Die Verfassungs-Ürkunde hat 
zwar die Familien, welche hier in das Auge gefasst sind, 
nicht ausdrücklich als vormals reichsständische bezeichnet. 
Es kann indessen diese Bestimmung nach der unizweifel- 
haften Absicht des Verfassungsgebers in keinem andern 
Sinne als dahin gedeutet werden, dass unter jenen Fa- 
milien blos vormals reichsständische zu verstehen sind, 
da die Verfassungsbestimmung lediglich zur Vollziehung 
des Artikels 14. lit. b. der deutschen Bundesacte dienen 
sollte, somit aus dem Geiste und Zwecke der Bundes- 
rechtlichen Norm zu erklären ist, wie denn im §. 253 
des Kgl. Verfassungs-Entwurfs ausdrücklich die Häupter 
der vormals reichsständischen fürstlichen und gräflichen 
Familien, auf deren Besitzungen im Königreich Reichs- 
oderKreistags-Stimmen geruht haben, als zur Standschaft 
berechtigt bezeichnet worden sind. 

„In diesem Sinn ist auch die Verfassungsbestimmung 
seit 1819 von der Staatsregierung constant ausgelegt 
worden. 

„Zu den im Jahr 1806 mittelbar gewordenen Reichs- 
ständen gehörte von der (durch Kaiserliches Diplom von 
1630 in den Reichsgrafenstand erhobenen) Gesammt Fa- 
milie Törring nur die Linie Törring-Jettenbach , .welche 
sich schon im 16. Jahrhundert von den übrigen Linien 
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abgezweigt und im Jahre 1745 durch Erwerbung der 
Reiehsgrafschaft Gronsfeld die Reichsstandschaft erlangt, 
eben damit aber als reichsständische Familie sich 
constituirt hatte, zu der im rechtlichen Sinne die von 
dem für die Gesammtfamilie gemeinschaftlichen Stamm- 
vater abstammenden Seitenverwandten einer anderen Linie 
nicht zu rechnen sind und auch in dem Falle nicht ge- 
rechnet werden könnten, wenn dieser Seitenlinie ein zur 
Zeit des deutschen Reichs begründetes eventuelles Suc- 
cessionsrecht bezüglich jener reichsständischen Besitzung 
resp. ihres nachmaligen Surrogats zugestanden wäre. 

„Die gegenwärtig allein noch blühende Linie Törring- 
Seefeld dagegen war zur Zeit der Mediatisirung der 
deutschen Reichsstände nur von jeher landsässig, nämlich 
der bayerischen Landeshoheit unterworfen und hat folge- 
weise durch die Vorgänge des Jahres 1806 in staats- 
rechtlicher Beziehung keine Veränderung erlitten, auf 
diese Familie finden daher die Bestimmungen des Art. 14 
der Bundesacte und des §. 129, Ziflf. 2 der Verfassungs- 
Urkunde nach Obigem keine Anwendung. Hiemach 
konnte, wenn auch die (vermöge des Reichsdeputations- 
recesses von 1803 an die Stelle der Reichsgrafschaft 
Gronsfeld getretene) Herrschaft Gutenzell von der 1860 
im Mannsstamme erloschenen Linie Törring-Jettenbach 
in Gemässheit testamentarischer Verfügung des Grafen 
Maximilian August als letzten männlichen Sprossen dieser 
Linie auf die Linie Törriug- Seefeld übergegangen ist, 
diess nicht zugleich denüebergang der Standesherr- 
lichkeit, welche die vormalige Reichsstandschaft und 
Landeshoheit der betreffenden Familie zur fundamentalen 
Voraussetzung hat, zur Folge haben. Die Annahme des 
Herrn Bittstellers , dass Graf Maximilian August als der 
Letzte vom Mannsstamme der Linie Törring-Jettenbach 
und als letzter Standesherr befugt gewesen sei, über die 
standesherrlichen Vorrechte als Bestandtheil des gestif-" 
teten Fideiconmiisses Gutenzell zu Gunsten der von ihm 
bezeichneten Nachfolger letztwillig zu verfügen , beruht 
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auf einer mit der rechtlichen Natur der standesherrlichen 
Vorrechte nicht im Einklänge stehenden Auffassung. 
„Allerdings sind diese Vorrechte den Standesherren in 
Rücksicht auf ihre vormals reichsständischen Besitzungen 
verliehen worden, allein dieselben haben damit keines- 
wegs die Eigenschaft von wahren Eigenthums- oder Real- 
Rechten erhalten, welche als solche der freien privat- 
rechtlichen Verfügung unterliegen würden ; vielmehr stellen 
sie sich ihrer rechtlichen Natur nach als Privilegien 
dar, deren Ausübung von den Bestimmungen des öff ent- 
lichenRechts, welchen sie ihre Entstehung verdanken, 
abhängt, womach der auf hausgesetzlicher Erbfolge be- 
ruhende Besitz einer Standesherrschaft zwar die reale 
Grundlage der Standesherrlichkeit bildet, ausserdem aber 
noch die persönliche standesherrliche Befähigung, nämlich 
die Abstammung von einem vormals reichsständischen Ge- 
schlechte, ein weiteres wesentliches Erfordemiss der 
standesherrlichen Vorrechte ist. 

„Da nun der Herr Graf Clemens, wenn er auch den 
Namen Törring-Jettenbach angenommen hat und in den 
rechtlichen Besitz des standesherrlichen Fideicommisses 
Gutenzell eingetreten ist, doch als Angehöriger der Linie 
Törring - Seefeld nach dem oben bemerkten und nach 
seinem eigenen Anerkenntnisse nicht von einer vormals 
reichsständischen Familie abstammt, somit einer für die 
Ausübung der standesherrlichen Vorrechte, insbesondere 
des Standschaftsrechts, nach §. 129, Ziff. 2 der Verfassungs- 
ürkunde, vergl. mit Art. 14 der Bundesacte, wesentlich 
erforderlichen persönlichen Eigenschaft ermangelt, so 
konnte seinem Gesuche um gnädigste Anerkennung als 
württembergischer Standesherr und als Mitglied der 
ersten Kammer keine entsprechende Folge gegeben 
werden." 
Die Begründung des K. Ministerium gibt zu mancherlei 

Bedenken Anlass. 

1) Der Gipfel der Weisheit der württembergischen Büreau- 

kratie, die mit ihren altwürttembergischen Ideen einen unab- 
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hängigen Adel nicht vereinbar fand, war die Annahme, dass 
zur Erhebung Württembergs zur vollen Glückseligkeit nichts 
fehle, als dass der standesherrliche Adel unschädlich gemacht, 
nämlich ihm jeder Einfluss auf die öffentlichen Zustände ent- 
zogen werde. Dem gemäss wurden in früheren Jahren von 
der Staatsfinanzverwaltung die Güter verschiedener Standes- 
herrrn angekauft, wobei die Ansicht zum Grund lag, dass ein 
Standesherr durch den Verkauf seiner Güter an den Staat 
die Standesherrlichkeit verliere. Jetzt braucht der Staat kaum 
noch Geld zu dem Zweck auszugeben, um das württembergi- 
sche Blut rein von diesem Element zu erhalten. In der That 
hat in jüngster Zeit die Rechtstheorie grosse Fortschritte ge- 
macht. Einem Grafen, der nicht eine einzige seiner in Würt- 
temberg gelegenen Realitäten veräussert hatte, wurde der 
Genuss der standesherrlichen Rechte streitig gemacht, weil 
er nicht in Württemberg wohne. Durch Verfügung vom 
1. Mai 1862 sprach das Ministerium des Innern dem Fürsten 
Otto Karl zu Oettingen-Spielberg die Ausübung des bisherigen 
standesherrlichen Standschaftsrechts aus dem Grund ab, weil 
diese Ausübung nach §. 129. Z. 2 der Verfassüngsurkunde 
durch eine Besitzung, auf welcher vormals eine Reichs- oder 
Kreistagsstimme ruhte, bedingt sei, weil femer die frühere 
diesfalls in grund- und gutsherrlichen Rechten und 
Gefällen des fürstlichen Hauses in Württemberg bestandene 
Grundlage mit dem Aufhören dieser Rechte in Gemässheit der 
art. 1, 7 und 19 des Grundentlastungsgesetzes vom 14. April 
1848 und der weitern entsprechenden Bestimmungen der 
diesem nachgefolgten Gesetze von 1848/49 weggefallen sei, 
das ausserdem aber noch dem fürstlichen Hause in Württem- 
berg alternirend mit der Krone zustehende Patronatrecht zu 
der evangelischen Pfarrei Walheim für sich allein nicht unter 
den Begriff einer standesherrlichen Besitzung, einer 
Standesherrschaft, als ein früher mit Reichs- und Kreisstand- 
schaft behaftetes Gebiet erfordernd, unterstellt werden 
könne, weil endlich die einzige Besitzung, bei welcher es 
sich um das Zutreffen der Voraussetzung des §. 129 der 
Verfassungsurkunde fragen könnte, nämlich die Waldparzelle 
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Frauenmaad im Gemeindebezirke Thannhausen, 0/A. Ellwangen, 
von einer vormals reichsritterschaftlichen, also nicht reich s- 
und kreisständischen Besitzung herrühre, (als ob 
Mch dem Keichsstaatsrecht grundherrliche Rechte und Wald- 
parzellen mit der Reichs- und Kreisstandschaft hätten „be- 
haftet" sein können und als ob es in das Belieben des Staats, 
welchem ein ehemaliger Landesherr subjicirt worden ist, ge- 
stellt wäre , durch Ablösungsgesetze wie das Vermögen , so 
auch die standesherrlichen Rechte zu entziehen I). Welche 
Theorien in dem Fall des Grafen v* Erbach und in dem 
Fall des Grafen v. Törring aufgestellt worden sind, ist im 
Vorstehenden zur Genüge dargelegt, und es ist zu befürchten, 
dass auch ein dritter, gegenwärtig anhängiger Fall ein ähn- 
liches Schicksal erleiden werde. Bei alle dem ist hauptsäch- 
lich zu verwundem, dass die württembergischen Staatsbeaniten 
es mit der Aufstellung solcher Theorien so leicht nehmen und 
wie sie, um einen neu erfundenen Ausdruck anzuwenden, sich 
so sehr angelegen sein lassen mochten, die württembergische 
erste Kammer von den Standesherrn zu „evakuiren", nicht 
anders, als ob es sich um ein so verdienstliches Geschäft 
handelte, als die „Evakuirung" der Spitäler in Frankreich 
von Kranken war. Allerdings war zu Anfang dieses Jahr- 
hunderts das Mediatisiren eine angenehme Sache, nur nicht 
für diejenigen, welche mediatisirt worden sind; allein unsere 
Staatsmänner und unsere Rechtskünstler hätten bedenken 
sollen, dass wir noch lange nicht am Ende aller Dinge sind ; 
und es wäre deshalb der Klugheit angemessen gewesen, die 
Lage der Mediatisirten in den kleinen Staaten so viel mög- 
lich zu erleichtern. Allein jetzt noch, da das Mediatisiren 
bereits an die kleinen Staaten selbst heranreicht, vom strengen 
Recht abweichen und gegen die Mediatisirten beliebige Theo- 
rien zur Anwendung bringen, deren Anwendung auf die kleinen 
Staaten diesen möglicher Weise einen jähen Untergang be- 
reiten könnte, heisst denn doch mit dem Feuer spielen. 

2) Um zu einer richtigen Beurtheilung des in Frage 
stehenden Rechtsverhältnisses zu gelangen, hätte das K. Mi- 
nisterium nicht von einer so wenig begründeten Ansicht über 
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die Quellen des Adelsrechts ausgehen müssen. Es gab eine 
Zeit, — es war dies zugleich die traurigste Zeit der deutschen 
Rechtswissenschaft — wo auf der Landesuniversitat gelehrt 
wurde, es gebe kein gemeines deutsches Privatrecht, kdn 
gemeines deutsches Strafrecht, kein gemeines deutsches Staats- 
recht. , Gibt es kein gemeines deutsches Staatsrecht, so war 
es nur consequent, mit der Aufhebung des deutschen Reichs 
und mit seiner Auflösung in eine Reihe Partikularstaaten eine 
neue Welt beginnen zu lassen und „die Rechtsverhältnisse 
der deutschen Standesherrn für eine staatsrechtlich neue 
Schöpfung" zu erklären, welche nur in dem art. XIV. 
der deutschen Bundesakte und nach den landesgesetz- 
lichenVollzugsbestimmungen beurtheilt werden müsse. 
Weiter ist bekanntlich seiner Zeit das K. Obertribunal ge- 
gangen, indem es die Landesgesetze über die Bundesgesetze 
setzte, dies z. B. in der Form, dass, wenn ein Standesherr 
in einem Rechtsstreit mit einem Falllehenmann sein Eig^- 
thumsrecht geltend machte und der Berufung des Falllehen- 
manns auf das IL Edikt vom 18. November 1817 entgegen- 
hielt, die K. Staatsregierung sei nicht berechtigt gewesen, die 
durch die rheinische und die deutsche Bundesakte garantirten 
Eigenthumsrechte der Mediatisirten zu beeinträchtigen, es 
dürfe daher das diese Rechte verletzende IL Edikt nicht gegen 
die Standesherrschaft angewendet werden, — diese Einwen- 
dung von dem K. Obertribunal stets aus dem merkwürdigen 
Grund verworfen wurde: bekanntlich sei die richterliche 
Gewalt der gesetzgebenden Gewalt untergeordnet, da- 
her es dem Richter nicht zustehe, über die innere Recht- 
mässigkeit eines von der Staatsregierung in äusserlich 
giltiger Form erlassenen und gehörig verkündigten Gesetzes 
zu urtheilen, er habe vielmehr nur in Gemässheit der Ge- 
setze Recht zu sprechen, weshalb dem Richter auch nicht 
eine Prüfung darüber zustehe, ob die Bestimmungen des 
IL Ediktes dem betreffenden Inhalte der rheinischen und 
deutschen Bundesakte zuwiderlaufen oder nicht, sondern er 
verpflichtet sei, dieses Landesgesetz in allen vorkommen- 
den Fällen in Anwendung zn bringen, in welchen nicht einer 
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einzelnen Standesherrschaft gegenüber die Vollziehung des 
Gesetzes von der Staatsregierung suspendirt ' worden 
sei, N. 112. 
N. 112. vergl. z. B. Entscheidungsgründe vom 10. Februar 
1841 in der Ationssache der Gräflichen Standesherrschaft 
Waldbott-Bassenheim gegen Anton Weber von Maselheim. 
(als ob nicht die Gerichte ^das bestehende Recht und 
das ganze bestehende Recht, komme dieses woher es wolle, 
anzuerkennen und anzuwenden hätten !). Man wird kaum 
irren , wenn man behauptet , dass solche Ansichten in dem 
neuen Bund, in welchen Württemberg eingetreten, sich schwer- 
lieh mehr geltend machen werden. Wenigstens hat die Ver- 
fassung des deutschen Bundes vom 15. November 1870 in 
art. 2 die Warnungstafel ausgehängt : „Innerhalb dieses Bun- 
desgebietes übt der Bund das Hecht der Gesetzgebung nach 
Massgabe des Inhalts dieser Verfassung und mit der Wir- 
kung aus, dass die Bundesgesetze den Landes- 
gesetzen vorgehen." Hierin ist der natürliche Satz aus- 
gesprochen, dass nicht blos der einzelne Staat dem Ganzen 
untergeordnet ist, sondern auch die Gerichte die Bundesge- 
setze über die Landesgesetze zu stellen haben. Ein Satz 
aber, der sich bezüglich des neuen deutschen Bundes von 
selbst versteht, muss auch auf die Gesetze des früheren deut- 
schen Bundes seine Anwendung finden. 

Das K. Ministerium des Innern verläugnet denn auch die 
Annahme des K. Obertribunals, dass die Anwendbarkeit von 
bundesrechtlichen Normen von dem Gutdünken der einzelnen 
Landesregierung abhänge, erkennt vielmehr ausdrücklich an, 
dass die auf die SUndesherrn bezüglichen Bestimmungen der 
württembergischen Verfassungsurkunde nur die Vollzugs- 
bestimmungen des art. XIV. der deutschen Bundesakte 
bilden. Allein das K. Ministerium untergräbt gleichwohl der 
deutschen Bundesakte dadurch den Boden, dass es das Recht 
der Standesherrn von der Vergangenheit ablöst und in die 
Luft stellt. Es lässt sich dies aber im vorliegenden Fall um 
so weniger rechtfertigen, als nicht blos die württembergischen 
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Gesetze den Standesherrn das Recht der Autonomie ein- 
räumen, N. 113. 

N. 113. Adelsstatut von 1817, §. 28, 2. 
worunter die Jurisprudenz von jeher das Recht der Familien 
des hohen Adels pro sua cujusque conditione Aeüniendijura^ua 
domestica, das Recht, in ihren Erb- und Familienverhältnissen 
nach selbstgewählten Normen zfr leben, verstand und ver- 
steht, N. 114. 
N. 114. Pütter, primae lineae jur. priv. princ. ed. IIL 
Proleg. §. 4. p. 5. Derselbe, Bey träge zum Teutschen 
Staats- und Fürsten-Rechte Thl. IL S. 114. Gönner, 
Staatsrecht §.73, 240, 288. Beseler, deutsches Privat- 
recht 2. Aufl. S. 704 f. Zachariä, deutsches Staats- 
und Bundesrecht 3. Aufl. I. §. 98. Schmid, Staatsrecht 
I. S. 271. Kl über, öffentliches Recht §. 306. K. S. 
Zachariä, die Souverainetätsrechte der Krone Würtem- 
berg etc. S. 113. H. A. Z achariä, über den territo- 
rialen Umfang der standesherrlichen Vorrechte in Deutsch- 
land S. 36f. Maurenbrecher, deutsches Staatsrecht 
S. 221, 435. Heffter, die Sonderrechte etc. S. 39, 81 f. 
Roth, bayrisches Civilrecht I. S. 101 f. 193. K. Maurer, 
in der kritischen üeberschau Bd. 11. S. 229 f. vergl. 
Kohl er, deutsches Privatfürstenrecht S. 312 f. 
sondern auch die deutsche Bundesakte in art. XIV. c. 2 aus- 
drücklich angeordnet hat, dass nach den Grundsätzen der 
früheren deutschen Verfassung die noch bestehenden 
Familien vertrage der im Jahr 1806 und seitdem mit- 
telbar gewordenen ehemaligen Reichsstä,nde aufrecht erhalten 
werden und ihnen die Befugniss zugesichert wurde, über ihre 
Güter und Familienverhältnisse verbindliche 
Verfügungen zu treffen , womit doch ganz gewiss das 
Recht der Standesherrn, ihre Nach- und Erbfolge durch Te- 
stament (unter den geeigneten Voraussetzungen) zu bestimmen, 
begriffen war. N. 115. 
N. 115. Klüber, öffentliches Recht 3. Aufl. §. 306 und 
N. a, §. 313 und N. d. Derselbe, Abhandlungen und 
Beobachtungen Bd. I. S. 84 f. Gerber, deutsches 
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Privatrecht 10. Aufl. §.29. Pütter, Beyträge a. a. 0. 

S. 126. 

Es ist daher nicht klar, wie das K. Ministerium auf die 
Idee gerathen konnte, dass zur Ei'werbung der Standesherr- 
lichkeit „die persönliche standesherrliche Befähigung, nämlich 
die Abstammung von einem vormals reichsständischen Ge- 
schlechte, ein wesentliches Erforderniss " sei. Daraus, dass 
in art. XIV. der deutschen Bundesakte den im Jahr 1806 
und seitdem mittelbar gewordenen Reicbsständen ein gleich- 
förmig bleibender Rechtszustand verschafft wurde, kann un- 
möglich gefolgert werden, dass ein Standesherr, welcher der 
letzte seiner Familie ist, nicht einen Nachfolger für seine 
standesherrlichen Rechte durch Testament ernennen könne. 
Dass Abstammung nur eine der verschiedenen Arten der 
Erwerbung der Standesherrlichkeit sei, darauf hat schon Fürst 
von Waldburg- Wolfegg- Waldsee als Mitberichterstatter in dem 
Fall des Grafen von Erbach in dem mehrangeführten Bericht 
vom 14. Januar 1865 (S. 8) aufmerksam gemacht. 

Uebrigens scheint die Abstammung als ausschliesslicher 
Grund der Erwerbung nach der Auffassung der württember- 
gischen Juristen eine Art Prädestination für sich zu haben. 
Hat ja doch Mohl (Staatsrecht I. S. 156 f.) die Ansicht 
Maurenbrecher 's, dass ein König von Württemberg, wenn 
er nur der letzte Besitzer sei, über Land und Leute zu Gun- 
sten eines jeden, selbst eines NichtSouveräns verfügen könne, 
ohne allen und jeden Grund verworfen ; denn ein Grund ist 
es doch offenbar nicht, wenn Mohl sich darauf stützt, dass, 
weil nach §. 85 der Verfassungsurkunde der König durch 
Verträge mit Auswärtigen keinen Theil des Staatsgebietes 
und Staatseigenthums veräussern darf, er noch viel we- 
niger das ganze Land „hingeben" dürfe, als ob die Erteilung 
eines Nachfolgers eine „Hingebung" des Landes wäre und 
Württemberg im Fall der Succession dieses Nachfolgers ^ganz 
aufhören" würde, „zu bestehen." 

3) Das E. Ministerium lässt durchschimmern, dass der 
Linie Törring-Seefeld ein zur Zeit des deutschen 
Reichs begründetes eventuelles Successionsrecht „bezüglich 
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der reichsständischen Besitzung" der Linie Törring- Jettenbach 
(der „Reichsgrafschaft Gronsfeld") resp. ihres nachmaligen 
Surrogats (der „Herrschaft Gutenzeil") zugestanden sei. Es 
wird auch nicht in Abrede gezogen, dass die Herrschaft Guten- 
Zell von der 1860 im Mannsstamm erloschenen Linie Törring- 
Jettenbach in Gemässheit testamentarischer Verfügung des 
Grafen Maximilian August als letzten männlichen Sprossen 
dieser Linie auf die Linie Törring-Seefeld übergegangen ist. 
Es wird aber behauptet, dass dies nicht zugleich den lieber- 
gang der Standesherrlichkeit, welche die vormalige Reichs- 
standschaft und Landeshoheit der betreflfenden Familie zur 
fundamentalen Voraussetzung habe, zur Folge haben konnte. 
Es ist schwer abzusehen, wie diese Ansicht sich mit der Be- 
stimmung in art. XIV. c. 2 der Bundesakte, der zufolge „nach 
den Grundsätzen der früheren deutschen Verfas- 
s u n g die noch bestehenden Familien verträge aufrecht 
erhalten werden", sollte vereinigen lassen können. 

4) Das K. Ministerium unterscheidet zwischen Staats- 
recht und öffentlichemRecht. Auch unsere Gerichte 
haben sich von der Theorie, welche die französischen Juristen 
in Betreff der im öffentlichen Recht begründeten öffent- 
lichen Rechte aufgestellt haben, N. 116. 

N. 116. vergl. Mittermaier im civ. Arch. Bd. 21. 
S. 254 f., Bd. 22. S. 47 f. 
ankränkeln lassen, aber keine Behörde hat je zu sagen ge- 
wusst , was denn das öffentliche Recht neben dem Staats- 
recht bedeuten soll; und es dürfte wohl endlich Zeit sein, 
diesen angeblichen Unterschied sich ins Klare zu setzen und 
denselben, wenn er sich als unhaltbar herausstellt, fallen zu 
lassen. 

5) Das K. Ministerium bestreitet die Annahme, dass Graf 
Maximilian August als der Letzte vom Mannsstamm der Linie 
Törring-Jettenbach und als letzter Standesherr befugt gewesen 
sei, über die standesherrlichen Vorrechte zu Gunsten der von 
ihm bezeichneten Nachfolger letztwillig zu verfügen, darum, 
weil dieselben „keineswegs die Eigenschaft von wahren E ige n- 
thums- oder Realrechten" haben, „welche als solche der 



Digiti 



izedby Google 



Beitrag z. Lehre v. Landstandschaftsrecht d. Standesherm. 93 

freienprivatrechtlichenVerfügung unterliegen 
würden." Allein bekanntlich unterliegen die Rechte nicht 
nothwendig der freien Verfügung des Berechtigten, wofür ge- 
nügen mag auf die Familienfideicommisse hinzuweisen. Und 
es liegt wenigstens keine Consequenz darin, wenn das K. Mi- 
nisterium die „Herrschaft Gutenzeil" von der Linie Törring- 
Jettenbach in Gemässheit testamentarischer Verfügung des 
Grafen Maximilian August auf die Linie Törring-Seefeld über- 
gehen lässt, nicht aber auch die Standesherrlichkeit; denn 
wie vormals die Landeshoheit einen Bestandtheil des Besitz- 
thums der vormaligen reichsständischen Häuser bildete, N. 117. 

N. 117. Heffter, die Sonderrechte, S. 165. 
so bildet jetzt die Standesherrlichkeit einen Bestandtheil des 
'Besitzthums eines standesherrlichen Hauses. 

Uebrigens ist es eine völlige Verläugnung des art.^XIV. 
der deutschen Bundesakte, wenn das K. Ministerium der 
Standesherrlichkeit den Charakter eines Eigenthumsrechts ab- 
spricht. Nach lit. c. sollen den ehemaligen Reichsständen 
überhaupt in Rücksicht ihrer Personen, Familien und Be- 
sitzungen alle diejenigen Rechte und Vorzüge zugesichert 
werden oder bleiben, welche aus ihrem Eigenthum und 
dessen ungestörtem Genüsse herrühren , und nicht zu der 
Staatsgewalt und den höhern Regierungsrech- 
ten gehören. Hierüber hat sich das Oberappellationsgericht 
zu Celle in einem Bescheid vom 16. November 1847 folgender- 
massen ausgesprochen: 

aus der Beschaffenheit der bei dieser Bestimmung na- 
mentlich aufgeführten Rechte geht hervor, dass unter 
den aus dem >Eigen th um entsprungenen Rechten 
nicht lediglich diejenigen verstanden sind, welche das 
Eigenthum seinem gewöhnlichen rechtlichen BegrifiFe nach 
in sich schliesst, sondern zugleich solche, welche bisher, 
wie noch jetzt, lediglich in Folge eines grösseren Grund- 
besitzes nicht selten ohne die Landeshoheit bestanden 
haben und noch jetzt bestehen, ihrem Wesen nach aber 
zu den Hoheitsrechten zu zählen sind." N. 118. 
N, 118, Seuffert Arch. XI. S. 17. 
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Damit ist auch die Wissenschaft einverstanden. Es lehrt 
z. B. Zöpfl N. 119: 
N. 119. Staatsrecht IL S. 144 f. 

^Das Neue , was in Bezug auf diese [den Standes- 
herrn zugesicherten] Rechte durch die Rheinbundsakte 
eingeführt und durch die K. bayerische Declaration und 
in der Bundesakte beibehalten worden ist, bestehet nur 
darin, dass diesämmtlichen den Standesherren nach 
Abzug der für wesentliche Souverainetätsrechte erklärten 
Befugnisse belassenen Rechte, ohne weitere 
Unterscheidung, ob sie nach der älteren Reichs- 
verfassung in der Landeshoheit wurzelten, oder 
eigentliche Regalien, oder nur grundherrliche 
oder feudalherrliche Rechte waren, für patrimo- 
aiale Rechte erklärt, d. h. wahren grundherrlichen 
und Eigenthumsrechten hinsichtlich ihres juristischen 
Wesens, also hinsichtlich der Zuständigkeit, Ver- 
fügungs- und Verer bungsbefugniss , Aus- 
übung und Unentziehbarkeit völlig gleichge- 
stellt worden sind, wenn sie auch nach dem ReichV 
rechte nicht zu dieser Klasse von Rechten gezählt werden 
konnten. Ganz deutlich ist hierüber die Rheinbundsakte 
art 27 (Les Princes ou Comtes . . . conserveront chacun, 
comme propri^t^ ptUrimoniale et prwee etc. , d. h. mit 
dem Charakter eines Patrimonial- und Privat- 
eigenthums). Ganz in gleicher Weise spricht sich 
die k. bayerische Declaration vom 19. März 1807 aus, 
und eben dies ist es, was die deutsche Bundesakte mit 
dem weniger gut gewählten Ausdrucke ^„Rechte und 
und Vorzüge, welche aus ihrem (der Standesherm) Ei- 
genthum und dessen ungestörten Genüsse 
herrühren"" ausdrücken will." N. 120. 
N. 120 vergl. ferner Zöpfl, die neuesten Angriflfe etc. 
S. 79 f. Heffter, die Sonderrechte etc. S. 57, 59. 
&) Nach der Auffassung des K. Ministerium sind „die 
standeslierrlichen Vorrechte ihrer rechtlichen Natur nach Pri- 
vilegien, deren Ausübung von den Bestimmungen des öffent- 
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liehen Rechts, welchen sie ihre Entstehung verdanken, 
abhängt. Was die Behörden in Württemberg sich unter den 
aus dem sg. öffentlichen Recht entsprungenen sg. öffentlichen 
Rechten vorstellen, ist bekannt, — nämlich Rechte, die eben 
keine Rechte sind. N. 121. 
N. 121 vergl württ. Arch. E. S. 20, 141, 315. V, S. 238, 
313 f., VI. S. 253 f. I. S. 273. Seuffert, Arch. XIV. 
nr. 247, XI. nr. 96. Berner -Schäfer, Civilprozess 
S. 56. Das Gesetz voh\ 13. November, welches „die Rechts- 
mittel in Verwaltungs- Justizsachen" regeln sollte, zeigt 
am besten das nichtige Wesen dieser Verwaltungsjustiz- 
sachen. Hat es doch das Ministerium des^ Innern samt 
der Elite der württembergischen Juristen zu keiner klareren 
Definition des Begriffs dieser Administrativjustizsachen ge- 
bracht, als zu der Erklärung in art. 1 des Gesetzes, wör- 
nach „die Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes An- 
wendung finden auf solche Streitigkeiten, in welchen über 
Ansprüche, die sich auf das öffentliche Recht gründen, im 
Geschäftskreise des Departements des 
Innern entschieden wird." üebrigens hat unser 
höchstes Gericht nicht alle Zeit den Grundsatz befolgt, 
dass, wenn eine Handlung „auf Vorschriften des öffent- 
lichen Rechtes beruhe" und deshalb „das hiedurch 
begründete Rechtsverhältniss als ein dem öffentlichen 
Rechte angehöriges erscheine", folglich „nicht ein pri- 
vatrechtliches sei", die Ci vilge rieh te zur Ent- 
scheidung nicht zustäadig sei^" (vergl. Seuffert 
a. a. 0. XI. S. 132). Lehrreich sind in dieser Richtung 
die Entscheidungsgründe vom 27. April 1829 in der Ations- 
Sache zwischen der kurfürstlich hessischen Generalcontrole 
in Kassel, Kl., Antin, und dem Fürsten von Hohenlohe- 
Waidenburg zu Kupferzell, BekL, Aten, eine Schuldforde- 
rung von ursprünglichen 200,000 fl. samt Zinsen vom 1. Juli 
1806 betreffend, und vom 4. Februar 1845 in der Ations- 
sache zwischen der Direction des Churfürstlich Hessen'schen 
Staatsschatzes zu Cassel , Kl., NachbekL, Antin, und dem 
Fürsten von Waldburg-Zeil-Wurzach, Bekl, Nachkh, Aten, 
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Darlehensforderung in der Vorklage und Herausgabe einer 
Schuldverschreibung in der Nachklage betreifend. Es mag 
genügen, aus den letzteren den Satz anzuführen: „Der 
Churfürst löste durch seine Entfernung die Bande, welche 
seine ünterthanen an ihn knüpften, und da ein Staat nicht 
ohne Oberhaupt gedacht werden kann, so musste die 
Staatsgewalt auf den Eroberer des Landes übergehen." In 
der That ein Satz, der mit den Vorschriften des Privat- 
rechts überall nichts zu thun hat. 
Aber auch abgesehen hievon würde, wenn auch nur dem 
Berechtigten der richterliche Schutz versagt würde, dieser in 
den meisten Fällen so gut wie rechtlos sein, weil es nämlich 
nur eine zufällige Fügung der Umstände ist, wenn diejenige 
Staatsbehörde, welche bei uns im einzelnen Fall die Entschei- 
dung an sich zieht, die erforderlichen Rechtskenntnisse besitzt. 
Es bedarf hier nur der Hinweisung auf den von dem früheren 
Präsidenten des Obertribunals v. Bezzenberger Namens 
der staatsrechtlichen Commission über den Fall des Grafen 
V. Erbach erstatteten Bericht vom 14. Januar 1865 (S. 2). 
Da in diesem Fall „der K. Geheime Rath" zuerst „bei seinem 
Gutachten n u r in seiner Eigenschaft als berathendeBe- 
hörde gehandelt hatte, „so wurde dem Reclamanten gemäss 
dem Seitens der staatsrechtlichen Commission an die Hand* 
gegebenen Beschluss vom 13. October 1861 bedeutet, dass er 
zunächst gegen den Bescheid des Ministerium des Innern 
den Instanzenweg durch Anrufen des K. Geheimen 
Raths als richterlicher Behörde zu verfolgen habe. Es 
lässt sich in der *That kein* grösserer Widerspruch denken : 
Das K. Ministerium des Innern, eine politische Behörde, zu 
deren „Wirkungskreis die Wahrnehmung der Hoheitsrechte 
des Staats überhaupt und insbesondere inRück- 
sicht auf die Verhältnisse der im Königreiche begü- 
terten Standes herren, sowie des übrigen Adels" ge- 
hört, N. 122. 
N. 122. vergl. Mohl, Staatsrecht II. S. 28. Hof- und 
Staatshandbuch des Königreichs Württembergs von 1866. 
S. 731. 
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soll zugleich tib^ die iödividuellen Rechte der Standesäiemi, 
sowie des übrigen Adels, in rechtskräftiger Weise zu ent- 
scheiden haben! N. 123. 

N. 123. vergl. hiegegen Zöpfl im civ. Areh. Bd. 27. S. 088 f. 
Heffter, die Sonderrechte etc. S. 32 f. 
Allerdings sind die den Standesherrn in art XIV. der 
deutschen Bundesakte gemachten Zugeständnisse Privile- 
gien, nämlich „gegenüber den allgemeinen Rechtszuständen 
in* den deutschen Einzelstaaten" , aber sie sind nicht in dem 
Sinn Privilegien, dass sie nicht zu den individuellen Rech- 
ten der Standesherrn zählen würden. „Von wesentlicher Be- 
deutung für den Rechtsbestand dieser Privilegien ist es, dass 
dieseilben auf einem völkerrechtlichen Vertraigsact aller deut- 
schen Stäatsregiemngen beruhen, wodurch der einseitigeil Ab- 
änderung oder Aufhebung Seitens der feüiz^lneii Contrahenteh 
vorgebeugt war und noch ist, da doch mit Auflösung des 
deutschen Bundes die von den Mitgliedern desselben über- 
nommenen Vertragsverbindlichkeiten gegen Dritte nicht von 
selbst cassirt worden sind. Die Subjicirten Häuser haben aus 
den zu ihren Gunsten getroffenen Bestimmungen des Art. XIV., 
denen sie sich ja allenthalben gefügt haben — selbst auch 
Vertragsansprüche gewonnen. N. 124. 

N. 124. So Heffter, die Sonderrechte etc. S. 59 f. 
7) Damit ist zugleich die Bemerkung in dem Erlass vom 
13. März widerlegt, auf welche das K. Ministerium grosses 
Gewicht zu legen scheint, die Bemerkung nämlich, dass die 
Verfassungsbestimmung seit 1819 von der Staatsregierung 
constant in dem Sinn ausgelegt worden sei, dass die Abstam- 
mung von einer vormals reichsständischen Familie bedingt 
sei. Der König von Württemberg hat bekanntlich die deutsche 
Bundesakte nicht geschaffen, er ist vielmehr nur einer der 
deutschen Regenten gewesen, welche die Bundesakte errichtet 
haben. So bildet das Recht der Standesherrn heute noch 
einen Theil des gemeinen deutschen Rechts, und es ist da- 
her nicht thunlich, der Auffassung einer einzelnen deutschen 
Regierung ein entscheidendes Gewicht für die Auslegung der 
deutschen Bundesakte beizulegen. Indess ist kaum abzusehen, 
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wie und wo die suigebiiche constante Auslegung der Württem- 
bergiscfaen Staatsregierung sich manifestirt haben sollte, da 
doch der Gutenzeller Fall der erste ist, in welchem die Frage 
von der Nothwendigkeit der Abstammung von einer reichs- 
ständischen Familie zur Erörterung gekommen ist. 

Uebrigens darf schliesslich nicht unerwähnt bleiben, dass 
kaum im eigentlichen Sinn von einer Auflegung der Staats- 
regierung die Bede gewesen ist. Da nach der württem- 
bergischen Verfassungsurkunde (§. 4) der König alle Rechte 
der Staatsgewalt in sich vereinigt und ausübt, da folglich dem 
König die Regierung des Staats zusteht, so müsste die fragliche 
constante Auslegung, wenn sie als Auslegung der Staatsregie- 
rung sollte bezeichnet werden dürfen, von dem Staatsober- 
haupt ausgegangen sein. Der Beweis bievon ist aber noch 
nirgends zu führen versucht worden. 
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